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1.  Vorbemerkung  

WelchÕ schšne Idee!!  

Setzen wir doch ältere Menschen in die Gefängnisse und die Verbrecher in Heime für ältere Men-

schen. Auf diese Art und Weise: 

 

§ hätten unsere alten Leute täglich Zugang zu einer Dusche, Freizeit, Spaziergänge, Arznei-

mittel, regelmäßige Zahn- und medizinische Untersuchungen. 

§ Sie würden Anspruch auf Rollstühle usw. haben. 

§ Sie würden Geld erhalten, anstatt für ihre Unterbringung zu zahlen. 

§ Dazu hätten sie Anspruch auf eine konstante Überwachung durch Video, würden also im Not-

fall sofort Hilfe bekommen. 

§ Ihre Betten würden 2 Mal pro Woche und ihre eigene Wäsche regelmäßig gewaschen und ge-

bügelt bekommen. 

§ Sie hätten alle 20 Minuten Besuch vom Wärter und würden Ihre Mahlzeiten direkt im Zimmer 

bekommen. 

§ Sie hätten einen speziellen Raum, um ihre Familie zu empfangen. 

§ Sie hätten Zugang zu einer Bibliothek, zum Gymnastikraum, physischer und geistiger Thera-

pie sowie Zugang zum Schwimmbad und sogar das Anrecht auf kostenlose Weiterbildung. 

§ Auf Antrag wären Schlafanzüge, Schuhe, Pantoffeln und sonstige Hilfsmittel legal kostenlos 

zu bekommen. Private Zimmer für alle mit einer eigene Außenfläche, umgeben von einem 

großartigen Garten. 

§ So hätte jede alte Person Anspruch auf einen eigenen Rechner, einen Fernseher, ein Radio 

sowie auf unbeschränktes Telefonieren. 

§ Es gäbe einen Direktorenrat, um die Klagen anzuhören, und die Bewachung hätte einen Ver-

haltenskodex zu respektieren! 

 

Die Verbrecher würden meist kalte, bestenfalls lauwarme Mahlzeiten bekommen, sie wären einsam 

und ohne Überwachung gelassen. Die Lichter würden um 20 Uhr ausgehen. Sie hätten Anspruch auf 

ein Bad pro Woche (wenn überhaupt!), sie würden in einem kleinen Zimmer leben und wenigstens 

2000 Euro pro Monat zahlen, ohne Hoffnung, lebend wieder heraus zu kommen! 

 

Dieser bewusst satirische Blick auf die Wohn- und Unterbringungssituation von älteren Menschen 

wirft in ihrem Kern ein Licht auf die Probleme, die eine immer älter werdende Gesellschaft mit der 

Unterbringung, Betreuung und Pflege der alten Menschen hat und künftig noch stärker haben wird. 

Wenn unsere demographisch "kranke" Gesellschaft in der Zukunft nicht an der Aufgabe, Millionen 

von alten und kranken Menschen in zentralen Pflegeeinrichtungen betreuen und ggf. bis zum Tode 

pflegen zu müssen, scheitern soll, müssen wir schon heute dafür sorgen, dass ausreichend Möglich-

keiten geschaffen werden, aktiven und agilen alten Menschen ein selbstbestimmtes, eigenständiges 

Leben in ihrem gewohnten Wohnumfeld zu ermöglichen. 
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Diese in den nächsten Jahren – neben der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte - vordringliche 

und für die nächsten Jahrzehnte alles bestimmende Herausforderung ist sicher in der operativen 

Umsetzung zunächst eine Kernaufgabe der kommunalen Daseinsvorsorge, die aber in ihrer Größe 

und gesamtgesellschaftlichen Bewältigung vor allem eine staatliche und damit auch eine nationale 

und regionale Herausforderung sein wird. 

 

Aufbauend auf der von NordWestConsult im Jahr 2009 für die SPD-Fraktion im Regionalrat für den 

Regierungsbezirk Detmold durchgeführten Internet-Recherche zur innovativen Versorgung und Be-

treuung älterer Menschen im ländlichen Raum, die der beiliegenden CD noch einmal mit allem Mate-

rialien beigefügt ist, sollen die besonders von der demographischen Entwicklung betroffenen Städte 

und Gemeinden in OWL mit Unterstützung der SPD-Fraktion im Regionalrat Strategien und konkrete 

Handlungsansätze entwickeln können, wie sie den damit verbundenen Herausforderungen und nach-

haltigen Veränderungen ihrer Bevölkerungs- und Infrastruktur begegnen können. 

 

Die demographische Entwicklung wird innerhalb OstWestfa-

lenLippes in den nächsten 15 bis 20 Jahren – bei im Landes-

vergleich insgesamt moderatem Bevölkerungsrückgang - hete-

rogen verlaufen. Neben der Hälfte, vor allem ländlicher 

Kommunen mit rückläufiger Bevölkerungstendenz wird die 

andere Hälfte der Städte und Gemeinden (noch) stabile oder 

vereinzelt sogar steigende Einwohnerzahlen vorweisen kön-

nen. Die Region ist insoweit von Ost nach West geteilt. Die 

Unterschiedlichkeit dieser Bevölkerungsentwicklung zeigt sich 

insbesondere bei Betrachtung einzelner Altersgruppen. 

 

Während die Zahl der Kinder und Jugendlichen in den kom-

menden Jahrzehnten tendenziell stark abnehmen wird, wird 

in OWL – wie fast überall sonst auch – der Anteil der älteren 

Menschen enorm zunehmen. Das wird erhebliche Auswirkungen auf die örtliche Infrastruktur, etwa 

bei Kindergärten, Schulen oder Gesundheitseinrichtungen haben. Die zukünftige Entwicklung einzel-

ner Altersgruppen ist daher für die kommunalen Infrastrukturplanungen sehr wichtig. 

 

Grundlage für gegenläufige Strategien und wirksame Handlungskonzepte ist daher zunächst eine 

Analyse der demographischen Trends und der bestehenden örtlichen Verhältnisse. Die im Rahmen 

einer solchen Analyse zu erhebenden Daten reichen von den grundlegenden Strukturdaten der Kom-

munen (Fläche, Einwohnerentwicklung/demographische Daten, Erwerbs- und Siedlungsstruktur 

u.a.m.) über die Angebotsstruktur und Vertaktung im ÖPNV und die sonstige Infrastruktur der Kom-

munen (Gastronomie, Einzelhandel, Kultur, Bildung, Senioren, Gesundheit etc.) zu den soziokultu-

rellen Strukturdaten (Vereinsleben, Kirchen, Sozialengagement usw.). Diese Daten lassen sich in der 

Regel aus bereits vorhandenen Quellen „kommunalscharf“ zusammenstellen.  

 

Auch die daraus abzuleitenden Tendenzen, Strategien und Handlungsansätze müssen nicht neu „er-

funden“ werden. Bezogen auf die einzelnen Demographietypen gibt es aus unterschiedlichen und 

allgemein zugänglichen Quellen – zu nennen ist hier insbesondere der auch für diese Studie rich-

tungsweisende ãWegweiser Demographischer Wandel Ò oder auch ãWegweiser KommuneÒ der 

Quelle: Bertelsmann Stiftung  
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Bertelsmann Stiftung - gute bis sehr gute allgemeine Handlungsempfehlungen, die – runter gebro-

chen auf die einzelne Stadt oder Gemeinde – hilfreiche Ziele und Maßnahmen enthalten können. 

Doch genau hier liegt das Problem. 

Die demographische Entwicklung und ihre zum Teil erst langfristig eintretenden negativen Folgen 

für die Existenz infrastruktureller Einrichtungen entziehen sich der Periodizität von Wahlen, wes-

halb je nach dem Grad der Betroffenheit vor Ort das Problem mal mehr oder mal weniger wahrge-

nommen wird. Kaum jemand unterzieht sich gerne der Mühe, die lokalen Verhältnisse genau zu ana-

lysieren und aufbauend darauf eine Legion von Publikationen und Internetadressen auf für die örtli-

chen Verhältnisse passende Lösungen für „sein“ Demographieproblem zu durchsuchen, wenn die 

Lösungen – so überhaupt – positive Effekte erst in einem Jahrzehnt oder später zeitigen. Denn die 

große Trägheit der demographischen Entwicklungen führt dazu, dass nur selten kurzfristige Maß-

nahmen auch kurzfristig wirkende Altersstruktureffekte auslösen. Aus diesem Grunde sind die in 

allen Prognosen sich abzeichnenden negativen Bevölkerungsentwicklungen in ihrer Tendenz auch 

dann sehr wahrscheinlich, wenn jetzt unmittelbar Gegenmaßnahmen ergriffen würden. Es ist daher 

außerordentlich wichtig, die regionalen und kommunalen Planungen frühzeitig auf diese absehbaren 

Entwicklungen abzustimmen und einzustellen.  

 

Für die Ebene des Regierungsbezirks Detmold ist dies seit Jahren selbstverständlich. Die monatli-

chen Berichte der Bezirksregierung enthalten immer auch die aktuellen Zahlen zur Bevölkerungs-

entwicklung und der Regionalrat wird regelmäßig von ihr auch über Details der Bevölkerungs- und 

Altersgruppenentwicklung unterrichtet. Diese – mit der Entwicklung Schritt haltende und sie soweit 

prognostizierbar vorausplanende - Datenbasis ist Grundlage der regionalen Planungen und Maßnah-

men zur Regionalentwicklung.  

 

Die SPD-Fraktion im Regionalrat Detmold hat sich mit dem Auftrag zu dieser Studie zum Ziel ge-

setzt, die auf der Regionalebene gewonnenen Erkenntnisse zur demographischen Entwicklung in 

OstWestfalenLippe mit den sich abzeichnenden negativen Folgen für die Bevölkerungs- und Infra-

struktur auf einfache und schnelle Weise auf die kommunale Ebene zu transferieren und mit prinzi-

piell zutreffenden Lösungen und Handlungsempfehlungen zu verbinden. Dem interessierten Kommu-

nalpolitiker ebenso wie jedem an der demographischen Entwicklung seines Ortes Interessierten bie-

tet daher das zusammen mit dieser Studie erstellte Analyse-Werkzeug IDEE (Infrastruktur- und De-

mographie- Entwicklungs – Einschätzung) nach dem Prinzip „to all whom it may concern“ oder auf 

deutsch wem immer es nützen mag – auf schneller Art und Weise eine Möglichkeit, die für die örtli-

che Ebene ermittelten Demographie- und Infrastrukturdaten in eine Entscheidungsmatrix münden zu 

lassen, um die für die örtliche Demographieentwicklung richtigen Entscheidungen zu treffen und 

deren Konsequenzen beurteilen zu können. 

2.  RŠumliche und demographische Einordnung von Ostwestfalen -
Lippe  

Bei der infrastrukturellen Entwicklung vor Ort sind aber nicht nur die demographischen Fakten be-

stimmend, sondern auch die  entwicklungsprogrammatischen Ziele und Grundsätze der Raumord-

nung und Landesplanung, die mit ihren Vorgaben tief in alle Lebensbereiche reichen und von daher 

auch das Wohnen im Alter maßgeblich beeinflussen können. Neben der Bezirksregierung wacht über 

deren Einhaltung der Regionalrat, der mit dem Regionalplan die regionalen Ziele der Raumordnung 
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und Landesplanung für die Entwicklung des Regierungsbezirkes und alle raumbedeutsamen Planun-

gen und Maßnahmen im Planungsgebiet festlegt. 

Das Ziel, in allen Landesteilen für gleichwertige Lebensbedingungen zu sorgen (vgl. § 4 Landesent-

wicklungsprogramm – LEPro – NRW) wird dabei durch die demographischen Fehlentwicklungen im-

mer schwieriger. Dagegen wird es den Städten und Gemeinden in Zukunft wohl leichter fallen, „die 

Entwicklung ihrer Siedlungsstruktur auf solche Standorte ausrichten, die sich für ein räumlich ge-

bündeltes Angebot von öffentlichen und privaten Einrichtungen der Versorgung, der Bildung und 

Kultur, der sozialen und medizinischen Betreuung, des Sports und der Freizeitgestaltung eignen“ 

(vgl. § 6 LEPro), weil ortsteilbezogene Eitelkeiten und Eifersüchteleien zu Lasten der sog. Siedlungs-

schwerpunkte nach einer unvermeidlichen Phase vermehrter Besitzstandskämpfe, z.B. um Schul-

standorte, in Zukunft mangels Masse in den dezentralen Ortslagen weniger werden dürften. Den-

noch bleibt dabei zu berücksichtigen, dass diese Einrichtungen für die Bevölkerung auch in ange-

messener Zeit erreichbar sein sollen (§ 6 LEPro). 

 

Im Gegensatz zu den (solitären) Verdichtungsgebieten – in 

OWL sind das vor allem der Siedlungsraum  entlang der Bun-

desautobahnen A2/A30 bzw. der Bahnstrecke Dortmund-

Hannover mit dem Oberzentrum Bielefeld sowie das solitäre 

Verdichtungsgebiet des Oberzentrums Paderborn – wird es 

dabei in den Gebieten mit überwiegend ländlicher Raum-

struktur noch stärker als heute auch zu Verteilungskämpfen 

zwischen einzelnen Kommunen um zentrale Versorgungsbe-

reiche und –einrichtungen kommen können, wenn aufgrund 

der demographischen Entwicklung die Tragfähigkeit der ei-

genen Versorgungsbereiche nicht mehr gegeben ist und sich 

aufgrund dessen die siedlungsräumliche Schwerpunktbildung 

in der oder den Nachbarkommune(n) vollziehen soll (vgl. § 7 

LEPro).  

 

Hier ist der Segen zugleich Fluch, denn in OWL reihen sich – zumindest im Oberbereich Bielefeld - 

mittelgroße, einwohner- und ertragskraftstarke Städte wie eine Perlenkette aneinander. Und selbst 

ländliche Kommunen außerhalb oder am Rande der Verdichtungsgebiete sind in OWL in der Regel 

noch so groß, dass Sie bislang alle wesentlichen Versorgungsfunktionen und Infrastruktureinrichtun-

gen – zum Teil auch zu Lasten der Verdichtungsgebiete - vorhalten und auslasten konnten. Die Sied-

lungsverflechtungen haben dabei rund um Bielefeld – im Oberbereich Paderborn sind die Strukturen 

etwas homogener - eine Dichte erreicht, die die Abgrenzung klarer Raum- und Versorgungsfunktio-

nen enorm erschwert. Anders als in Regionen mit einem dominierendem Oberzentrum und einwoh-

nerschwachem Umland leidet OWL aufgrund seiner starken Siedlungsverflechtungen mit nahezu 

durchgängiger Bebauung insofern an einem interkommunalen „Kannibalismus“ aus Kaufkraft-. Ar-

beitskräfte- und Bevölkerungswanderung und deutlicher Verschiebung und Überlagerung zentralört-

licher Versorgungsfunktionen. Gegenwärtig wird diese Situation wenig bis gar nicht durch interkom-

munale Kooperationsstrukturen gemildert. Für die Zukunft kann sie aufgrund der demographischen 

Entwicklungen für die Infrastruktureinrichtungen einzelner Kommunen oder Siedlungsbereiche 

dadurch sogar existenzbedrohend werden. 

 

Quelle: Bezirksregierung Detmold  
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Angesichts dieser herausfordernden Situation kommen die kommunalen Entscheidungsträger in OWL 

nicht umhin, im ersten Schritt die konkreten und absehbaren Entwicklungen vor Ort realistisch zu 

bewerten. Denn nur auf der Basis fundierter ortsbezogener Analysen kann man Entwicklungen er-

kennen und notwendige Weichenstellungen rechtzeitig vornehmen. 

 

„Um diese [absolut notwendigen und dringlichen] Prozesse zu unterstützen, hat die Bertelsmann 

Stiftung in Gütersloh den ÈWegweiser Demographischer WandelÇ  entwickelt. Er soll Kommunen 

bei der Gestaltung des demographischen Wandels vor Ort helfen und erste Handlungsbedarfe und -

optionen aufzeigen. Er richtet sich an alle Kommunen mit mehr als 5000 Einwohnern – [das sind] fast 

3000 Städte und Gemeinden, in denen 85 Prozent der Bevölkerung Deutschlands leben. Der Wegwei-

ser ist ein Frühwarn- und Informationssystem für kommunale Entscheider und Bürger, basiert auf 52 

Indikatoren, die im Internet zur Verfügung gestellt werden, unterstützt mit individuellen Demogra-

phieberichten die Arbeit in Ausschüssen und Veranstaltungen und beinhaltet differenzierte Hand-

lungsempfehlungen für 15 Demographietypen in ganz Deutschland. Die Demographietypen wurden 

mit Hilfe einer Clusteranalyse über alle untersuchten Kommunen identifiziert und stellen den Kern 

des Wegweisers dar: Sechs Typen bilden die Gruppe der Großstädte mit mehr als 100.000 Einwoh-

nern, neun Typen alle Städte und Gemeinden zwischen 5000 und 

100.000 Einwohnern.“1 Mit dieser Typisierung zielt die Bertelsmann 

Stiftung nach eigenen Angaben darauf ab, differenzierte Handlungs-

strategien für die Gestaltung des demographischen Wandels zu entwi-

ckeln. Analyse und Lösungen werden dabei für jede Kommune und 

jeden Demographietypus online bereitgestellt und sind für jedermann 

im Internet und sogar mobil unter www.wegweiser-kommune.de kostenlos abrufbar. Die Informati-

onsplattform ãWegweiser KommuneÒ richtet sich aber vor allem an kommunale Entscheider in der 

Politik und im Management sowie an alle interessierten kommunalen Akteure. 

 

„Im Einzelnen enthält der Wegweiser folgende Komponenten: 

§ Kommunale Daten zu den Themen: Demographischer Wandel, Wirtschaft & Arbeit, Wohnen, 

Bildung, Finanzen, Soziale Lage und Integration 

§ Eine Bevölkerungsprognose bis 2025 auf Gemeinde- und Kreisebene 

§ Konkrete und differenzierte Handlungskonzepte für Kommunen auf Basis unterschiedlicher 

Demographietypen, die im Rahmen einer bundesweiten Clusteranalyse entwickelt wurden 

(Datenbasis 2003) 

§ Wissenschaftliche Studien und konkrete Handlungsansätze zu den Politikfeldern Demogra-

phischer Wandel, Finanzen, Bildung, Soziale Lage und Integration 

§ Kommunenspezifische Berichte zu verschiedenen Themen mit Daten, Grafiken und Karten 

zum Download 

§ Interaktive Werkzeuge zur anschaulichen Darstellung unterschiedlicher Themen“2 

 

                                                   
1 Meier/Esche, Kommunen und Regionen im Wettbewerb – Perspektiven und Konsequenz, in: Wegweiser demographischer 

Wandel 2020, Bertelsmann Stiftung Gütersloh 2006, S. 7 
2 Bertelsmann Stiftung, Wegweiser Kommune/Zielsetzungen, im Internet: http://www.wegweiser-

kommune.de/global/wegweiser/Wegweiser.action?renderZielsetzung&redirect=false&gkz=05762040  

Wegweiser mobil, Quelle: Bertelsmann Stiftung  
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Da es aktuell weder im Schrifttum noch im Internet für die auf Sicht erkennbare Entwicklung der 

Kommunen in OWL keine bessere und umfassendere Zusammenstellung der erforderlichen demogra-

phischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Daten, Prognosen und Handlungsempfehlungen mit 

Stand 2010 gibt, wurden für diese Studie und das ihr beiliegende Analyse-Tool IDEE im Wesentlichen 

die für das Thema Wohnen im Alter relevanten Daten, Prognosen und Handlungsempfehlungen aus 

dem Wegweiser Kommune ausgewählt und für die Region OstWestfalenLippe zusammengestellt. Der 

besondere Beitrag des Wegweiser Kommune liegt dabei insbesondere auch in der Berücksichtigung 

kleinerer Kommunen, deren Bedarf an konkreten Hilfestellungen in der Regel besonders groß ist.3 

 

Für die vorliegende Studie zum Wohnen im Alter ist zunächst die Typisierung der Städte und Ge-

meinden, also die demographierelevante Einordnung von OWL, von Interesse. Für die Kreisebene 

gibt es keine entsprechende Typisierung.  

 

Es fällt auf, dass über Zweidrittel der 70 Städte und Ge-

meinden in OWL den Typenklassen 5 und 6 zuzuordnen 

sind. 27 Kommunen (Typ 5) werden als „stabile Städte und 

Gemeinden im ländlichen Raum mit hohem Familienan-

teil“ und 21 Kommunen (Typ 6) als „Städte und Gemein-

den im ländlichen Raum mit geringer Dynamik“ eingestuft. 

 

Die Großstädte Bielefeld und Paderborn als die beiden 

Oberzentren in OWL sind als Typ G1 - „Stabile Großstädte 

mit geringem Familienanteil“ – eingeordnet worden. Na-

hezu ein Viertel der Städte und Gemeinden in OWL gehö-

ren zum Demographietyp 1 – Stabile Mittelstädte und regionale Zentren mit geringem Familienan-

teil“. Mit Ausnahme von Höxter sind in dieser Gruppe die mittelgroßen Kreisstädte, nämlich Det-

mold, Gütersloh, Herford und Minden vertreten. Eine Stadt – nämlich Werther – wurde als „Suburba-

ner Wohnort mit rückläufigen Wachstumserwartungen“ bewertet. Zwei Kommunen – die Gemeinde 

Borchen und die Stadt Verl – gelten lt. Wegweiser Kommune  als „Prosperierende Städte und Ge-

meinden im ländlichen Raum“ (Typ 7). 

 

Eine ortsgenaue Aufstellung der Verteilung der Demographietypen in OstWestfalenLippe enthält die 

Tabelle VertDemoTypOWL.pdf auf der beiliegenden CD. Die regionale demographische Entwicklung 

beleuchtet der nachfolgende Abschnitt. 

3.  Demographische Entwicklung in Ostwestfalen -Lippe Ð  
Die Entwicklung 2008 bis 2030  

Die Trends der demographischen Entwicklung sind in Deutschland eindeutig: Die Bevölkerung altert 

in zunehmendem Maße und nimmt gleichzeitig in ihrer Zahl ab. Nimmt die Bevölkerung im arbeits-

fähigen Alter ab, müssen immer weniger Junge immer mehr Alte ernähren. Zurzeit schiebt sich die 

Generation der geburtenstarken Jahrgänge von 1955 bis 1970, auch „Baby-Boomer“ genannt, wie 

ein Sektkorken durch den Altersaufbau. „Zwischen 2010 und 2020 wird es erstmals mehr 50jährige 

                                                   
3  Bertelsmann Stiftung, Wegweiser Kommune/Methodik, im Internet: http://www.wegweiser-

kommune.de/global/wegweiser/Wegweiser.action?renderMethodik&redirect=false&gkz=05762040  
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als unter 30jährige Erwerbstätige geben. Dann wird fast jeder zweite Arbeitnehmer älter als 45 

Jahre sein. Kommen zurzeit noch auf 100 Erwerbstätige 39 Rentner, wird sich dieses Verhältnis bis 

zum Jahr 2050 auf 100 zu 75 verschoben haben“.4 

 

In den Kreisen und kreisfreien Städten sind die demographischen Trends der Alterung und des Bevöl-

kerungsrückganges allerdings unterschiedlich ausgeprägt: Während einige Regionen (noch) Bevölke-

rungszuwächse verzeichnen, erwarten andere Regionen erhebliche Bevölkerungsrückgänge.5  

 

Aufgrund dieser unterschiedlichen Entwicklungen lohnt es sich, zunächst den Blick auf die demogra-

phische Entwicklung in Ostwestfalen-Lippe zu richten, soweit sie für diese Studie relevant ist. Die 

nachfolgenden Zahlen beruhen auf der Bevölkerungsvorausberechnung 2008 bis 2030/2050 des Sta-

tistischen Bundesamtes DESTATIS, aufbereitet durch das Statistische Landesamt IT.NRW (Grafiken 

von NWC). 

3.1  Bevšlkerungsentwicklung in OstWestfalenLippe 2008 bis 2030  

 

 

 

Zum Stichtag 01.01.2008 lebten in Ostwestfalen-Lippe insgesamt 2.059.200 Menschen. Bis 2020 

prognostiziert die Bezirksregierung Detmold einen weiteren Anstieg der Bevölkerung auf rd. 2,1 Mio. 

Einwohner. Nach den Vorausberechnungen von DESTATIS/IT.NRW geht die Bevölkerung zum Stichtag 

01.01.2030 danach allerdings auf 1.944.200 Menschen zurück. Dies entspricht insgesamt einer Ver-

änderung von -5,6% - im Vergleich zu ganz Nordrhein-Westfalen eine wohl noch etwas günstigere 

Entwicklung der Bevölkerungszahl. Diese im Landesvergleich etwas moderat günstigere Prognose für 

OWL trügt indes nicht darüber hinweg, dass in OWL seit 2004 eine Trendwende zum Bevölkerungs-

rückgang feststellbar ist. Neben der ausbleibenden Zuwanderung leidet OWL seit 2005 unter einem 

steigenden Wanderungsverlust, obwohl sich die Perspektiven auf dem OWL-Arbeitsmarkt deutlich 

                                                   
4  vgl. Bertelsmann Stiftung, Wegweiser Kommune – Hintergrundinformation, Demographischer Wandel in Ostwestfalen, S.7, 

im Internet: http://www.bertelsmann-stiftung.de/bst/de/media/xcms_bst_dms_27189_27190_2.pdf 
5 ebenda, S. 1  
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verbessert haben. Die Region verliert – vor allem jüngere und/oder gut ausgebildete – Menschen an 

die Metropolregionen im Süden Deutschlands sowie an Hamburg und Berlin „und damit ein großes 

Stück ihres Zukunftspotentials6“. Zu uns kommen noch Menschen aus den Brandenburg und Sachsen-

Anhalt. Wohl aufgrund des Weiterwanderungsverhaltens der hohen Zahl von 170.000 Aussiedlern, 

die von 1987 bis 2007 in OWL aufgenommen wurden, verliert OWL zudem überproportional Men-

schen an das europäische und überseeische Ausland. Neben diesen Wanderungsverlusten tragen der 

steigende Sterbefallüberschuss der deutschen und der sinkende Geburtenüberschuss der hier leben-

den Ausländer zum Sinken der Bevölkerungszahl bei7. 

 

Von dem zu erwartenden Bevölkerungsrückgang sind alle Altersgruppen betroffen, nur die Gruppen 

der Menschen im Alter von 60 bis 80 Jahren und 80 Jahren und älter werden deutlich zunehmen. 

Prozentual bedeutet dies für die Bevölkerungsgruppe der 60 bis 80 Jahre alten Menschen eine Zu-

nahme um 34%, für die Gruppe der 80 Jahre und älteren Menschen eine Zunahme um 54,9%. Die 

demographische Alterung wird daher auch in OstWestfalenLippe das beherrschende Thema der 

kommenden Jahrzehnte werden8.  

 

„Die demographische Entwicklung innerhalb OWLs wird dabei allerdings heterogen verlaufen. Es gibt 

sowohl Kreise mit einem deutlichen Bevölkerungsrückgang, als auch einen Kreis mit Bevölkerungs-

zuwächsen. Die Unterschiedlichkeit dieser Bevölkerungsentwicklung zeigt sich besonders bei Be-

trachtung einzelner Altersgruppen. Hier sind deutliche altersstrukturelle Verschiebungen zu erwar-

ten, die sich zum Teil in gegenläufigen Entwicklungen zeigen. Diese Altersgruppen nutzen die öf-

fentliche Infrastruktur wie z.B. Kindergärten, Schulen und Angebote für ältere Menschen. Die zu-

künftige Entwicklung einzelner Altersgruppen ist deshalb für kommunale Planungen von besonderer 

Bedeutung.“9 

 

Aus diesem Grunde folgt der Blick auf die Bevölkerungsentwicklung in den einzelnen Kreisen und der 

Stadt Bielefeld. 

3.2  Bevšlkerungsentwicklung in der Stadt Bielefeld 2008 bis 2030  

„Die ostwestfälische Metropole Bielefeld steht im Konzert der deutschen Großstädte noch ver-

gleichsweise gut da. Dank ihrer Hochschulen ist die Stadt für junge Menschen anziehend10“. Zum 

Stichtag 01.01.2008 lebten in der Stadt Bielefeld insgesamt 324.900 Menschen. Nach den Vorausbe-

rechnungen von DESTATIS/IT.NRW geht die Bevölkerung zum Stichtag 01.01.2030 auf 308.900 Men-

schen zurück, dies entspricht insgesamt einer Veränderung von -4,9%. 

 

Alle Altersgruppen sind von dem Bevölkerungsrückgang betroffen, nur die Gruppen der Menschen im 

Alter von 60 bis 80 Jahren und 80 Jahren und älter werden deutlich zunehmen. Prozentual bedeutet 

                                                   
6 ebenda, S. 3 
7  vgl. Bezirksregierung Detmold, Regionalmonitoring Ostwestfalen-Lippe 2008, Detmold 2008, S. 8 
8 Bezirksregierung Detmold, Bevölkerungsentwicklung in Ostwestfalen-Lippe bis zum Jahr 2030, im Internet: 

http://www.bezreg-detmold.nrw.de/300_RegionOWL/080_Strukturdaten/Praesentation/10-02-
16_Bevoelkerungsentwicklung_OWL_bis_2030.pdf  

9 Bertelsmann Stiftung, Wegweiser Kommune – Hintergrundinformation, Demographischer Wandel in Ostwestfalen, S.1, im 
Internet: http://www.bertelsmann-stiftung.de/bst/de/media/xcms_bst_dms_27189_27190_2.pdf 

10 ebenda, S. 3  
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dies für die Bevölkerungsgruppe der 60 bis 80 Jahre alten Menschen eine Zunahme um 16,3%, für die 

Gruppe der 80 Jahre und älteren Menschen eine Zunahme um 33,1%. 

 

 

 

Nach Einschätzung der Bertelsmann Stiftung „glänzt die Stadt beim Zukunftsthema Leben und Woh-

nen im Alter“, hat aber dringenden Handlungsbedarf bei der Integration von Migranten. Bei der aus-

ländischen Bevölkerung hat Bielefeld zudem die höchste Kinderarmutsquote aller Großstädte in 

NRW11. 

3.3  Bevšlkerungsentwicklung im Kreis GŸtersloh 2008 bis 2030  

 

 

 

                                                   
11 ebenda 
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Zum Stichtag 01.01.2008 lebten im Kreis Gütersloh insgesamt 354.200 Menschen. Nach den Voraus-

berechnungen von DESTATIS/IT.NRW steigt die Bevölkerung zum Stichtag 01.01.2030 auf 360.100 

Menschen, dies entspricht insgesamt einer Veränderung von +1,6%. 

 

Alle Altersgruppen jünger als 60 Jahre werden allerdings zahlenmäßig abnehmen, nur die Gruppen 

der Menschen im Alter von 60 bis 80 Jahren und 80 Jahren und älter werden deutlich zunehmen. 

Prozentual bedeutet dies für die Bevölkerungsgruppe der 60 bis 80 Jahre alten Menschen eine Zu-

nahme um 16,3%, für die Gruppe der 80 Jahre und älteren Menschen eine Zunahme um 33,1%. 

3.4  Bevšlkerungsentwicklung im Kreis Herford 2008 bis 2030  

 

 

 

Zum Stichtag 01.01.2008 lebten im Kreis Herford insgesamt 252.900 Menschen. Nach den Vorausbe-

rechnungen von DESTATIS/IT.NRW geht die Bevölkerung zum Stichtag 01.01.2030 auf 233.700 Men-

schen zurück, dies entspricht insgesamt einer Veränderung von -7,6%. 

 

Von dem Bevölkerungsrückgang sind wiederum alle Altersgruppen betroffen, nur die Gruppen der 

Menschen im Alter von 60 bis 80 Jahren und 80 Jahren und älter werden deutlich zunehmen. Pro-

zentual bedeutet dies für die Bevölkerungsgruppe der 60 bis 80 Jahre alten Menschen eine Zunahme 

um 25,4%, für die Gruppe der 80 Jahre und älteren Menschen eine Zunahme um 50,0%. 

3.5  Bevšlkerungsentwicklung im Kreis Hšxter 2008 bis 2030  

Zum Stichtag 01.01.2008 lebten im Kreis Höxter insgesamt 151.300 Menschen. Nach den Vorausbe-

rechnungen von DESTATIS/IT.NRW geht die Bevölkerung zum Stichtag 01.01.2030 auf 128.400 Men-

schen zurück, dies entspricht insgesamt einer Veränderung von -15,1%. 

 

Auch im Kreis Höxter sind alle Altersgruppen von dem Bevölkerungsrückgang betroffen, nur die 

Gruppen der Menschen im Alter von 60 bis 80 Jahren und 80 Jahren und älter werden deutlich zu-
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nehmen. Prozentual bedeutet dies für die Bevölkerungsgruppe der 60 bis 80 Jahre alten Menschen 

eine Zunahme um 37,9%, für die Gruppe der 80 Jahre und älteren Menschen eine Zunahme um 

50,4%. 

 

 

3.6  Bevšlkerungsentwicklung im Kreis Lippe 2008 bis 2030  

 

 

 

Zum Stichtag 01.01.2008 lebten im Kreis Lippe insgesamt 357.600 Menschen. Nach den Vorausbe-

rechnungen von DESTATIS/IT.NRW geht die Bevölkerung zum Stichtag 01.01.2030 auf 319.400 Men-

schen zurück, dies entspricht insgesamt einer Veränderung von -10,7%. 
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Alle Altersgruppen sind auch hier von dem Bevölkerungsrückgang betroffen, nur die Gruppen der 

Menschen im Alter von 60 bis 80 Jahren und 80 Jahren und älter werden deutlich zunehmen. Pro-

zentual bedeutet dies für die Bevölkerungsgruppe der 60 bis 80 Jahre alten Menschen eine Zunahme 

um 25,8%, für die Gruppe der 80 Jahre und älteren Menschen eine Zunahme um 52,2%. 

Bei den zentralen Handlungsfeldern mit Blick auf die Zukunft wie Angeboten zur Kinderbetreuung, 

bei der Abwanderung der 18-24jährigen sowie beim Anteil Hochqualifizierter schneidet der Kreis 

Lippe im Vergleich der OWL-Kreise nach Einschätzung der Bertelsmann Stiftung tendenziell schlecht 

ab12, was die demographische Frage im Kreis Lippe noch verschärft. 

3.7  Bevšlkerungsentwicklung im Kreis Minden -LŸbbecke 2008 bis 2030  

 

 

 

Zum Stichtag 01.01.2008 lebten im Kreis Minden-Lübbecke insgesamt 319.400 Menschen. Nach den 

Vorausberechnungen von DESTATIS/IT.NRW geht die Bevölkerung zum Stichtag 01.01.2030 auf 

289.900 Menschen zurück, dies entspricht insgesamt einer Veränderung von -9,2%. 

 

Alle Altersgruppen sind von dem Bevölkerungsrückgang betroffen, nur die Gruppen der Menschen im 

Alter von 60 bis 80 Jahren und 80 Jahren und älter werden im Kreis deutlich zunehmen. Prozentual 

bedeutet dies für die Bevölkerungsgruppe der 60 bis 80 Jahre alten Menschen eine Zunahme um 

30,2%, für die Gruppe der 80 Jahre und älteren Menschen eine Zunahme um 46,6%. 

3.8  Bevšlkerungsentwicklung im Kreis Paderborn 2008 bis 2030  

Von den OWL-Kreisen hat einzig der Kreis Paderborn im Betrachtungszeitraum noch eine, wenn auch 

geringe Bevölkerungszunahme zu erwarten. Zum Stichtag 01.01.2008 lebten im Kreis Paderborn 

insgesamt 298.800 Menschen. Nach den Vorausberechnungen von DESTATIS/IT.NRW steigt die Bevöl-

                                                   
12 ebenda, S. 4 
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kerung zum Stichtag 01.01.2030 auf 303.800 Menschen, dies entspricht insgesamt einer Veränderung 

von +1,6%. 

 

Alle Altersgruppen jünger als 60 Jahre werden allerdings zahlenmäßig abnehmen, nur die Gruppen 

der Menschen im Alter von 60 bis 80 Jahren und 80 Jahren und älter werden deutlich zunehmen. 

Prozentual bedeutet dies für die Bevölkerungsgruppe der 60 bis 80 Jahre alten Menschen eine Zu-

nahme um 62,5%, für die Gruppe der 80 Jahre und älteren Menschen eine Zunahme um 73,7%. 

 

 

 

Beim Bildungswanderungssaldo in der Altersgruppe zwischen 18 und 24 Jahren weist der Kreis Pa-

derborn mit +11 (auf 1.000 Einwohner) – einzig neben der Stadt Bielefeld - noch einen positiven 

Saldo auf. Doch dabei profitiert er – vergleichbar mit Bielefeld – vom zweiten Oberzentrum der Re-

gion, der Universitätsstadt Paderborn. Diese wiegt mit ihrem Gewinn von +37 den Negativsaldo der 

anderen Kommunen, der sich meist zwischen -15 und -20 bewegt, auf13. 

4.  Infrastrukturelle Voraussetzungen  

Damit ältere Menschen in ihrer eigenen Wohnung ein selbstbestimmtes und aktives Leben führen 

können, muss es ihnen möglich sein, ihren Alltag selbstständig und eigenverantwortlich gestalten zu 

können. Mit höherem Alter verbringen die Menschen durchschnittlich ungefähr vier Fünftel ihres 

Tages im unmittelbaren Wohnbereich. Deshalb ist es sehr wichtig, dass verschiedene infrastrukturel-

le Voraussetzungen in ihrem Wohnumfeld vorhanden oder die erforderlichen Infrastruktureinrich-

tungen mit dem Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) gut zu erreichen sind. Eine altengerechte 

Infrastruktur erfordert allerdings auch steigende Investitionen, insbesondere für die Kommunen. 

Dies gilt sowohl für das Angebot an Pflege- und Gesundheitseinrichtungen, Einkaufsmöglichkeiten, 

Naherholungs-, Freizeit- und Kulturangeboten als auch für die Schaffung und den Ausbau der Ver-

kehrsnetze, um den Bedürfnissen der Seniorinnen und Senioren gerecht werden zu können. Außer-

                                                   
13 ebenda, S. 6 



 Region im Wandel – Wohnen im Alter 18 

 

dem müssen die Verkehrswege sowie die Innenstädte und öffentlichen Plätze behindertengerecht 

und barrierefrei gestaltet sein. 

4.1  Versorgungsangebote  

Sehr wichtig ist für ältere Menschen, die oftmals nicht mehr über ein eigenes Auto verfügen oder in 

der Lage sind, Fahrrad zu fahren, dass sie trotzdem weiterhin mobil sind. Dazu ist es notwendig, 

dass eine Anbindung an den ÖPNV gewährleistet ist. Eine Bus- oder Stadtbahnhaltestelle sollte mög-

lichst nicht weiter als 300 Meter von der Wohnung entfernt liegen. Aufgabe der Kommune ist auch, 

die Verkehrsbetriebe stärker für die barrierefreie Nutzbarkeit ihrer Angebote zu sensibilisieren. Es 

muss sichergestellt sein, dass die Haltestellen des ÖPNV barrierefrei zugänglich, ausreichend Sitzge-

legenheiten sowie eine Überdachung vorhanden und die Fahrpläne seniorenfreundlich lesbar sind. 

 

Besonders im ländlichen Raum ist dies allerdings nicht immer der Fall oder die Busse fahren nur zu 

eingeschränkten Zeiten. Als Alternative kann hier ein – in der Regel öffentlich subventioniertes - 

„Seniorentaxi“ dienen, wie es beispielsweise der Landkreis Schaumburg anbietet. Dieses kann zu 

den Zeiten angerufen werden, in denen keine reguläre Buslinie fährt. Bezahlt wird das Angebot von 

den Seniorinnen und Senioren bis zu 50% des Fahrpreises mit Bons, die andere Hälfte ist in bar zu 

zahlen. Die Bons wiederum können die Taxiunternehmen mit dem Landkreis abrechnen.  

 

Eine weitere Alternative stellt der „Bürgerbus“ dar, bei dem ehrenamtlich engagierte Busfahrerin-

nen und Busfahrer nach dem Motto „Bürger fahren für Bürger“ in einem gegründeten Bürgerbusver-

ein für die Mobilität von älteren Menschen in weniger besiedelten Landkreisen sorgen. Die ersten 

Bürgerbusse fuhren in Großbritannien als „community bus“ und die Idee kam über die Niederlande 

(„buurtbus“) und den flämischen Teil Belgiens auch nach Deutschland. In Nordrhein-Westfalen star-

tete der erste Bürgerbus am 4. März 1985 und fuhr zwischen Ahaus und Legden im Kreis Borken. 

Auch in Ostwestfalen-Lippe fahren Bürgerbusse: in Kalletal (erster Bürgerbus in OWL, Start 1989) 

Espelkamp (Start 1995), Bad Driburg (Start 1997), Spenge (Start 2000), Lügde (Start 2001), Werther 

(Start 2002), Versmold (Start 2006), Warburg (Start 2008), Hille (Start 2010) und Altenbeken (Start 

2010). 

 

Des Weiteren sollte eine Arztpraxis mit einem Allgemeinmediziner sowie eine Zahnarztpraxis fußläu-

fig erreichbar sein, außerdem in Ergänzung dazu eine Apotheke. Wie schwierig dies in Zukunft zu 

erreichen sein wird zeigen die jüngsten Angaben der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) Westfalen-

Lippe. Danach suchen bereits in den nächsten 5 Jahren rund 2.000 Hausärzte in Westfalen-Lippe 

einen Nachfolger oder eine Nachfolgerin. Besonders gefährdet ist die wohnortnahe Versorgung nach 

Angaben der KV in Städten und Gemeinden bis 15.000 Einwohner. Besondere Sorgen macht sich die 

KV um die ärztliche Grundversorgung in den Kreisen Lippe, Minden-Lübbecke und Höxter. Mit dem 

ÖPNV sollten verschiedene Fachärzte, ein Krankenhaus sowie eine Krankengymnastik bzw. Ergothe-

rapie und eine Massagepraxis sowie eine Fußpflegepraxis gut erreichbar sein. Außerdem sollten Ein-

richtungen wie das Bürgerbüro und weitere Ämter und Behörden sowie Beratungsstellen (wie zum 

Beispiel eine Alten- oder Wohnberatung), aber auch eine Krankenkassenfiliale mit dem ÖPNV zu 

erreichen oder mobile Beratungsangebote vorhanden sein. 
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4.2  Einkaufs- und Dienstleistungsangebote  

Für die Deckung der Dinge des alltäglichen Bedarfs, benötigen die alten Menschen möglichst fußläu-

fig erreichbare Einzelhandelsgeschäfte. Dazu gehören ein Bäcker, ein Metzger, ein Supermarkt bzw. 

ein Tante-Emma-Laden oder Kiosk und ein Obst- und Gemüsehändler. Wie bereits in der 2009 für die 

SPD-Fraktion im Regionalrat Detmold erstellten Internet-Recherche zur innovativen Versorgung und 

Betreuung älterer Menschen im ländlichen Raum festgestellt, ist besonders der Bereich der Nahver-

sorgung dem Strukturwandel unterworfen und im ländlichen Raum durch Konzentrations- und 

Schließungsprozesse nachhaltig beeinträchtigt. Die Verkaufsstellen haben sich um 2/3 reduziert, 

während sich die Verkaufsfläche verfünffacht hat. Der Umsatzanteil von Discountern ist stetig ge-

wachsen und Standorte sind zunehmend an der Erreichbarkeit durch PKW orientiert. Die Verbrau-

cher weisen demgemäß heute eine entsprechende Einkaufsmobilität auf. Regulierungsversuche wa-

ren und sind nur begrenzt erfolgreich und vor allem auf die Eingrenzung des großflächigen Einzel-

handels fokussiert. Die verschlechterte Situation der Nahversorgung betrifft daher vor allem die 

weniger mobilen Bevölkerungsgruppen. Der demographische Wandel wird dieses Problem noch ver-

schärfen. 

 

Zur Verbesserung der infrastrukturellen Angebote wurden in der Praxis verschiedene Modelle er-

probt. Neben den kommerziellen Lieferserviceangeboten  oder „rollenden Supermärkten vor Ort“ 

von professionellen Dienstleistern, wo Waren entweder direkt nach Hause geliefert oder aber re-

gelmäßig vor Ort angeboten werden, gibt es auch ehrenamtlich organisierte Projekte. 

 

Die im Rahmen der damaligen Recherche gefundenen Beispiele für konkrete Projekte zur Sicherung 

oder Verbesserung der Grundversorgung im ländlichen Raum machen deutlich, dass der Erfolg und 

die Nachhaltigkeit der Projekte wesentlich vom Grad des bürgerschaftlichen Engagements und we-

niger von einer öffentlichen Trägerschaft oder staatlicher Subventionierung abhängt. Entsprechend 

erfahren Genossenschaftskonzepte, wie in den Aufbaujahren der Bundesrepublik weithin üblich, 

eine Renaissance. Ein Beispiel für einen Genossenschaftsladen ist „Unser Laden“, der bereits 1995 

im 850-Einwohner-Ort Sulz-Sigmarswangen in Baden-Württemberg gegründet worden ist. Dazu wur-

de von einem Genossenschaftsmitglied ein Ladengeschäft mit 100 Quadratmetern Fläche angemie-

tet. Das Sortiment des Ladens umfasst Waren des täglichen Bedarfs inklusive Tiefkühlkost, wobei 

sehr viel Wert auf die lokale bzw. regionale Erzeugerschaft der Produkte gelegt wird. Andere Genos-

senschaftsläden umfassen ähnlich große Flächen von ca. 100 bis 150 Quadratmetern. Auch Franchi-

sing und Filialkonzepte (Verpachtung) gibt es. Tankstellen, Bäckereien und Hofläden können - zu 

Nahversorgern ausgebaut - Gemeinschaftsläden, Nachbarschaftsläden und Ladengemeinschaften 

sowie mobile Verkaufswagen ergänzen oder substituieren. Neben der kommunalen Wirtschaftsförde-

rung, die im Bereich der grundlegenden Daseinsvorsorge regelmäßig "Chefsache" sein sollte, können 

die Kommunen solche Konzepte durch begleitende Gestaltung der Standortbedingungen und durch 

Hilfen bei der Betreiberakquisition unterstützen. 

 

Weitere Beispiele sind erweiterte Lebensmittelgeschäfte, die von politischen oder sozialen Trägern 

initiiert werden und dazu öffentliche Zuschüsse aus verschiedenen Quellen erhalten. So fördert zum 

Beispiel die Landesregierung Schleswig-Holstein seit 1999 sogenannte „MarktTreff“-Läden. Ein wei-

teres Beispiel sind die von der Arbeiterwohlfahrt gegründeten „CAP-Märkte“, die Arbeitsplätze für 

Behinderte und Langzeitarbeitslose anbieten und so über die damit verbundene staatliche Förderung 
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finanzielle Mittel zur Finanzierung erhalten. Das Sortiment wird zum Teil von SPAR geliefert, dazu 

kommen Obst und Gemüse aus der Region und Produkte aus Behindertenwerkstätten. Einige dieser 

Läden bieten zusätzlich auch einen Reinigungsservice, eine Lotto-Toto-Annahme oder Bankdienst-

leistungen an. 

 

Des Weiteren gibt es auch sich selbst tragende Projekte, sogenannte „Ladengemeinschaften“, die 

eine Kombination aus Lebensmittelgeschäft und/oder weiteren Einzelhandelssparten mit verschie-

denen (auch kommunalen) Dienstleistungen darstellen. So entwickelten zum Beispiel Raiffeisenban-

ken in Nordrhein-Westfalen sogenannte „ShopTreff“-Läden, für die ehemalige Bankfilialen umge-

wandelt wurden und wo nun von selbstständigen Einzelhändlern neben kleineren Bankdienstleistun-

gen auch Lebensmittel, Backwaren oder Schreibwaren angeboten werden. Im größeren Rahmen wird 

diese Idee in den sogenannten „KOMM-IN“-Zentren umgesetzt, wie zum Beispiel im „DORV-Laden“ in 

Barmen/Jülich. Bei „KOMM-IN“-Zentren handelt es sich um multifunktionale Einkaufs-, Dienstleis-

tungs- und Service-Zentren, die auf einer Partnerschaft verschiedenster Akteure beruhen wie Kom-

mune, Land, Energieversorger, Finanzdienstleister, Post, Krankenkasse und Einzelhandel. Die Kun-

denfrequenz dieser Zentren wird durch die Kombination der verschiedenen Waren- und Dienstleis-

tungsangebote erhöht. Zu Beginn solcher Projekte erstellt die KOMM-IN GmbH, die das Konzept er-

arbeitet hat, eine vorbereitende Standortanalyse, um dann gemeinsam mit der Verwaltung und dem 

Gemeinderat in einem Workshop Ziele und Strategien zur Umsetzung zu erarbeiten und festzulegen. 

 

Natürlich stellt sich bei Projekten auf ehrenamtlicher Basis oder Projekten, die mit öffentlichen 

Zuschüssen gefördert werden, immer die Frage wie lange sie sich halten können. Auf lange Sicht 

dürften allerdings die Projekte erfolgreicher sein, die ein möglichst breites Angebot an Waren und 

Dienstleistungen vorhalten und sich daher wirtschaftlich selbst tragen können. 

 

Eine weitere Aufgabe der Kommune könnte sein, die vor Ort bereits bestehenden Einzelhändler 

verstärkt für die Bedürfnisse von älteren und/oder behinderten Menschen zu sensibilisieren. Ein 

Beispiel für alten- und behindertengerechte Supermärkte sind die sogenannten „Mehrgenerationen-

Supermärkte“ (zum Beispiel in Berlin von der Kaiser’s Tengelmann angeboten oder das neue E-

Center an der Herforder Goebenstraße). In diesen Märkten gibt es breitere Gänge, rutschfeste Bö-

den, leichter erreichbare Regale und behindertengerechte Toiletten, damit Kunden mit Rollatoren, 

Rollstühlen oder auch Kinderwagen barrierefrei einkaufen können. Die Einkaufswagen sind ausge-

stattet mit Lupen, Sitzbrettern und einem höheren Warenkorb. Zur besseren Übersicht sind die 

Schilder groß beschriftet und das Warensortiment ist stärker auf Singlehaushalte ausgerichtet. Dazu 

gibt es in jedem Gang eine Rufbereitschaft über Klingeln sowie Sitzgelegenheiten für den sozialen 

Austausch.  

 

Ansonsten sollten Einzelhandelsgeschäfte und Dienstleister für den nicht alltäglichen Bedarf wenn 

nicht fußläufig zumindest mit dem ÖPNV gut erreichbar sein. Dazu gehören eine Bank oder Sparkas-

se, eine Post und ein Friseur sowie eine Reinigung, ein Optiker und Hörgeräteakustiker sowie ein 

Fachgeschäft für Orthopädiebedarf. Darüber hinaus wären auch Einzelhandelsgeschäfte für Klei-

dung, Haushalts- und Schreibwaren oder Bücher, aber auch ein Bioladen oder ein Reformhaus sowie 

ein Wochenmarkt in gut erreichbarer Nähe wünschenswert. 
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In fußläufiger Nähe oder aber mit dem ÖPNV sollten darüber hinaus  für die älteren Menschen - als 

Angebote zur Teilhabe am sozialen Leben - auch Cafés, Restaurants oder Gaststätten erreichbar 

sein. 

4.3  Freizeitangebote  

Gleiches gilt für in der Nähe des Wohnumfeldes liegende bzw. mit dem ÖPNV erreichbare Möglich-

keiten zur sinnvollen Freizeitgestaltung und Unterhaltung von Seniorinnen und Senioren. Hierzu 

zählen zum Beispiel Parks bzw. Grünanlagen, Senioren- und Nachbarschaftstreffs, aber auch ein 

Schwimmbad oder Sauna und Sporthallen. Darüber hinaus gehören zum Freizeitbereich auch eine 

Bibliothek, Bildungsstätten wie die Volkshochschulen sowie Kino, Theater und Museen. 

 

Wie in unserer Internetrecherche von 2009 bereits dargestellt, verfügen die heute älteren Menschen 

im Vergleich zu früheren Geburtsjahrgängen vermehrt über Potenziale und Ressourcen, die im Inte-

resse der Gemeinschaft eingesetzt werden können. Die heute 70-Jährigen sind nicht nur in ihrem 

allgemeinen Funktionsstatus den vor 30 Jahren lebenden 65-Jährigen vergleichbar, haben also damit 

etwa fünf gesunde Altersjahre gewonnen, sie verfügen im Durchschnitt auch über einen höheren 

Bildungsstand, über höhere finanzielle Ressourcen und über mehr Zeit, die für persönliche Anliegen 

und Interessen genutzt werden kann. 

 

Daher ist es in Zukunft noch wichtiger, dass sich die Älteren als mitverantwortlich handelnde Men-

schen angesprochen fühlen, auf deren ideellen und gegebenenfalls materiellen Beitrag die Gesell-

schaft nicht verzichten kann. Ältere Menschen werden sich aber nur in jenem Maße als mitverant-

wortlich Handelnde angesprochen fühlen, in dem Engagementbereiche eröffnet werden, die sie als 

Chance zur Produktivität (in einem umfassenderen Sinne) wie auch zur Selbstverwirklichung (im 

Sinne des Aufgehens in einer Tätigkeit) erleben. 

 

In unserer Internetrecherche hatten wir auch dazu einige Beispiele aufgelistet. 

4.4  Sonstige Angebote  

Zu den sonstigen Angeboten, die für Seniorinnen und Senioren fußläufig oder mit dem ÖPNV er-

reichbar sein sollten, gehören ein Bahnhof, eine Kirche bzw. andere Gotteshäuser sowie ein Fried-

hof. 

 

Für die bedarfsgerechte Nutzung des Wohnumfeldes ist für ältere Menschen auch eine ausreichende 

Anzahl an barrierefreien öffentlich zugänglichen Toiletten wichtig. In einigen Kommunen gibt es 

dazu das Konzept der „Netten Toilette“. Bei diesem Modell bieten Gaststätten und Einzelhändler 

der Öffentlichkeit ihre Toiletten ohne Kauf- oder Verzehrpflicht an und erhalten dafür von der 

Kommune Geld oder aber auch besondere Vergünstigungen (zum Beispiel bei der Besteuerung der 

Außengastronomie). Dies rechnet sich auch häufig für die Kommunen, die dadurch die Reinigungs-

kosten für die sonst von ihnen betriebenen öffentlichen Toiletten einsparen und nur eine Aufwands-

entschädigung für die Pflege und Reinigung an die Gastwirte und Einzelhändler zahlen. Außerdem 

kann so auch das Angebot an barrierefreien Toiletten erhöht werden. Durch ein „Nette Toilette“-



 Region im Wandel – Wohnen im Alter 22 

 

Logo an der Tür der Gaststätten oder von Einzelhandelsgeschäften ist der Service auch für die po-

tentiellen Nutzer sichtbar. 

5.  Wohnformen im Alter 

5.1  SelbststŠndiges Wohnen 

5.1.1  Barrierefreies Wohnen und Wohnungsanpassung  

Derzeit leben etwa  95% aller Menschen in Deutschland über 65 Jahren zuhause in „normalen“ Woh-

nungen und Quartieren. Damit ist dies die häufigste Wohnform im Alter. Verschiedene Umfragen 

und der dritte Altenbericht der Bundesregierung von 2001 zeigen, dass sich der überwiegende Teil 

der älteren Menschen wünscht, dies auch so lange wie möglich beibehalten zu können. Um dies zu 

gewährleisten, muss die Wohnung den täglichen Bedürfnissen und Anforderungen der Menschen im 

Alter angepasst werden, weil sich mit zunehmendem Alter die Ansprüche der Menschen an das Woh-

nen zum Teil gravierend verändern. 

 

Denn auch die sogenannten „Jungen Alten“, das heißt die 65- bis 79-Jährigen, benötigen teilweise 

Pflege oder Hilfe im Alltag, auch wenn sie ansonsten für sich selbst sorgen können. Häufig sind diese 

„normalen“ Wohnungen aber für ihre Bewohner mit eingeschränkter Beweglichkeit nicht mehr ohne 

Änderungsmaßnahmen nutzbar. So sind die Wohnungen oft nicht stufenlos (innen wie außen) er-

reichbar oder es fehlt gänzlich ein Aufzug. Innerhalb der Wohnungen reicht die Bewegungsfläche im 

Badezimmer oftmals nicht aus, schmale Badezimmertüren erschweren den Zugang oder die Sanitär-

ausstattung (wie zum Beispiel hohe Einstiege bei Dusche oder Badewanne) ist nicht barrierefrei. Des 

Weiteren behindern Schwellen in den Balkon- und Terrassentüren den Zugang zu Außenflächen, aber 

auch Lichtschalter oder Heizungsventile lassen sich bei mangelnder Beweglichkeit oft schwer errei-

chen bzw. bedienen. Außerdem fehlen vor den Hauseingängen häufig Geländer an den Treppen und 

Stufen. 

 

Abhilfe schaffen hier Wohnungsanpassungsmaßnahmen. Diese reichen von baulichen Veränderungen 

im Sanitärbereich (wie ebenerdigen Duschen), dem Einbau von Rampen oder der Verbreiterung von 

Türen bis hin zu Umorganisationen innerhalb der Wohnung (zum Beispiel Tausch des Wohnzimmers 

mit dem Schlafzimmer falls die Treppe nicht mehr gut bewältigt werden kann). Manchmal reicht 

aber auch schon die Anbringung von Haltegriffen im Badezimmer. Die Kosten für Wohnungsanpas-

sungen übernimmt in der Regel die Pflege- oder Krankenversicherung und auch einige Kommunen 

unterstützen ältere Menschen mit geringem Einkommen mit zusätzlichen Fördermitteln bei der 

Wohnungsanpassung. 

Falls in manchen Fällen die Umgestaltung der alten Wohnung nicht sinnvoll oder möglich ist, bietet 

sich als Alternative der Umzug in eine barrierefreie Wohnung in einer „normalen“ Wohnumgebung 

an. 

 

Wichtig ist bei allen Wohnungsanpassungsmaßnahmen allerdings die vorherige fachliche Beratung. 

So müssen teilweise Hilfsmittel individuell angepasst werden oder die Benutzung muss eingeübt 

werden. Das Land Nordrhein-Westfalen hat dafür schon in den 90er Jahren für einen fast flächende-

ckenden Ausbau von Beratungsstellen zur Wohnungsanpassung gesorgt. Die frühere NRW-
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Sozialministerin Ilse Brusis gab 1999 als Ziel vor, die „Wohnberatung und Wohnungsanpassung als 

dauerhaftes Angebot zu sichern und in Zukunft flächendeckend anzubieten“ (transparent Nr. 19, 

Februar 1999).   

 

Im Mai 1999 wurde in Dortmund die Landesarbeitsgemeinschaft Wohnberatung NRW gegründet, die 

nach eigener Aussage „den Informationsaustausch zwischen den Beratungsstellen fördern und die 

gemeinsame politische Interessenvertretung stärken“ will. Die Wohnberatung in Nordrhein-

Westfalen geht auf ein Ende der 80er Jahre vom Land gefördertes Modellprojekt für die Wohnbera-

tung von älteren und behinderten Menschen zurück, bis 1998 stieg die Anzahl der Beratungsstellen 

im Modellprojekt stetig an. Danach ist die Anzahl der Wohnberatungsstellen außerhalb dieses Mo-

dellprojektes gewachsen. Träger dieser Beratungsstellen waren und sind in der Regel Wohnungsge-

sellschaften und Wohnungsgenossenschaften, Kommunen, Wohlfahrtsverbände und andere. Nach 

Angaben der Landesarbeitsgemeinschaft Wohnberatung NRW auf ihrer Homepage waren im Jahre 

2000 von fast 100 Wohnberatungsstellen in NRW noch 41 im Modellprojekt. Auf der dem Bericht 

beiliegenden CD findet sich eine Liste der Landesarbeitsgemeinschaft Wohnberatung NRW, die die 

Wohnberatungsstellen in Nordrhein-Westfalen mit Kontaktdaten und Ansprechpartnern aufführt. 

5.1.2  Hilfen beim Wohnen zu Hause (selbst organisiert)  

Neben dem barrierefreien Wohnen und der Wohnungsanpassung sind für das Wohnen älterer Men-

schen in der eigenen Wohnung aber noch weitere Aspekte von Bedeutung. Auch wenn die eigentli-

che Versorgung der älteren Menschen weitestgehend  noch von diesen allein geleistet werden kann,  

so wird aber doch meistens Hilfe bei der Erledigung der alltäglichen Dinge im Haushalt benötigt. 

Nicht mehr alles kann allein bewältigt werden. Dazu gehören neben dem Einkauf von Gegenständen 

des täglichen Bedarfs auch kleine Reparaturleistungen in der Wohnung sowie deren Reinigung und 

Hilfen im Garten. 

 

Für all diese Dinge gibt es mittlerweile verschiedene Hilfsangebote. So bieten viele Einzelhandelsge-

schäfte einen Liefer- und Bringservice für Gegenstände des täglichen Bedarfs an. Teilweise werden 

auch im Vorfeld Warenlisten zugeschickt, so dass die Waren dann telefonisch bestellt werden kön-

nen. Menübringdienste versorgen die älteren Menschen täglich mit warmen Mahlzeiten zu Hause, 

teilweise offerieren Restaurants in der näheren Umgebung preisgünstige Menüs für Seniorinnen und 

Senioren. Mittlerweile bieten auch Taxiunternehmen spezielle Fahr- und Bringdienste (zum Beispiel 

zum Arzt) an. Darüber hinaus bieten professionelle Dienstleister verschieden Hausmeisterservice-

leistungen an und Agenturen vermitteln Hilfskräfte im Haushalt oder zur Unterstützung bei der täg-

lichen Pflege. 

 

Doch nicht alle Seniorinnen und Senioren können oder wollen sich diesen kommerziellen Service 

leisten. In einigen Kommunen gibt es daher als Alternative zu den professionellen Anbietern ehren-

amtlich organisierte Nachbarschaftshilfen. Hier engagieren sich Freiwillige in Nachbarschaftsverei-

nen ohne Entlohnung oder gegen eine geringe Aufwandsentschädigung und bieten beispielsweise 

Hilfe im Haushalt oder Fahr- und Begleitdienste an. Beispiele für eine ehrenamtlich organisierte 

Nachbarschaftshilfe sind die sogenannten „Zeitspenden“-Vereine, zum Beispiel in Paderborn und 

Vlotho, deren Kontaktdaten 

  Fšrderverein  Zeitspende  e.V.  
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  Poststraße 10 

  32602 Vlotho 

  Tel. 05733 / 924 333 

  Email info@zeitspende.info 

  www.zeitspende.info sowie 

 

Zeitspende Ð ein Projekt der Bürgerstiftung Paderborn  

Postanschrift  Am Abdinghof 11 

33098 Paderborn 

Tel. 05251 / 88 1320 

Email info@zeitspende-paderborn.de 

www.zeitspende-paderborn.de 

 

lauten sowie der Verein „1. Osnabrücker Nachbarschaftshilfe e. V.“, der 1997 von einem Ehepaar 

als eingetragener Verein gegründet worden ist und als gemeinnützig anerkannt ist. Die Aufgaben 

dieser Vereine sind vielfältig. Die aktiven ehrenamtlichen Vereinsmitglieder betreuen hilfsbedürfti-

ge Mitglieder, organisieren Besuchs-, Fahr- oder Kurierdienste, begleiten sie bei Spaziergängen oder 

kaufen für sie ein. Auch Hilfestellung im Umgang mit Behörden oder Ärzten wird geleistet. Um die 

Einsamkeit in Senioren- und Pflegeheimen etwas zu mildern, organisiert die Osnabrücker Nachbar-

schaftshilfe z.B. einen „Besuchsdienst auf vier Pfoten“. Dabei besuchen Hundebesitzer mit ihren 

Hunden regelmäßig die Seniorinnen und Senioren in den Heimen, die durch den Kontakt mit den 

Hunden aufleben. Mittlerweile begleitet der Verein unter dem Motto „Wohnen mit guten Nachbarn“ 

auch ein Mehrgenerationenwohnprojekt zusammen mit einem privaten Investor. Die Kontaktadresse 

lautet: 

  1. OsnabrŸcker Nachbarschaftshilfe e.V.  

  Heiligenweg 40 

  49084 Osnabrück 

  Tel: 0541 / 72 500 

  Fax: 05406 / 881964 

  E-Mail: nbh_buero@yahoo.de 

  www.nachbarschaftshilfe-osnabrueck.de 

 

Ein weiteres Beispiel für ein ehrenamtliches soziales Netzwerk sind die sogenannten „ZwAR-

Gruppen“, wobei „ZwAR“ für „Zwischen Arbeit und Ruhestand“ steht. Die Idee, die dahinter steht, 

ist Menschen ab 50 Jahre bei ihrem Übergang vom Berufsleben in den Ruhestand zu begleiten. Diese 

Gruppen treffen sich regelmäßig zu gemeinsamen Freizeitveranstaltungen und dadurch entstehen 

oft ehrenamtliche oder Selbsthilfeinitiativen. Bei der Gründung berät die „ZwAR-Zentralstelle NRW“ 

qualifizierte Träger und begleitet die Gruppe durch einen hauptamtliche pädagogische Kraft vor Ort 

für zwei Jahre. Danach bleiben die Gruppen mit dem „ZwAR-Gruppennetz NRW“ weiter verbunden 

und werden auch weiterhin von der „ZwAR-Zentralstelle NRW“ unterstützt. Das „ZwAR-Netzwerk 

NRW“ existiert schon seit über 30 Jahren. In Nordrhein-Westfalen gibt es heute über 150 Netzwerke 

mit über 1.500 „ZwAR-Gruppen“, die ältesten dieser Gruppen sind mittlerweile über 30 Jahre alt. 

Gefördert wird die „ZwAR-Zentralstelle NRW“ durch das Ministerium für Gesundheit, Emanzipation 

Pflege und Alter des Landes Nordrhein-Westfalen. Die Kontaktadresse lautet (Dienstanbieter ist der 

ZwAR e. V.): 
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ZwAR Zentralstelle NRW  

  Steinhammerstraße 3 

  44379 Dortmund 

  Tel: 0231 / 961317-0 

  Fax: 0231 / 6185172 

  E-Mail: info@zwar.org 

  www.zwar.org 

 

Auch ein so genannter „Sicherheitsruf“ kann selbständig organisiert werden. Bei Telefonketten, die 

von Verwandten und Freunden oder auch Nachbarn eigenständig durchgeführt werden, ruft sich in 

einer festgelegten Reihenfolge eine Gruppe einmal am Tag an. Bei Nichtmeldung ohne ersichtlichen 

Grund ist die Telefonkette unterbrochen und es wird nachgeschaut, was der Grund dafür ist. Diese 

Praxis wird erfolgreich z.B. im Bodenseekreis durchgeführt. 

Besonders in Universitätsstädten bietet sich das Konzept des „House-Sharing“ an, das heißt ältere 

Menschen teilen ihre mittlerweile zu groß gewordenen Wohnungen kostenfrei oder gegen eine ge-

ringe Miete zum Beispiel mit Studenten aber auch anderen Personengruppen. Als Gegenleistung 

helfen diese dann stundenweise im Haushalt und kaufen ein, putzen, kochen, mähen Rasen oder 

leisten den älteren Menschen einfach nur Gesellschaft. In Deutschland gibt es zum Beispiel die Initi-

ative „Wohnen für Hilfe“, bei der Seniorinnen und Senioren Wohnraum für Studierende zur Verfü-

gung stellen und im Gegenzug Hilfe bei alltäglichen Dingen im Haushalt und im Garten erhalten, 

wobei pro bezogenem Quadratmeter monatlich eine Stunde Hilfe geleistet wird. Allerdings sind 

hierbei pflegerische Tätigkeiten ausgeschlossen. Die Idee wurde in Deutschland erstmals 1992 in 

Darmstadt umgesetzt, heute gibt es ähnliche Projekte in vielen Universitätsstädten, wie zum Bei-

spiel Münster, Köln, München oder Frankfurt am Main. 

 

Darüber hinaus gibt es noch für ältere Menschen mit einem niedrigen Einkommen, die über einen 

Wohnberechtigungsschein verfügen, öffentlich geförderte Altenwohnungen. Diese Wohnungen sind 

in der Regel barrierefrei gestaltet. In vielen dieser Altenwohnanlagen kann auch auf das Angebot 

einer Grundbetreuung für die älteren Menschen (zum Beispiel durch Pflegedienste) zurückgegriffen 

werden. Oder die Wohnungen verfügen zumindest über einen Hausnotruf. Die Tendenz geht aller-

dings dahin, dass die Anzahl der speziellen Altenwohnungen in Deutschland langsam abnimmt und 

durch andere Wohn- und Betreuungsformen – wie zum Beispiel das Betreute Wohnen – ersetzt wer-

den. 

5.1.3  Infrastrukturelle Voraussetzungen beim SelbststŠndigen Wohnen  

Damit Seniorinnen und Senioren möglichst lange in ihrer eigenen Wohnung selbstständig leben kön-

nen, sind bestimmte infrastrukturelle Voraussetzungen im Ortsteil bzw. der Kommune notwendig. 

Nicht alle Infrastrukturvoraussetzungen sind gleich wichtig, nachfolgend ein allgemeiner ungewich-

teter Überblick: 

 
þ Apotheke 
þ Arzt für Allgemeinmedizin 
þ Bäcker 
þ Bahnhof 
þ Bank oder Sparkasse 
þ Beratungsstellen (zum Beispiel Alten- und Wohnberatung) 
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þ Bibliothek 
þ Bildungsstätten (zum Beispiel Volkshochschule) 
þ Bioladen 
þ Buchhandlung 
þ Bürgerbüro 
þ Cafés 
þ Einzelhandelsgeschäft für Bekleidung 
þ Einzelhandelsgeschäft für Haushalts- und Schreibwaren 
þ Ergotherapiepraxis 
þ Facharzt für Augenheilkunde 
þ Facharzt für Frauenheilkunde 
þ Facharzt für Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde 
þ Facharzt für Hautkrankheiten 
þ Facharzt für Innere Medizin 
þ Facharzt für Neurologie 
þ Facharzt für Orthopädie 
þ Facharzt für Psychotherapie 
þ Facharzt für Radiologie 
þ Facharzt für Unfallchirurgie 
þ Facharzt für Urologie 
þ Fachgeschäft für Orthopädiebedarf 
þ Friedhof 
þ Friseur 
þ Fußpflegepraxis 
þ Hausmeisterservice 
þ Homöopath 
þ Kino 
þ Kirche bzw. andere Gotteshäuser 
þ Krankengymnastikpraxis 
þ Krankenhaus 
þ Krankenkassenfiliale 
þ Massagepraxis 
þ Metzger 
þ Mobiler Pflegedienst 
þ Museum 
þ Obst- und Gemüsehändler 
þ Öffentliche Toilette 
þ ÖPNV (Bus- oder Stadtbahnhaltestelle ca. 300 Meter von der eigenen Wohnung entfernt) 
þ Optiker und Hörgeräteakustiker 
þ Park bzw. Grünanlage 
þ Post 
þ Reformhaus 
þ Reinigung 
þ Restaurants oder Gaststätten 
þ Schwimmbad, Sauna 
þ Senioren- und Nachbarschaftstreffs 
þ Sonstige Einzelhandelsgeschäfte 
þ Sonstige Fachärzte 
þ Sporthalle 
þ Supermarkt bzw. Tante-Emma-Laden oder Kiosk 
þ Taxiunternehmen 
þ Theater 
þ Tierarzt 
þ Wochenmarkt 
þ Zahnarzt 
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5.2  Gemeinschaftliches Wohnen  

5.2.1  Wohn- oder Hausgemeinschaft  

Mit dem Ziel „selbstbestimmt Leben und Wohnen“ entwickelten sich in den letzten 30 bis 40 Jahren 

in Deutschland gemeinschaftliche Wohnprojekte für ältere Menschen. Sie stellen eine Alternative 

zur Fremdbestimmung in Alten- und Pflegeheimen dar oder schützen vor der Vereinsamung in der 

eigenen Wohnung. Als „Gemeinschaftliches Wohnen im Alter“ werden in Deutschland alle Wohnfor-

men bezeichnet, in denen auf irgendeine Art das Zusammenleben mit Menschen höheren Alters um-

gesetzt wird. Sie dienen als Alternative zu „fertigen“ Angeboten von professionellen Anbietern wie 

zum Beispiel Betreutes Wohnen. Die ersten Wohnprojekte dieser Art entstanden in Deutschland in 

den 70er Jahren und ihre Vorbilder waren Wohngemeinschaften von Studierenden. 1984 zählte das 

Kuratorium Deutsche Altenhilfe (KDA) insgesamt 44 Gemeinschaftsprojekte und im Jahr 2005 schät-

ze die Schader-Stiftung ca. 100 solcher Wohnprojekte in Deutschland. Aktuell übersteigt die Nach-

frage nach gemeinschaftlichen Wohnformen das Angebot bei weitem. 

 

Als Idealtyp gemeinschaftlichen Wohnens im Alter gilt die selbst geplante und verwaltete Wohn- 

oder Hausgemeinschaft, bestehend aus einer überschaubaren Anzahl älterer Menschen ohne oder 

mit jüngeren Mitbewohnern, wobei in Deutschland die meisten Wohnprojekte das Zusammenleben 

von Alt und Jung zum Ziel haben. 

 

Das Ministerium für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit des Landes Nordrhein-Westfalen hat 

1999 folgende gemeinsame Strukturmerkmale von gemeinschaftlichen Wohnprojekten beschrieben: 

§ Besondere Qualität des Zusammenlebens 

§ Mitwirkung der Bewohner bei der Projektentwicklung 

§ Die Bewohner sind Organisatoren des Gemeinschaftslebens 

§ Zum Selbstverständnis gehört die gegenseitige Hilfe 

§ Das Zusammenleben beschränkt sich nicht nur auf alte Menschen oder eine bestimmte  

soziale Gruppe 

§ Gemeinschaftliche Wohnprojekte streben eine Integration in das umgebende  

Wohnquartier an 

§ Gemeinschaftliche Wohnprojekte verwirklichen gemeinschaftsfördernde Baukonzepte 

Zusammenfassend kann man sagen: Hauptziel dieser Art von Wohnprojekten ist das gemeinschaftli-

che Zusammenleben bei gleichzeitiger Wahrung der Selbstständigkeit. 

 

Nachdem sich eine Gruppe gefunden hat – egal ob gleichaltrig oder generationenübergreifend – und 

das Miteinander und der persönliche Umgang geklärt sind, muss von der Gruppe ein geeignetes 

Grundstück für einen Neubau oder ein bereits vorhandenes Haus bzw. vorhandene Häuser oder Woh-

nungen für ihr Wohnprojekt gefunden werden. Damit die Gruppe verhandlungsfähig ist, muss sie sich 

eine geeignete Rechtsform geben. Je nach Art des Projekts kommen eine Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts (GbR) oder eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) in Frage. Tritt sie nicht 

selbst als Bauherr auf, sondern bedient sich der Hilfe eines externen professionellen Bauherrn, wie 

zum Beispiel eines heimischen Wohnungsunternehmens, reicht für die Gruppe auch der Vereinssta-

tus aus. Als eine weitere Möglichkeit könnte von der Gruppe eine eigene Genossenschaft gegründet 
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werden. In jedem Fall müssen die finanziellen Verpflichtungen und die Miet-, Eigentums- und Mitbe-

stimmungsrechte eines jeden Gruppenmitglieds im Vorfeld geklärt werden. Dazu ist es ratsam, eine 

professionelle Beratung in Anspruch zu nehmen, insbesondere auch wegen der Finanzierungsfragen. 

 

Bei gemeinschaftlichen Wohnprojekten verfügt jedes Gruppenmitglied in der Regel über einen pri-

vaten Bereich (meistens ein bis zwei Zimmer) und nutzt mit den anderen Mitbewohnern gemeinsam 

einen Gruppenraum, eine Küche, ein Bad oder gegebenenfalls einen Garten. Mittlerweile geht der 

Trend bei den älteren Menschen in Gemeinschaftswohnprojekten aber zu mehr Privatheit, das heißt 

sie legen Wert darauf, neben den eigenen Zimmern auch Küche und vor allem Bad nicht mit anderen 

Mitbewohnern teilen zu müssen.   

 

Die Vorteile gemeinschaftlicher Wohnformen liegen darin, dass die Seniorinnen und Senioren mög-

lichst lange selbstständig wohnen können und durch die Gemeinschaft mit anderen Menschen der 

Vereinsamung vorgebeugt werden kann. Altersbedingte körperliche Einschränkungen können durch 

die Gemeinschaft abgemildert oder aufgefangen werden. Und im Falle der Pflege eines älteren Men-

schen kann diese individuell von der Gemeinschaft mit Hilfe eines ambulanten Pflegedienstes gere-

gelt werden. Auch besteht die Möglichkeit, sich Pflegeleistungen oder Haushaltshilfen mit anderen 

Mitbewohnerinnen und Mitbewohnern zu teilen, was eine finanzielle Entlastung des Einzelnen mit 

sich bringt. Auch gemeinschaftliche Wohnprojekte schließen allerdings Risiken nicht aus. Sollte ein 

Mitglied schwerstpflegebedürftig werden, kann dies von der Wohngemeinschaft in der Regel nicht 

mehr aufgefangen oder geleistet werden. In diesem Fall ist der Umzug in ein Pflegeheim die unaus-

weichliche Folge. 

 

In den letzten Jahren ist unter dem (nicht geschützten) Begriff „Mehrgenerationenhaus“ (auch 

„Mehr-Generationen-Haus“ geschrieben) eine gemeinschaftliche Wohnform von alten und jungen 

Menschen in den Blick der Öffentlichkeit gerückt. Die „Mehrgenerationenhäuser“ entstehen entwe-

der durch Umbau im Bestand, oder werden direkt als barrierefreier Neubau konzipiert. Das Bundes-

ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend unterstützt diese Wohnform. Gemeinsam mit 

der KfW-Förderbank hat sie zusammen mit Experten 2009 einen Wettbewerb durchgeführt, in dem 

bundesweit dreißig Projekte ausgewählt wurden, die die Kriterien - zweckmäßige Lage, barriere-

freie bauliche Gestaltung, Öffnung in das Gemeindeleben – am besten erfüllten.  

 

Eines dieser ausgewählten Projekte ist auch in Ostwestfalen-Lippe beheimatet: das Mehrgeneratio-

nenhaus „Alte Schule Ottelau“ des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) in Herford. Die Kontaktadresse 

lautet: 

  DRK Mehrgenerationenhau s Alte Schule Ottelau  

  Marienburger Straße 10 

  32049 Herford 

  Tel: 05221 / 689497 

  www.alte-schule-ottelau.de 

 

Ein Beispiel für ein generationenübergreifendes Neubauprojekt mit einer ambulant betreuten Wohn-

gruppe in Ostwestfalen-Lippe ist der Brakhof in Bielefeld -Brake. Eine Investorengruppe aus Biele-

felder Bürgerinnen und Bürgern haben in der Rechtsform einer GbR (der Brakhof 16 GbR) im Jahre 

2003 29 öffentlich geförderte barrierefreie Mietwohnungen in Bielefeld-Brake errichtet. Entstanden 
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ist das Projekt aus einer betreuten Pflegewohngemeinschaft in einem normalen Mehrfamilienhaus. 

Hier wohnten behinderte und ältere Menschen zusammen, aber auch Studenten, Singles mittleren 

Alters und Familien lebten hier. Diese Gruppe wollte gerne in eine Wohnanlage umziehen, in der 

neben den privaten Wohnungen auch eine gemeinschaftliche Wohnküche vorhanden ist. Das Projekt 

wurde gemeinsam mit einem Architektenbüro und einer Investorengruppe aus dem Stadtteil entwi-

ckelt und umgesetzt. Als weiterer Partner wurde der Bielefelder Verein Alt und Jung e. V., der seit 

mehr als 25 Jahren ambulante Sozial- und Pflegedienste anbietet, mit ins Boot genommen. Der Ver-

ein Alt und Jung e. V. übernimmt auch die Betreuung der pflegebedürftigen Bewohnerinnen und 

Bewohner, zusätzlich können von ihnen aber auch andere ambulante Pflegedienste gewählt werden. 

Im Dachgeschoss gibt es einen Gemeinschaftsraum für alle Bewohnerinnen und Bewohner, darüber 

hinaus gibt es eine Wohnküche und ein Pflegebad für die pflegebedürftigen Mieterinnen und Mieter. 

Außerdem sind in der Wohnanlage ein Servicebüro und eine Nachtbereitschaftsraum des Vereins Alt 

und Jung e. V. untergebracht. Das Projekt hat insgesamt 1,75 Millionen Euro gekostet. Die Kaltmiete 

beträgt 4,30 Euro/qm und 13 Euro pro Wohnung im Monat für den Gemeinschaftsraum. Für die durch 

Alt und Jung e. V. betreuten Personen kommen noch einmal rund 65 Euro im Monat für die Wohnkü-

che, das Pflegebad und den Teambereich hinzu. Die Kontaktadresse (über den Verein Alt und Jung 

e. V.) lautet: 

  Lebensnah Brakhof  

  Team Brakhof  

  Brakhofstraße 16 

  33729 Bielefeld 

  Tel: 0521 / 7707868 

 

Gemeinschaftliches Wohnen kann auch durch die jeweilige Kommune unterstützend begleitet wer-

den. Diese Unterstützungsleistungen können folgendes umfassen: 

§ Ausweisung von Bauflächen für Mehrgenerationenprojekte und weitere gemeinschaftliche 

Wohnformen, aber auch für andere soziale Einrichtungen und Projekte, bei der Fortschrei-

bung des Flächennutzungsplans und der Aufstellung von Stadtteilentwicklungsplänen, 

§ Hilfen bei der Umnutzung von Leerständen oder bei der Bebauung von Baulücken zugunsten 

von Mehrgenerationenprojekten sowie 

§ Unterstützung bei der Grundstücks- und Objektsuche auch im Bestand. 

Eine weitere Möglichkeit, das gemeinschaftliche Zusammenleben insbesondere in kleineren Quartie-

ren zu sichern, kann auch der Aufbau einer sogenannten „Virtuellen Senioren-Wohngemeinschaft“ 

sein. Dies ist zum Beispiel mit Hilfe der Kommune und des Landes Rheinland-Pfalz in der kleinen 

Gemeinde Külz umgesetzt worden. Das Konzept verbindet die Vorteile der klassischen Senioren-

Wohngemeinschaft, ohne dass die Bewohner ihre vertraute Wohnung verlassen müssen, da sie in 

einem eigenen Internet-Chatroom miteinander kommunizieren. So werden nicht nur die bestehen-

den Nachbarschaften intensiviert, sondern auch der Vereinsamung im Alter vorgebeugt. Die Projek-

tidee wird von den Verantwortlichen auf der Internetseite (www.vwg-kuelz.de) folgendermaßen 

beschrieben: „Eine virtuelle Wohngemeinschaft ist eine Gruppe nicht sehr weit auseinander leben-

der Menschen, die sich gegenseitig Hilfe zusichern. Im Mittelpunkt steht das Zusammenleben der 

Mitglieder, die Aufmerksamkeit füreinander, aber auch die Individualität und Freiheit des Einzelnen. 

Dies dient dem Zweck, bestehende Nachbarschaften aufzuwerten und neue Wege der Kommunikati-

on zu eröffnen.“ In einem virtuellen Gemeinschaftsraum können sich die „WG-Bewohner“ rund um 
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die Uhr „treffen“, sich austauschen und gegenseitig Hilfen bei alltäglichen Problemen anbieten. Die 

Gemeinde hat für persönliche Treffen der „WG-Bewohner“ darüber hinaus einen eigenen Gemeinde-

raum zur Verfügung gestellt. Die Kontaktadresse der Ansprechperson lautet: 

 

  Aloys Schneider  

  Gass 1 a 

  55471 Külz 

  Tel: 06761 / 4162 

  Mail: aloys.schneider@kuelz.de 

  www.vwg-kuelz.de 

5.2.2  Infrastrukturelle Voraussetzungen beim Gemeinschaftlichen Wohnen  

Für das gleichaltrige Gemeinschaftliche Wohnen von Seniorinnen und Senioren sind bestimmte infra-

strukturelle Voraussetzungen im Ortsteil bzw. der Kommune notwendig. Nicht alle Infrastrukturvo-

raussetzungen sind gleich wichtig, nachfolgend ein allgemeiner ungewichteter Überblick: 

 
þ Apotheke 
þ Arzt für Allgemeinmedizin 
þ Bäcker 
þ Bahnhof 
þ Bank oder Sparkasse 
þ Beratungsstellen (zum Beispiel Alten- und Wohnberatung) 
þ Bibliothek 
þ Bildungsstätten (zum Beispiel Volkshochschule) 
þ Bioladen 
þ Buchhandlung 
þ Bürgerbüro 
þ Cafés 
þ Einzelhandelsgeschäft für Bekleidung 
þ Einzelhandelsgeschäft für Haushalts- und Schreibwaren 
þ Ergotherapiepraxis 
þ Facharzt für Augenheilkunde 
þ Facharzt für Frauenheilkunde 
þ Facharzt für Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde 
þ Facharzt für Hautkrankheiten 
þ Facharzt für Innere Medizin 
þ Facharzt für Neurologie 
þ Facharzt für Orthopädie 
þ Facharzt für Psychotherapie 
þ Facharzt für Radiologie 
þ Facharzt für Unfallchirurgie 
þ Facharzt für Urologie 
þ Fachgeschäft für Orthopädiebedarf 
þ Friedhof 
þ Friseur 
þ Fußpflegepraxis 
þ Hausmeisterservice 
þ Homöopath 
þ Kino 
þ Kirche bzw. andere Gotteshäuser 
þ Krankengymnastikpraxis 
þ Krankenhaus 
þ Krankenkassenfiliale 
þ Massagepraxis 
þ Metzger 
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þ Mobiler Pflegedienst 
þ Museum 
þ Obst- und Gemüsehändler 
þ Öffentliche Toilette 
þ ÖPNV (Bus- oder Stadtbahnhaltestelle ca. 300 Meter von der eigenen Wohnung entfernt) 
þ Optiker und Hörgeräteakustiker 
þ Park bzw. Grünanlage 
þ Post 
þ Reformhaus 
þ Reinigung 
þ Restaurants oder Gaststätten 
þ Schwimmbad, Sauna 
þ Senioren- und Nachbarschaftstreffs 
þ Sonstige Einzelhandelsgeschäfte 
þ Sonstige Fachärzte 
þ Sporthalle 
þ Supermarkt bzw. Tante-Emma-Laden oder Kiosk 
þ Taxiunternehmen 
þ Theater 
þ Tierarzt 
þ Wochenmarkt 
þ Zahnarzt 

 

Für Wohnprojekte des generationenübergreifenden Gemeinschaftlichen Wohnens sind noch weitere 

infrastrukturelle Voraussetzungen notwendig: 

 
þ Arzt für Kinder- und Jugendheilkunde 
þ Jugendzentrum 
þ Kindergarten 
þ Schule 

5.3  Betreutes Wohnen  

5.3.1  Betreutes Wohnen / Service -Wohnen 

5.3.1.1  Formen und Beispiele  

Als Alternative zur Unterbringung in Senioren- und Pflegeheimen hat sich in den letzten Jahren in 

Deutschland neben den gemeinschaftlichen Wohnangeboten mehr und mehr das Angebot des Be-

treuten Wohnens oder auch Service-Wohnen genannt durchgesetzt. Diese Wohnform bietet den Se-

niorinnen und Senioren eine Sicherheit an Versorgung und Betreuung bei gleichzeitiger selbstständi-

ger Lebensführung im eigenen Haushalt. Der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge 

hat 1992 diese Wohnform folgendermaßen definiert: „Betreutes Wohnen bedeutet die Sicherstel-

lung, beziehungsweise verlässliche Organisation von Betreuungsleistungen in Kombination mit dem 

Wohnen. Die Spannweite der Betreuungsleistungen reicht von einfachen handwerklich-technischen 

oder pflegerisch-hauswirtschaftlichen Hilfen bis zu einer Pflege, die mit der Betreuung in einer sta-

tionären Einrichtung vergleichbar sein kann“. In den 90er Jahren gab es in Deutschland eine große 

Konjunktur für Betreutes Wohnen, auch auf Initiative der Bauwirtschaft, die hier einen neuen Markt 

für sich entdeckte, zudem wurde diese Art des Wohnens auch öffentlich gefördert. Mittlerweile ist 

der ganz große Boom zurückgegangen. 
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Zu den Basisleistungsangeboten von Einrichtungen des Betreuten Wohnens gehört zum einen ein so 

genanntes altersgerechtes Wohnangebot, darunter versteht man bestimmte Anforderungen an den 

Standort sowie an das Wohnumfeld, aber auch bestimmte bauliche Standards der Wohnungen (Barri-

erefreiheit) und des Raumangebots sowie die Konzepte für die Gemeinschaftseinrichtungen. Zum 

anderen muss die regelmäßige Vor-Ort-Betreuung gewährleistet sein, dazu gehören verschiedene 

Dienstleistungsangebote wie der haustechnische Service, hauswirtschaftliche Hilfen, die individuelle 

und die soziale Betreuung und natürlich Hilfen bei Krankheit und Pflegebedarf der Bewohnerinnen 

und Bewohner. Neben der Form von Grundleistungen (Grundservice) können auch noch zusätzliche 

Dienstleistungsangebote (Wahlservice) gebucht werden. Abgerechnet werden die Angebote über die 

Mietnebenkosten, Betreuungspauschalen oder individuell nach Inanspruchnahme der Leistungen. In 

der Praxis schwanken diese Kosten erheblich, sie liegen für die Wohnungsmiete bei ca. 5 Euro/qm 

bis hin zu 30 Euro/qm je nach Wohnungsbeschaffenheit, Lage und Ausstattung. 

 

Das Institut für qualitative Marktforschung, Struktur- und Stadtforschung GmbH „empirica“ hat 1999 

insgesamt fünf Grundtypen des Betreuten Wohnens unterschieden: 

§ Heimverbundene Anlagen, die die Versorgung bis zum Todesfall gewährleisten 

§ Wohnanlagen mit einem Servicebüro, das externe Dienstleistungen vermittelt 

§ Wohnanlagen mit einem integrierten Betreuungsstützpunkt (zum Beispiel einer  

Sozialstation) 

§ Seniorenresidenzen und Wohnstifte 

§ Sonstiges (nicht weiter definiert) 

Die Vorteile von Angeboten des Betreuten Wohnens für ältere Menschen liegen darin, das diese mög-

lichst lange in einer eigenen altersgerechten Wohnung auch bei eventuellen Geh- oder Bewegungs-

störungen relativ selbstständig leben können. Außerdem gibt es für sie Unterstützung durch einen 

Ansprechpartner und sie leben nicht allein sondern in einer Gemeinschaft mit anderen, wenn auch 

„nur“ mit Seniorinnen und Senioren und nicht mit jungen bzw. jüngeren Menschen. 

 

Als Nachteil ist zu nennen, dass bei Schwerstpflegebedürftigen oder an Demenz erkrankten älteren 

Menschen ein Umzug in ein Pflegeheim unausweichlich werden kann. Denn Bewohnerinnen und Be-

wohner von Einrichtungen des Betreuten Wohnens sollten in der Lage sein, ihren Haushalt weitest-

gehend noch allein zu führen, da eine Rund-um-die-Uhr-Versorgung wie in Senioren- und Pflegehei-

men in der Regel nicht angeboten wird. Mittlerweile bieten einige Wohnanlagen diesen Service für 

schwer pflegebedürftige ältere Menschen zwar an, doch ist damit meist ein Umzug innerhalb der 

Wohnanlage verbunden. Als weiterer Nachteil ist zu nennen, dass in einigen Wohnanlagen die Be-

wohnerinnen und Bewohner monatlich eine Betreuungspauschale zahlen müssen, obwohl sie die 

Leistung nicht in Anspruch nehmen. Ein weiteres Risiko besteht darin, dass das Angebot des Betreu-

ten Wohnens nicht gesetzlich geschützt ist, das heißt welche Leistungen in der Wohnanlage angebo-

ten werden müssen, ist nicht gesetzlich definiert. Mittlerweile wurde allerdings die DIN-Norm 77800 

„Betreutes Wohnen für ältere Menschen“ entwickelt, die die Mindestangebote und Mindestleistun-

gen, die eine Wohnanlage für Betreutes Wohnen haben sollte, festlegt und nach der sich Betreiber 

solcher Wohnanlagen freiwillig zertifizieren lassen können. 

 

Als ein frühes Beispiel für Betreutes Wohnen bzw. für Service-Wohnen in Ostwestfalen-Lippe ist das 

bereits 1988 gestartete Projekt ãNachbarschaftlich wohnen in der Freien ScholleÒ  der Bielefelder 
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Baugenossenschaft Freie Scholle e. G. zu nennen. Es handelt sich um ein Betreuungskonzept für ein 

ganz normales Siedlungsgebiet mit etwa 7.000 Bewohnerinnen und Bewohnern aus allen Altersgrup-

pen. Als Hauptbestandteil nennt die Freie Scholle e. G. die „zugehende Beratung“, Vermittlung und 

Koordination in den „normalen“ Wohnungen. Ergänzt wird dieses Angebot durch spezielle betreute 

Wohnformen innerhalb der Siedlung. Darüber hinaus sind generationsübergreifende Gemeinschafts- 

und Freizeitangebote in Verbindung mit der Organisation von Nachbarschaftshilfe ein weiterer Kon-

zeptbaustein. Außerdem wird eine „konsequentes räumliches Wohnkonzept“ angeboten, das heißt 

Wohnberatung wird als integrativer Bestandteil der Altenberatung verstanden, ebenso wird der be-

stehende Wohnungsbestand individuell und strukturell angepasst und durch barrierefreie Neubauten 

im Quartier ergänzt. Im gesamten Siedlungsgebiet gibt es insgesamt elf Nachbarschaftstreffs. Die 

Bewohnerinnen und Bewohner des Quartiers wirken sowohl in Nachbarschaftsgremien als auch in 

Gremien der Genossenschaft mit. Der 1990 gegründete Verein Freie Scholle Nachbarschaftshilfe e. 

V. organisiert die gemeinsamen Aktivitäten wie zum Beispiel die Nachbarschaftsfeste, aber auch 

den mobilen sozialen Dienst. Die Vorteile dieses Konzepts für ältere Menschen bestehen darin, dass 

die „normalen“ Wohnungen der Seniorinnen und Senioren in das Versorgungsnetz mit eingebunden 

sind und die älteren Menschen so länger in ihrer „alten“ Wohnung bleiben können. Außerdem lassen 

sich in einem Quartier in dem die Generationen schon zusammenleben, die sozialen Kontakte und 

gegenseitigen Hilfen zwischen den Generationen leichter gestalten. Durch die Integration von be-

treuten Wohnformen in einem bestehenden Quartier ist es leichter möglich, im Falle eines notwen-

digen Umzugs der älteren Menschen aufgrund von Pflegebedürftigkeit, innerhalb des Wohnquartiers 

in ihrem sozialen Umfeld zu bleiben. 

 

Ein weiteres Beispiel für Betreutes Wohnen bzw. Service-Wohnen aus Ostwestfalen-Lippe ist das 

ebenfalls von der Baugenossenschaft Freien Scholle e. G. initiierte Quartiersprojekt ãNachbar-

schaftszentrum Meinolfstra§eÒ  in Bielefeld, das im Jahr 1992 begann. Kooperationspartner bei 

dem Projekt sind der Kreisverband Bielefeld e. V. der Arbeiterwohlfahrt, der Evangelische Gemein-

dedienst im Evangelischen Johanneswerk Bielefeld, das Dienstleistungszentrum Jugend-Soziales-

Wohnen der Stadt Bielefeld und der Verein Freie Scholle Nachbarschaftshilfe e. V.. Das gesamte 

Quartier umfasst ungefähr 11.000 Einwohner (der Anteil der älteren Menschen liegt bei ca. 26 %) 

und nur ein geringer Teil davon (ca. 900 Wohneinheiten) gehört zum Siedlungsgebiet der Baugenos-

senschaft. Als Projektziele nennt die Freie Scholle: die Ausweitung der ambulanten, pflegerischen 

und hauswirtschaftlichen Hilfen; die Verbesserung der sozialen, medizinischen und gewerblichen 

Infrastruktur im Quartier für alle Altersgruppen; die Schaffung barrierefreier „anpassungsfähiger 

Wohnungen“ auch als Angebot für pflegebedürftige Menschen. Zu diesem Zweck wurden insgesamt 

92 barrierefreie Wohnungen neu gebaut, darunter zwei Wohnungen speziell für betreute Wohngrup-

pen. Beim von der Bertelsmann Stiftung bundesweit durchgeführten Wettbewerb „Werkstadt-

Wettbewerb Quartier“ - wissenschaftliche Leitung durch das Kuratorium Deutsche Altershilfe – wur-

de das Projekt „Nachbarschaftszentrum Meinolfstraße“ der Freien Scholle e. G. 2005 mit dem ersten 

Preis ausgezeichnet. 

 

Die Kontaktadresse der Freien Scholle lautet: 

 

  Baugenossenschaft Freie Scholle eG  

  Jöllenbecker Straße 123 

  33613 Bielefeld 
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  Tel: 0521 / 9888-0  

  Fax: 0521 / 9888-100 

  E-Mail: baugenossenschaft@freie-scholle.de 

  www.freie-scholle.de 

 

Weitere Beispiele für Betreutes Wohnen bzw. für Service-Wohnen in Ostwestfalen-Lippe sind unter 

anderem drei Projekte der Bünder Bau- und Siedlungsgenossenschaft für den Kreis Herford eG (B & S 

Bünde) und ihrer Partner. Durch die B&S Gesellschaft für Wohnungsbau, Stadt- und Dorferneuerung 

mbH wurden zum Beispiel im Kreis Herford die Projekte ãSe rvicewohnen in KirchlengernÒ,  ãSeni-

orenwohnen am TabakspeicherÒ in Bünde und ãJ†RGINGs HOFÒ in Enger realisiert. 

 

So wurde im Auftrag eines privaten Investors im Jahr 2006 in der Stadt Kirchlengern zentral ein 

Grundstück mit 19 barrierefreien Servicewohnungen für ältere Menschen bebaut. Ein besonderer 

Vorteil des Projekts ãServicewohnen in KirchlengernÒ  liegt darin, dass die seniorengerechten 

Wohnungen in unmittelbarer Nähe zu einem benachbarten Seniorenzentrum liegen, in dem auf 

Wunsch die Mahlzeiten eingenommen, oder die dortigen Freizeitangebote genutzt werden können. 

Als Kooperationspartner und Betreiber hat die Arbeiterwohlfahrt Ostwestfalen-Lippe e. V. die 

Wohnanlage langfristig angemietet. Deren Pflege- und Serviceleistungen stehen aber auch den an-

deren Bewohnerinnen und Bewohnern des Quartiers zur Verfügung. 

 

In der Innenstadt von Bünde entwickelte und realisierte die B & S GmbH im Auftrag der B & S eG 

bereits im Jahr 2002 das Projekt ãSeniorenwohnen am TabakspeicherÒ , eine Wohnanlage mit ins-

gesamt 42 barrierefreien Wohnungen. Außerdem errichtete und integrierte die B & S dort einen 

Servicestützpunkt, der von der Diakoniestation „Bünde 1“ betrieben wird. Finanziell gefördert wur-

de dieses Projekt von der Modellförderung NRW („Neue Wohnformen im Alter“) und vom Bundesmi-

nisterium für Gesundheit („Verbesserung der Situation Pflegebedürftiger“). 

 

Ebenfalls im Auftrag der B & S eG entwickelte die B & S GmbH in den Jahren 2006 und 2007 das 

Projekt ãJ†RGINGs HOFÒ in der Innenstadt von Enger. Im städtebaulichen Kontext denkmalge-

schützter Nachbargebäude entstanden hier im Jahr 2008 insgesamt 18 barrierefreie Wohnungen und 

außerdem eine Pflegewohngruppe für Menschen mit Hilfebedarf. Die Rund-um-die-Uhr-Betreuung 

der Wohngruppe hat die Diakoniestation Enger übernommen, deren Hilfe bei Bedarf auch den ande-

ren Bewohnern zur Verfügung steht. 

 

Die Kontaktadresse der B & S Bünde lautet: 

 

  Bau- und Siedlungsgenossenschaft fŸr den Kreis Herford eG  

  Hangbaumstraße 18 

  32257 Bünde 

  Tel: 05223 / 9291-0 

  Fax: 05223 / 9291-11 

  E-Mail: info@bus-buende.de 

  www.bus-buende.de 
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5.3.1.2  Infrastrukturelle Voraussetzungen  

Für die Wohnform des Betreuten Wohnens bzw. Service-Wohnens sind bestimmte infrastrukturelle 

Voraussetzungen im Ortsteil bzw. der Kommune notwendig. Nicht alle Infrastrukturvoraussetzungen 

sind gleich wichtig, nachfolgend ein allgemeiner ungewichteter Überblick: 

 
þ Apotheke 
þ Arzt für Allgemeinmedizin 
þ Bäcker 
þ Bahnhof 
þ Bank oder Sparkasse 
þ Beratungsstellen (zum Beispiel Alten- und Wohnberatung) 
þ Bibliothek 
þ Bildungsstätten (zum Beispiel Volkshochschule) 
þ Bioladen 
þ Buchhandlung 
þ Bürgerbüro 
þ Cafés 
þ Einzelhandelsgeschäft für Bekleidung 
þ Einzelhandelsgeschäft für Haushalts- und Schreibwaren 
þ Ergotherapiepraxis 
þ Facharzt für Augenheilkunde 
þ Facharzt für Frauenheilkunde 
þ Facharzt für Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde 
þ Facharzt für Hautkrankheiten 
þ Facharzt für Innere Medizin 
þ Facharzt für Neurologie 
þ Facharzt für Orthopädie 
þ Facharzt für Psychotherapie 
þ Facharzt für Radiologie 
þ Facharzt für Unfallchirurgie 
þ Facharzt für Urologie 
þ Fachgeschäft für Orthopädiebedarf 
þ Friedhof 
þ Friseur 
þ Fußpflegepraxis 
þ Homöopath 
þ Kino 
þ Kirche bzw. andere Gotteshäuser 
þ Krankengymnastikpraxis 
þ Krankenhaus 
þ Krankenkassenfiliale 
þ Massagepraxis 
þ Metzger 
þ Museum 
þ Obst- und Gemüsehändler 
þ Öffentliche Toilette 
þ ÖPNV (Bus- oder Stadtbahnhaltestelle ca. 300 Meter von der eigenen Wohnung entfernt) 
þ Optiker und Hörgeräteakustiker 
þ Park bzw. Grünanlage 
þ Post 
þ Reformhaus 
þ Reinigung 
þ Restaurants oder Gaststätten 
þ Schwimmbad, Sauna 
þ Senioren- und Nachbarschaftstreffs 
þ Sonstige Einzelhandelsgeschäfte 
þ Sonstige Fachärzte 
þ Sporthalle 
þ Supermarkt bzw. Tante-Emma-Laden oder Kiosk 
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þ Taxiunternehmen 
þ Theater 
þ Tierarzt 
þ Wochenmarkt 
þ Zahnarzt 

5.3.2  Betreute Wohn - und Hausgemeinschaften / Ambulant betreute Pfleg e-
wohngruppen  

5.3.2.1  Formen und Beispiele  

Als Alternative zu Senioren- und Pflegeheimen haben sich für schwer pflegebedürftige ältere Men-

schen in den letzten Jahren auch die betreuten Wohn- und Hausgemeinschaften bzw. die ambulant 

betreuten Pflegewohngruppen etabliert. Besonders für an Demenz erkrankte Menschen bilden sie 

eine Heimalternative. 

 

Diese Art der betreuten Wohngemeinschaft zeichnet sich dadurch aus, dass in der Regel ungefähr 

sechs bis zwölf auf Hilfe angewiesene ältere Menschen in einer barrierefreien Wohnung leben, die in 

ein normales Wohnquartier integriert ist. Die Bewohnerinnen und Bewohner verfügen jeder über ein 

eigenes Zimmer, zum Teil auch mit separatem Bad und WC, außerdem kann das vertraute eigene 

Mobiliar mitgebracht werden. Gemeinsam nutzen die älteren Menschen die Wohnküche sowie ande-

re Gemeinschaftsräume und in einigen Wohngemeinschaften auch das Bad bzw. Pflegebad. Feste 

Betreuungskräfte kümmern sich um die Organisation des Gruppenalltags und werden durch ambulan-

te Dienste bei der individuellen Hilfe für die Seniorinnen und Senioren unterstützt. Die Pflege- und 

Betreuungsleistungen werden jeweils auf den einzelnen Bewohner abgestimmt. Der Tagesablauf in 

einer betreuten Wohngemeinschaft orientiert sich an der „Normalität“. 

 

Entwickelt hat sich diese Form der Betreuung aus dem ganz „normalen“ Wohnen, die notwendige 

Hilfe für die älteren Menschen wird wie in einem Privathaushalt durch die ambulanten Dienste orga-

nisiert. Die Bewohnerinnen und Bewohner (bzw. deren persönliche Vertreter) sind „Herr oder Frau 

im Haus“ und das sie unterstützende Personal ist der Gast. 

 

Diese Wohnform bietet für die Bewohnerinnen und Bewohner einige Vorteile, da sie trotz teilweise 

schwerster Pflegebedürftigkeit ein gewisses Maß an Alltagsnormalität und Selbstbestimmung für den 

zu Pflegenden gewährleistet. Die Organisation des Alltags stellt nicht die Pflege in den Mittelpunkt, 

sondern die alltäglichen Dinge wie zum Beispiel kochen und essen. Die Bewohner bestimmen selbst, 

was gekocht wird, mit wem sie in der Wohngemeinschaft Zeit verbringen oder von wem sie Pflege-

leistungen erhalten. Aufgrund der relativ geringen Gruppengröße können sich die Betreuer auch 

intensiver um die einzelnen Bewohnerinnen und Bewohner kümmern und auf ihre individuellen Be-

dürfnisse eingehen. 

 

Gegenüber stationären Pflegeeinrichtungen fehlen in den betreuten Wohngruppen allerdings spezi-

elle Beschäftigungs- und Freizeitangebote. Auch kann es aufgrund der geringen Gruppengröße zu 

Konflikten zwischen einzelnen Bewohnerinnen und Bewohnern kommen. Letztendlich liegt die Ver-

antwortung für die Gestaltung der Wohn- und Dienstleistungsangebote weiterhin bei den Pflegebe-

dürftigen bzw. deren Angehörigen. Anders als in Heimen, erhalten die Pflegebedürftigen nur die 
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geringeren Sätze der ambulanten Pflegeversicherung. Außerdem liegt bei dieser Wohnform kein 

Schutz durch das Heimrecht oder durch die Heimaufsichtsbehörde vor. 

 

Die ersten ambulant betreuten Pflegewohngruppen entstanden in Deutschland Mitte der 80er Jahre 

in den Städten Braunschweig, Berlin und Bielefeld, initiiert von Pflegediensten und Vereinen der 

Altenhilfe. Diese initiierenden Vereine setzten jeweils eigene Arbeitsschwerpunkte, so dass man 

heute bei ambulant betreuten Pflegewohngruppen die drei unterschiedlichen Organisationsmodelle 

Braunschweiger Modell, Berliner Modell und Bielefelder Modell unterscheidet. Alle Modelle haben 

bundesweit Beachtung gefunden und sind von anderen Städten übernommen worden. 

 

Beim Braunschweiger Modell  stehen vor allem ältere Menschen mit psychischen Problemen (wie 

Depression oder Vereinsamung) und gesundheitlichen Problemen (wie Kreislaufschwäche, Sturzge-

fährdung oder fortgeschrittene Diabetes) mit einem leichten Pflegebedarf im Mittelpunkt. Dabei soll 

die selbstständige Lebensführung aufrechterhalten bzw. wieder hergestellt werden. Die Bewohne-

rinnen und Bewohner leben in kleinen Gruppen von ungefähr vier bis fünf Personen und sollen ihren 

Haushalt möglichst mit gegenseitiger Hilfe alleine meistern, da professionelle Unterstützung am Tag 

nur stundenweise zur Verfügung steht. Außerdem erhalten die Bewohnerinnen und Bewohner Unter-

stützung durch eine sozialpädagogische Fachkraft, die ihnen beim Aufbau eines konstruktiven und 

emotional befriedigenden Gruppenlebens helfen soll. Die Wohnungen für die einzelnen Gruppen 

entstehen entweder durch den Umbau von großen Altbauwohnungen oder durch die Zusammenle-

gung von Neubauwohnungen. Beim Umbau der Wohnungen steht im Mittelpunkt, dass gegebenenfalls 

eine häusliche Pflege möglich ist, ohne dass der Eindruck eines Pflegeheims aufkommt. Damit der 

Kontakt zu „normalen“ Wohnhäusern mit einer gemischten Wohnstruktur hergestellt wird, liegen 

beim Braunschweiger Modell die Wohnungen über die Stadt verstreut. So erhalten die älteren Men-

schen meistens ein Wohnangebot in der Nähe ihrer bisherigen Wohnung und außerdem wird so nach 

außen die Normalität des ambulanten Pflegewohnens betont. Das Braunschweiger Modell stößt al-

lerdings dann an seine Grenzen, wenn die Bewohnerinnen und Bewohner eine 24-Stunden-Pflege 

benötigen, weil dann der dadurch entstehende Personalaufwand in der kleinen Gruppe zu teuer 

würde. 

 

Demgegenüber ist die Zielgruppe des Berlin er Modells  explizit der ältere Mensch, der an Demenz 

erkrankt ist und auf eine 24-Stunden-Betreuung angewiesen ist. Die einzelnen Gruppen bestehen 

hier aus sechs und mehr Personen, die alle mindestens in der Pflegestufe II eingeordnet sind. Wäh-

rend am Tag sich mindestens zwei Personen um die Bewohnerinnen und Bewohner kümmern, wer-

den diese in der Nacht von einer Person betreut. Durch das Zusammenleben mehrerer pflegebedürf-

tiger Personen in einer Wohnung ergeben sich für die Pflegekräfte Synergieeffekte bei der Betreu-

ung.  Genau wie beim Braunschweiger Modell steht auch im Berliner Modell die Wohnnormalität der 

Gruppenmitglieder im Vordergrund. Die noch vorhandenen Fähigkeiten der Bewohnerinnen und Be-

wohner, die alltäglichen Dinge zu erledigen, sollen genutzt und gestärkt werden. Die einzelnen 

Wohngruppen befinden sich wie beim Braunschweiger Modell über die Stadt verteilt und sollen in 

die vorhandene Quartiersstruktur integriert werden. Durch die vertraute und überschaubare Wohn-

struktur soll die Orientierung der Bewohnerinnen und Bewohner erleichtert und dadurch deren Psy-

che stabilisiert werden. Da an Demenz erkrankte Menschen den überwiegenden Teil des Tages im 

zentralen Gemeinschaftsraum mit der angrenzenden Küche verbringen, muss dieser Bereich im Ver-

hältnis zu anderen betreuten Wohngruppen großzügiger gestaltet sein. Dafür benötigen die individu-
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ellen Räume für die Bewohnerinnen und Bewohner weniger Platz, da in diesen meistens nur geschla-

fen wird. 

 

Gegenüber dem Braunschweiger Modell und dem Berliner Modell ist das Bielefelder Modell  konzep-

tionell offener und vielfältiger angelegt. Es wurde in den 90er Jahren von der Bielefelder gemein-

nützige Wohnungsgesellschaft (BGW), dem freien Träger „Alt und Jung e. V.“ und der Stadt Biele-

feld entwickelt. Es richtet sich nicht nur an ältere Menschen, sondern setzt bewusst auf eine Mi-

schung aus Alten und Jungen, Behinderten und Nichtbehinderten, Kranken und Gesunden. Die Grup-

pengrößen sind nicht festgelegt und auch baulich gibt es keine Vorgaben. Im Bielefelder Modell gibt 

es sowohl Wohngemeinschaften, Hausgemeinschaften aber auch Nachbarschaftsgemeinschaften. 

Gemeinsam haben die Projekte nur, dass eine gewisse Anzahl von Pflegebedürftigen in räumlicher 

Nähe lebt. Dadurch ist gewährleistet, dass rund um die Uhr ein Pflegeteam in der Wohnung, im Haus 

oder in der Nachbarschaft vor Ort ist und sich um die Menschen kümmern kann. Die ambulanten 

Pflegedienste mieten dazu als Kooperationspartner die Funktionsräume (zum Beispiel einen Nacht-

bereitschaftsraum, Hilfsmitteldepot, Beratungsraum oder ein Pflegebad) von der BGW als Gewerbe-

fläche an. Dieses Betreuungsangebot bezieht sich allerdings nicht nur auf die einzelne Pflegegruppe, 

sondern wirkt sich auch auf das die Wohngruppe umgebende Wohnquartier aus. Da Pflegepersonal 

ständig in fußläufiger Entfernung vor Ort ist, können auch Anwohnerinnen und Anwohner aus den 

benachbarten Häusern im Bedarfsfall mitbetreut werden oder diese nehmen an gemeinsamen Aktivi-

täten wie zum Beispiel dem durch die Gruppenmitglieder selbst organisierten Mittagessen mit teil. 

Mittelpunkt der Wohnanlagen bildet das großzügig gestaltete Wohncafé, das nicht nur den Grup-

penmitgliedern sondern auch der Nachbarschaft offen steht. Bis spätestens 2012 will die BGW in 

allen Bielefelder Stadtteilen mit ihrem Angebot vertreten sein. Gemeinsam mit ihren Kooperations-

partnern aus der ambulanten Pflege werden von der BGW in Bielefeld folgende Punkte angeboten: 

§ Rund-um-die-Uhr-Pflege für schwerstpflegebedürftige Menschen 

§ Regelmäßige Beratungsangebote im Haus durch fachlich geschulte Mitarbeitende des  

Kooperationspartners (zum Beispiel Gesundheitsberatung, Unterstützung bei der  

Antragstellung bei verschiedenen Kostenträgern) 

§ Unterstützung von Selbsthilfeaktivitäten (zum Beispiel kulturelle Veranstaltungen,  

Erzähl-Café) 

§ Förderung der Begegnung der Generationen (zum Beispiel durch Organisation von  

Nachbarschaftsfesten) 

§ Beratung von Angehörigen und Freunden 

§ Hausnotrufdienst 

§ Vermittlung von Hauswirtschafts- und Pflegediensten 

§ Multikulturelle Seniorenhilfe 

§ Förderung der Selbsthilfe und der Dienstleistungsqualität 

Ein Beispiel für das Bielefelder Modell ist das Projekt der BGW in der Bielefelder Heinrichstra§e  

am Rande der Innenstadt. Auf einem früheren Schlachthofgelände entstanden 42 barrierefrei er-

schlossene Wohnungen in fünf neu erbauten Häusern, die im Oktober 2005 bezogen wurden. Fünf 

Wohnungen wurden schon beim Erstbezug an Menschen mit erhöhtem Pflegebedarf vermietet. Als 

Kooperationspartner unterstützt das Bielefelder Evangelische Johanneswerk das Wohnprojekt als 

ambulanter Pflegedienst, der auch selbst Räume dort angemietet hat (unter anderem einen Nacht-

bereitschaftsraum). Gemeinschaftsräume wie zum Beispiel eine Wohnküche für die pflegebedürfti-
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gen Mieterinnen und Mieter stellt die BGW als Eigentümer kostenlos zur Verfügung. Die Baukosten 

für das Projekt betrugen ungefähr 3,25 Millionen Euro. Die Mietkosten (Kaltmiete) betragen 4,05 

Euro/qm für den ersten Förderweg und 8,50 Euro/qm für frei finanzierte Wohnungen. 

 

Die Kontaktadresse der BGW Bielefeld lautet: 

  Bielefelder GemeinnŸtzige Wohnungsgesellschaft mbH  

  Carlmeyerstraße 1 

  33613 Bielefeld 

  Tel: 0521 / 8809-01 

  Fax: 0521 / 8809-228 

  E-Mail: bgw@bgw-bielefeld.de 

  www.bgw-bielefeld.de 

5.3.2.2  Infrastrukturelle Voraussetzungen  

Für die Wohnform der Betreuten Wohn- und Hausgemeinschaften bzw. ambulant betreuten Pflege-

wohngruppen sind bestimmte infrastrukturelle Voraussetzungen im Ortsteil bzw. der Kommune not-

wendig. Nicht alle Infrastrukturvoraussetzungen sind gleich wichtig, nachfolgend ein allgemeiner 

ungewichteter Überblick: 

 
þ Arzt für Allgemeinmedizin 
þ Facharzt für Augenheilkunde 
þ Facharzt für Frauenheilkunde 
þ Facharzt für Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde 
þ Facharzt für Hautkrankheiten 
þ Facharzt für Innere Medizin 
þ Facharzt für Neurologie 
þ Facharzt für Orthopädie 
þ Facharzt für Psychotherapie 
þ Facharzt für Radiologie 
þ Facharzt für Unfallchirurgie 
þ Facharzt für Urologie 
þ Ergotherapiepraxis 
þ Friseur 
þ Fußpflegepraxis 
þ Krankengymnastikpraxis 
þ Krankenhaus 
þ Massagepraxis 
þ Optiker und Hörgeräteakustiker 
þ Sonstige Fachärzte 
þ Zahnarzt 

5.3.3  Seniorenresidenzen / Wohnstifte  

5.3.3.1  Formen und Angebote  

Seniorenresidenzen oder auch Wohnstifte genannt sind hotelähnliche Wohnanlagen, die über eine 

überdurchschnittliche Ausstattung verfügen. Vorherrschend sind hier überwiegend Appartements 

und kleine Wohnungen und die Zielgruppe sind in der Regel vermögende Seniorinnen und Senioren. 

Die Zeitschrift „Finanztest“, die im Jahr 2006 verschiedene Seniorenresidenzen in Deutschland ge-

testet hat, nennt sie „die Luxusklasse des betreuten Wohnens“. Neben der ambulanten Pflege in der 
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eigenen Wohnung, werden auch vollstationäre Pflegeleistungen in räumlich abgeteilten Bereichen 

der Wohnanlage angeboten. Zu den Angeboten gehören Mittagsessen genau so wie das Reinigen der 

Appartements bzw. der Wohnungen oder auch allgemeine Betreuungsdienste. Außerdem gibt es je 

nach Anbieter ein unterschiedliches Angebot an Gemeinschaftsflächen mit zum Beispiel Schwimm-

bädern, Bibliotheken, Terrassen oder repräsentativen Eingangsbereichen. Auch findet man verschie-

dene Angebote zur Freizeitgestaltung, wie zum Beispiel Sport, gemeinsame Theaterbesuche oder 

Reisen. Die Bewohner von Seniorenresidenzen und Wohnstiften schließen in der Regel mit dem Trä-

ger Heimverträge ab, in denen Gesamtpensionspreise festgeschrieben sind. Seniorenresidenzen und 

Wohnstifte befinden sich in freier Trägerschaft und sind auch frei finanziert. Da allerdings kein ein-

heitlicher Standard für Seniorenresidenzen vorgeschrieben ist, muss im Vertrag genau festgeschrie-

ben werden, wie die Wohnung (Größe, Zuschnitt, aber auch Zusatzleistungen) bei Bezug übergeben 

wird. 

5.3.3.2  Infrastrukturelle Voraussetzungen  

Für Seniorenresidenzen bzw. Wohnstifte sind bestimmte infrastrukturelle Voraussetzungen im Orts-

teil bzw. der Kommune notwendig. Nicht alle Infrastrukturvoraussetzungen sind gleich wichtig, 

nachfolgend ein allgemeiner ungewichteter Überblick: 

 
þ Apotheke 
þ Arzt für Allgemeinmedizin 
þ Bäcker 
þ Bahnhof 
þ Bank oder Sparkasse 
þ Beratungsstellen (zum Beispiel Alten- und Wohnberatung) 
þ Bibliothek 
þ Bildungsstätten (zum Beispiel Volkshochschule) 
þ Bioladen 
þ Buchhandlung 
þ Bürgerbüro 
þ Cafés 
þ Einzelhandelsgeschäft für Bekleidung 
þ Einzelhandelsgeschäft für Haushalts- und Schreibwaren 
þ Ergotherapiepraxis 
þ Facharzt für Augenheilkunde 
þ Facharzt für Frauenheilkunde 
þ Facharzt für Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde 
þ Facharzt für Hautkrankheiten 
þ Facharzt für Innere Medizin 
þ Facharzt für Neurologie 
þ Facharzt für Orthopädie 
þ Facharzt für Psychotherapie 
þ Facharzt für Radiologie 
þ Facharzt für Unfallchirurgie 
þ Facharzt für Urologie 
þ Fachgeschäft für Orthopädiebedarf 
þ Friedhof 
þ Friseur 
þ Fußpflegepraxis 
þ Homöopath 
þ Kino 
þ Kirche bzw. andere Gotteshäuser 
þ Krankengymnastikpraxis 
þ Krankenhaus 
þ Krankenkassenfiliale 
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þ Massagepraxis 
þ Metzger 
þ Museum 
þ Obst- und Gemüsehändler 
þ Öffentliche Toilette 
þ ÖPNV (Bus- oder Stadtbahnhaltestelle ca. 300 Meter von der eigenen Wohnung entfernt) 
þ Optiker und Hörgeräteakustiker 
þ Park bzw. Grünanlage 
þ Post 
þ Reformhaus 
þ Reinigung 
þ Reisebüro 
þ Restaurants oder Gaststätten 
þ Schwimmbad, Sauna 
þ Sonstige Einzelhandelsgeschäfte 
þ Sonstige Fachärzte 
þ Sporthalle 
þ Supermarkt bzw. Tante-Emma-Laden oder Kiosk 
þ Taxiunternehmen 
þ Theater 
þ Tierarzt 
þ Wochenmarkt 
þ Zahnarzt 

5.4  Senioren - und Pflegeheim  

5.4.1  Heimunterbringung als ultima ratio  

Aufgrund der mangelnden Selbstbestimmung in Senioren- und Pflegeheimen und der Angst vor der 

nicht ausreichenden Qualität der Pflege, versuchen ältere Menschen eine Unterbringung im Heim so 

lange wie möglich zu vermeiden. Auch die Angst, wegen der hohen Kosten in Pflegeheimen im Alter 

zum Sozialfall zu werden und die finanzielle Unabhängigkeit aufgeben zu müssen, schreckt viele 

Seniorinnen und Senioren ab. Heimunterbringung ist und bleibt auch in Zukunft die ultima ratio. 

Zwar steigt das Risiko von Pflegebedürftigkeit jenseits von 85 Jahren stark an, aber selbst Hochalt-

rigen ist die Pflegebedürftigkeit nicht die Regel. Zwischen 85 und 90 Jahren ist nur jede 5. Person 

und jenseits der 90 nur jede 3. Person im Bereich privater Haushalte wirklich vollstationär pflege-

bedürftig14. 

 

Die Gründe, warum ältere Menschen schließlich doch in ein Senioren- und Pflegeheim umziehen, 

sind daher vielfältig. Neben einer zunehmenden Verschlechterung der eigenen Gesundheit (beson-

ders bei Demenzerkrankungen) oder einer Änderung der Versorgungssituation zu Hause zum Beispiel 

durch den Ausfall der pflegenden Person (Tod des Partners), erzwingt oft auch die veränderte Situa-

tion im Anschluss an einen Krankenhausaufenthalt den Umzug in ein Heim, weil man sich nicht mehr 

selbst oder mit fremder Hilfe in der eigenen Wohnung versorgen kann. Des Weiteren spielt auch der 

Wunsch nach sozialer Einbindung in eine Gemeinschaft und die Sicherheit im Alter eine Rolle, aber 

auch die Überlegung den eigenen Angehörigen nicht zur Last zu fallen, kann als Grund genannt wer-

den. Grundsätzlich ist festzustellen, dass mit zunehmendem Alter die Wahrscheinlichkeit der Heim-

unterbringung ansteigt. 

 

                                                   
14 Wahl, Hans-Werner, Leben und Wohnen im Alter: Wie können alterswissenschaftliche Befunde die Praxis befördern, in: 

Dokumentation des Kommunalkongresses Berlin 25. November 2004, Bertelsmann Stiftung, Gütersloh 2004, S. 27 f.  
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Das Kuratorium Deutsche Altershilfe (KDA) nennt vier Generationen von Pflegeheimen in Deutsch-

land. In den 50er und 60er Jahren gab es in den deutschen Heimen überwiegend Mehrbettzimmer 

und gemeinsam benutzte Sanitärbereiche. In den 70er Jahren dienten dann Krankenhäuser als Vor-

bilder für Pflegeheime, insbesondere bei den Hygieneanforderungen. Schließlich ging in den 80er 

Jahren der Trend zu Heimen mit 1-Bett-Zimmern und angegliederten Wohn- und Aufenthaltsberei-

chen. Als vierte Generation des Pflegeheims wurde dann Ende der 90er Jahre vermehrt ein „fami-

lienähnliches“ Zusammenleben der Heimbewohner propagiert (KDA-Hausgemeinschaft), die in 

Wohngemeinschaften von ungefähr acht bis zwölf Personen leben und auch wieder an Hausarbeiten 

beteiligt werden und gemeinsam kochen und essen. Als Vorbild dienten dabei die Erfahrungen aus 

den ambulanten Pflegewohngruppen. Im Gegenteil zu denen, haben die KDA-Hausgemeinschaften 

aber einen Heimstatus. Damit stellt dieser Heimtypus eine Abkehr der bis dahin vorherrschenden 

Organisationsstrukturen von Pflegeheimen dar. Mit dem Konzept der stationären Hausgemeinschaf-

ten sind positive Erwartungen für die Zukunft der Heimpflege im Alter verbunden.  

 

Insgesamt ist in den letzten zehn bis fünfzehn Jahren aber eine Tendenz zum Rückgang von Senio-

ren- und Pflegeheimen erkennbar. Eine Ablösung erfolgt dabei hauptsächlich durch Einrichtungen 

des Betreuten Wohnens. Des Weiteren ist festzustellen, dass der Anteil privater Träger von Heimen 

steigt, während der Anteil der öffentlichen Träger abnimmt. 

5.4.2  Infrastrukturelle Voraussetzungen  

Für Senioren- und Pflegeheime sind bestimmte infrastrukturelle Voraussetzungen im Ortsteil bzw. 

der Kommune notwendig. Nicht alle Infrastrukturvoraussetzungen sind gleich wichtig, nachfolgend 

ein allgemeiner ungewichteter Überblick: 

 
þ Arzt für Allgemeinmedizin 
þ Facharzt für Augenheilkunde 
þ Facharzt für Frauenheilkunde 
þ Facharzt für Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde 
þ Facharzt für Hautkrankheiten 
þ Facharzt für Innere Medizin 
þ Facharzt für Neurologie 
þ Facharzt für Orthopädie 
þ Facharzt für Psychotherapie 
þ Facharzt für Radiologie 
þ Facharzt für Unfallchirurgie 
þ Facharzt für Urologie 
þ Ergotherapiepraxis 
þ Friseur 
þ Fußpflegepraxis 
þ Krankengymnastikpraxis 
þ Krankenhaus 
þ Massagepraxis 
þ Optiker und Hörgeräteakustiker 
þ Sonstige Fachärzte 
þ Zahnarzt 

5.5  Grundlegende Handlungsempfehlungen fŸr Kommunen  

Ein vermeidbarer vollstationärer Aufenthalt ist aber nicht nur individuelles Schicksal, sondern er hat 

auch weitreichende, organisatorische und vor allem finanzielle Folgen für die Daseinsvorsorge auf 
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lokaler Ebene. Daher ist der Ausgleich alterstypischer Risikofaktoren für die Kommunen ein wesent-

licher seniorenpolitischer Ansatzpunkt.  

 

Kommunale Seniorenpolitik muss es älter werdenden Menschen ermöglichen, lange und bei guter 

psychischer und körperlicher Gesundheit zu Hause zu leben und dabei am gesellschaftlichen Leben 

teilzuhaben15. 

 

Kommunale Seniorenpolitik muss für diejenigen, die nicht alleine zurechtkommen, ein ausreichen-

des, abgestuftes Netz helfender Infrastruktur bereitstellen und dafür Sorge tragen, dass diese Ange-

bote dem Einzelnen leicht zugänglich sind16. 

 

Im Auftrag der Stadt Oberhausen hat die WohnBund-Beratung NRW (WBB) im Jahr 2008 eine gesamt-

städtische und kleinräumige Bedarfs- und Handlungsanalyse zu Wohn- und Versorgungsangeboten für 

ältere Menschen in Oberhausen erstellt. Einige der grundlegenden Handlungsempfehlungen der Stu-

die an die Stadt Oberhausen können prinzipiell auch auf andere Kommunen übertragen werden und 

werden deshalb an dieser Stelle nachfolgend dargestellt: 

§ Informations- und Beratungsarbeit für Wohnungsunternehmen, Investoren und Anbieter voll- 

und teilstationärer Pflege als kommunale Aufgabe 

§ Verstärkte Orientierung auf dezentrale Wohn- und Versorgungsmodelle 

§ Leitbildentwicklung zu einer altersgerechten Stadt- bzw. Quartiersentwicklung 

§ Aufbau eines verwaltungsinternen, fachübergreifenden Arbeitskreises zum Thema „Wohnen 

im Alter“, das die Bereiche Soziales, Stadtplanung, Stadtentwicklung und Statistik umfasst 

§ Durchführung von Workshops für lokale Akteure wie zum Beispiel Investoren, Eigentümer, 

Wohnungsunternehmen, Wohlfahrtsverbänden etc. 

§ Entwicklung sozialraumbezogener Handlungsansätze und Unterstützung bei der Entwicklung 

gemeinschaftlicher Wohnformen und Pflegewohngruppen durch eine kommunale  

Koordinierungsstelle 

§ Aufbau von Quartiersstützpunkten mit umfassenden Informations- und Beratungsangeboten 

im Bereich altengerechtes Wohnen, Gesundheitsprävention, Wohnanpassungsberatung,  

Unterstützungsmöglichkeiten im Fall von Pflege 

§ Vernetzung der vorhandenen Strukturen und Akteure im Quartier 

Es liegt gewöhnlich nahe, Kommunen für die Daseinsvorsorge im Alter allein verantwortlich zu ma-

chen, sind sie doch für alles zuständig, was ihnen nicht per Gesetz entzogen ist. Im Bereich der 

Altenhilfe und Seniorenarbeit resultiert daraus de jure die „Hinwirkungsverpflichtung“ für eine be-

darfsgerechte Infrastruktur, also dafür zu sorgen, dass den Menschen im Alter eine angemessene – 

selbständige oder auch betreute Versorgung möglich ist. Doch außerhalb dieser kommunalen Da-

seinsfürsorge sind im Bereich der Altenhilfe und Seniorenarbeit weitere viele Akteure tätig: von 

Bundes-, Landes- und höheren Kommunalbehörden über Sozialversicherungsträger wie Renten-, 

Kranken- und Pflegekassen, großen Wohnungsbauunternehmen bis hin zu wohltätigen und gewerbli-

chen Trägern der Altenpflege und den Lieferanten für die Güter des täglichen Bedarfs. Weder die 

                                                   
15 Strauch, Friedrich, Kommunale Verantwortung für altersgerechte Wohn- und Infrastrukturen bei zunehmend begrenztem 

Gestaltungsspielraum, in: Dokumentation des Kommunalkongresses Berlin 25. November 2004, Bertelsmann Stiftung, Gü-
tersloh 2004, S. 22 

16 ebenda 
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Kommunen noch einer der sonstigen Akteure hat daher für den Bereich der Infrastrukturverantwor-

tung eine Gesamtzuständigkeit. Jeder ist – mehr oder weniger – nur ein bisschen zuständig.  

 

Zielführender ist es daher, nicht die Alleinverantwortung zu suchen, sondern alle Beteiligten zu-

sammen zu bringen und zu motivieren, Verantwortung – auch in personeller und finanzieller Hinsicht 

– aus Eigeninteresse zu übernehmen. Die Kommune kann und sollte hierbei eine aktiv moderierende 

Rolle haben. 

 

Abschließend bleibt noch anzumerken, dass es bei der zukünftigen Altenhilfeplanung nicht nur da-

rum gehen kann, allein Pflegestrukturen zu sichern. Denn nur ca. 1/5 der älteren Bevölkerung zäh-

len zu den typischen sozialen Problemgruppen des Alters mit besonderem kommunalen Altenhilfe- 

und Pflegebedarf (so Naegele, G. / Schmidt, W. 2008: Alternde Gesellschaft – Kommunen im demo-

graphischen Wandel – Positionspapier, Dortmund). Deshalb darf der Schwerpunkt daher nicht primär 

auf Pflege- und pflegerische Versorgungsthemen gelegt werden. Vielmehr muss in den einzelnen 

Kommunen ein „seniorenpolitisches Gesamtkonzept“ im Sinne der grundlegenden Trias der heutigen 

Altersforschung aus Lebenserwartung, Pflegebedürftigkeit und Alltagskompetenz entwickelt werden, 

wie es mittlerweile in Bayern von den Kommunen gesetzlich verlangt wird. Dabei dürfen die Raten 

über Gesundheit, Hilfe-und Pflegebedürftigkeit von gestern keinesfalls ohne weiteres in die Zukunft 

fortgeschrieben werden. Die Altersforschung hat nachgewiesen, dass es im Laufe der letzten Jahr-

zehnte insbesondere bei Hochaltrigen und hier im Besonderen bei hochaltrigen Frauen bereits deut-

liche Selbständigkeitsverbesserungen in Bezug auf die sog. instrumentellen Aktivitäten des täglichen 

Lebens (z.B. Einkaufen, Nutzung des ÖPNV, Bankangelegenheiten und Telefonieren) festzustellen 

sind17. Diese Entwicklung wird – so die Forschung - ungebrochen anhalten. Das chronologische Alter 

ist daher kein Maßstab mehr zur Voraussage von Kompetenzen im Alter.  

 

Die kommunale Altenhilfeplanung muss außerdem kleinräumig ausgerichtet werden, wie sie durch 

das vom Kuratorium Deutsche Altershilfe (KDA) entwickelte Konzept der „quartiersbezogenen kom-

munalen Altenhilfeplanung“ sichergestellt wird. Spezifisches Merkmal des KDA-Ansatzes ist es, die 

kommunale Altenhilfeplanung auf die Bedarfe der einzelnen Quartiere zu beziehen. Dies schließt 

ein, dass die Ist-Analysen quartiersbezogen durchgeführt werden. Hierbei können nach Auffassung 

des KDA Teile der Bedarfserhebung, die in der klassischen Altenhilfeplanung teilweise statistisch 

erhoben werden, durch partizipative Planungsprozesse, in denen die relevanten Akteure miteinbe-

zogen werden, ersetzt werden. Dabei werden  im Rahmen der partizipativen Planungsprozesse kon-

krete Ziele, Maßnahmen und ggf. Messgrößen entwickelt, um die Altenhilfeplanung direkt umsetzbar 

zu machen18. Der Kommune kommt dabei wiederum die wichtige Aufgabe zu, ein Zusammenwirken 

aller maßgeblichen Akteure zu aktivieren und zu moderieren. 

 

Das von NordWestConsult zu dieser Studie entwickelte und nachfolgend näher beschriebene Analyse-

Tool IDEE soll kommunalen Entscheidern und an der kommunalen Altenhilfeplanung Beteiligten oder 

Interessierten auf schnelle und einfache Art helfen, die auf den jeweiligen Ort, Ortsteil oder das 

jeweilige Quartier bezogenen demographischen Daten und Infrastruktureinrichtungen zu erfassen 

und die dem ermittelten Demographietyp entsprechenden Handlungsempfehlungen für eine orts-, 

                                                   
17 Wahl, a.a.O., S. 28 
18 dazu näher: http://www.kda.de/altenhilfeplanung.html  
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ortsteil- oder quartiersbezogene Altenhilfeplanung auf einen Blick zu erhalten, ohne sich in die um-

fangreiche Literatur zum Wohnen im Alter einlesen zu müssen.  

6.  Tool / Handbuch  

6.1   Das Analyse-Werkzeug IDEE 

Dem interessierten Kommunalpolitiker ebenso wie jedem an der demographischen Entwicklung sei-

nes Ortes Interessierten bietet das zusammen mit dieser Studie erstellte Analyse-Werkzeug IDEE 

(Infrastruktur- und Demographie- Entwicklungs – Einschätzung) nach dem Prinzip „to all whom it 

may concern“ oder auf deutsch wem immer es nützen mag – auf schneller Art und Weise eine Mög-

lichkeit, die für die örtliche Ebene ermittelten Demographie- und Infrastrukturdaten in eine Ent-

scheidungsmatrix münden zu lassen, um die für die örtliche Demographieentwicklung richtigen Ent-

scheidungen zu treffen und deren Konsequenzen beurteilen zu können. 

6.1.1  Demographische Daten  

Nach dem Start des Analyse-Tools muss die Stadt oder Gemeinde eingeben werden, für die die Infra-

struktur- und Demographie-Entwicklungs-Einschätzung vorgenommen werden soll. Enthalten sind 

alle Städte und Gemeinden in OstWestfalenLippe.  

 

Optional besteht die Möglichkeit, einen Ortsteil anzugeben und dessen aktuelle Einwohnerzahl ein-

zutragen. Das Programm zeigt anschließend die für diese Studie ausgewählten demographischen 

Daten des ãWegweiser Demographischer Wandel Ò oder auch ãWegweiser KommuneÒ der Ber-

telsmann Stiftung. 

 

Es wurden für dieses Programm eine Auswahl über folgende Datensätze getroffen: 

 
þ Einwohnerzahl (Gemeinde) 
þ Bevölkerungsentwicklung 2006-2025 
þ Fertilitätsindex 
þ Familienwanderung (Pers. je 1.000 Ew.) 
þ Bildungswanderung (Pers. je 1.000 Ew.) 
þ Wanderung zu Beginn der 2. Lebenshälfte(Pers. je 1.000 Ew.) 
þ Alterswanderung (Pers. je 1.000 Ew.) 
þ Durchschnittsalter (Jahre) 
þ Durchschnittsalter 2025 (Jahre) 
þ Median-Alter (Jahre) 
þ Median-Alter 2025 (Jahre) 
þ Jugendquotient (unter 20-Jährige je 100 Pers. der AG 20-64) 
þ Jugendquotient 2025 (unter 20-Jährige je 100 Pers. der AG 20-64) 
þ Altenquotient (ab 65-Jährige je 100 Pers. der AG 20-64) 
þ Altenquotient 2025 (ab 65-Jährige je 100 Pers. der AG 20-64) 
þ Anteil 65- bis 79-Jährige (%) 
þ Anteil 65- bis 79-Jährige 2025 (%) 
þ Anteil ab 80-Jährige (%) 
þ Anteil ab 80-Jährige 2025 (%) 
þ Anteil Wohnungen in Ein-/Zweifamilienhäusern (%) 
þ Anteil Einpersonen-Haushalte (%) 
þ Anteil Haushalte mit Kindern (%) 
þ Anteil Haushalte mit geringem Einkommen (%) 
þ Anteil Haushalte mit hohem Einkommen (%) 
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þ Altersarmut (%) 

 

Die demographischen Daten wurden für die Einschätzung in einer Skala von 0 bis 10 gewichtet. Die 

höchste Punktzahl für die demographische Einschätzung beträgt 250 Punkte. Die Grenze zwischen 

negativer und positiver Bevölkerungsentwicklung beträgt 100 Punkte. 

6.1.2  Infrastruktur - und Sozialumfe lddaten  

Nach Drücken des „Weiter“-Buttons kann die vorhandene Infrastruktur eingegeben werden. Folgen-

de Infrastruktureinrichtungen wurden dafür ausgewählt: 

 

 

þ Apotheke 

þ Arzt für Allgemeinmedizin 

þ Arzt für Kinder- und Jugendheilkunde 

þ Bäcker 

þ Bahnhof 

þ Bank oder Sparkasse 

þ Bioladen 

þ Buchhandlung 

þ Bürgerbüro/Verwaltung 

þ Cafés 

þ Drogerie 

þ Einzelhandel Supermarkt  

þ Einzelhandel Tante-Emma-Laden/Kiosk 

þ Einzelhandel Mobiler Lieferservice 

þ Einzelhandelsgeschäft für Bekleidung 

þ Einzelhandelsgeschäft für Haushalts- und Schreibwaren 

þ Ergotherapiepraxis 

þ Facharzt für Augenheilkunde 

þ Facharzt für Frauenheilkunde 

þ Facharzt für Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde 

þ Facharzt für Hautkrankheiten 

þ Facharzt für Innere Medizin 

þ Facharzt für Neurologie 

þ Facharzt für Orthopädie 

þ Facharzt für Psychotherapie 

þ Facharzt für Radiologie 

þ Facharzt für Unfallchirurgie 

þ Facharzt für Urologie 

þ Fachgeschäft für Orthopädiebedarf 

þ Friedhof 

þ Friseur 

þ Fußpflegepraxis 

þ Grundschule 



 Region im Wandel – Wohnen im Alter 47 

 

þ Hausmeisterservice 

þ Homöopath 

þ Hörgeräteakustiker 

þ Physiotherapie-/Krankengymnastikpraxis 

þ Krankenhaus 

þ Krankenkassenfiliale 

þ Kurzzeitpflege 

þ Logopädiepraxis 

þ Massagepraxis 

þ Metzger 

þ Mobiler Pflegedienst 

þ Obst- und Gemüsehändler 

þ Öffentliche Wartebereiche oder Sitzgelegenheiten 

þ Öffentliche Toilette 

þ ÖPNV (Bus- oder Stadtbahnhaltestelle ca. 300 Meter von der eigenen Wohnung entfernt) 

þ Optiker  

þ Post 

þ Reformhaus 

þ Reinigung 

þ Reisebüro 

þ Restaurants oder Gaststätten 

þ Schule Sekundarstufe I 

þ Schule Sekundarstufe II 

þ Taxiunternehmen 

þ Tagespflegeeinrichtung 

þ Tierarzt 

þ Wochenmarkt 

þ Zahnarzt 

Die Infrastruktureinrichtungen wurden für die Einschätzung ebenfalls in einer Skala von 0 bis 10 

gewichtet. Die höchste Punktzahl für die Infrastruktur-Einschätzung beträgt 440 Punkte.  

 

Nach nochmaligem Drücken des „Weiter“-Buttons kann die vorhandene Sozialumfeld-Struktur einge-

geben werden. Folgende Sozialumfeld-Struktureinrichtungen wurden dafür ausgewählt: 

þ Beratungsstellen (zum Beispiel Alten- und Wohnberatung) 

þ Bibliothek 

þ Bildungsstätten (zum Beispiel Volkshochschule) 

þ Ehrenamtlche Seniorenhilfe (zum Beispiel Zeitspenden-Verein) 

þ Generationsübergreifende Projekte 

þ Jugendzentrum 

þ Kino 

þ Kirche bzw. andere Gotteshäuser 

þ Museum 

þ Musikschule 

þ Park bzw. Grünanlage 
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þ Seniorenbeirat 

þ Schwimmbad, Sauna 

þ Senioren- und Nachbarschaftstreffs 

þ Sporthalle 

þ Theater 

Die Sozialumfeld-Struktureinrichtungen wurden für die Einschätzung ebenfalls in einer Skala von 0 

bis 10 gewichtet. Die höchste Punktzahl für die Infrastruktur-Einschätzung beträgt 90 Punkte.  

Die Grenze zwischen positiver und negativer Infrastruktur- und Sozialumfeld-Einschätzung wird bei 

265 Punkten erreicht. 

 

6.1.3  Vier IDEE-Infrastruktur - und Demographietypen  

In dem zuvor beschriebenen Analyse-Tool IDEE werden nach erneutem Drücken des „Weiter“-

Buttons im Ergebnis eine von vier Infrastruktur- und Demographietypen ausgewiesen, die sich aus 

der Analyse der demographischen Daten und der Erfassung der Infrastruktur für das betreffende 

Gebiet ergeben hat. Folgende IDEE-Typen können – unter Angabe des errechneten Infrastrukturwer-

tes und des ermittelten Demographiewertes - angezeigt werden: 

 
Ø IDEE-Typ 1 : Kommunen mit einer eher negativen Bevölkerungsentwicklung und einer gerin-

gen Infrastruktur 

 
Ø IDEE-Typ 2 : Kommunen mit einer eher positiven Bevölkerungsentwicklung aber mit einer 

geringen Infrastruktur 

 
Ø IDEE-Typ 3 : Kommunen mit einer eher rückläufigen Bevölkerungsentwicklung aber einer gu-

ten Infrastruktur 

 
Ø IDEE-Typ 4 : Kommunen mit einer eher positiven Bevölkerungsentwicklung und einer guten 

Infrastruktur 

 

Durch erneutes Drücken des „Weiter“-Buttons erfolgt ein Handlungs-Check, bei dem alle für den 

ermittelten IDEE-Typus gegebenen Handlungsempfehlungen (s.u. Kapitel 6.2) in einer Check-Box 

angezeigt und im Falle der Erledigung oder Bearbeitung angekreuzt werden können. Je nach Priori-

tät und Wichtigkeit der „als erledigt“ angekreuzten Handlungsempfehlung wird die zusammen mit 

dem Handlungs-Check zunächst auf „Rot“ gestellte „Zukunfts-Ampel“ auf  „Gelb“ oder „Grün“ um-

geschaltet.  

 

Detaillierte Handlungsempfehlungen für den ermittelten IDEE-Typus können durch Drücken des „Als 

PDF sichern“-Buttons auf dem Computer gespeichert und anschließend als PDF-Datei geöffnet wer-

den. 

6.1.4  Installationsanleitung  

§ Java Laufzeitumgebung  

Um das IDEE-Tool zu benutzen, wird eine Java Laufzeitumgebung benötigt. 
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Sollten Sie noch kein Java auf Ihrem Computer installiert haben, folgen Sie bitte der Down-

loadbeschreibung. 

Download und Installation der Java-Laufzeitumgebung: 

1. Die Java Laufzeitumgebung steht unter https://www.java.com/de/download/ zum 
Download bereit. 

2. Nach Abschluss des Downloads öffnen Sie die heruntergeladene Installationsdatei jxpiin-
stall um die Java Laufzeitumgebung zu installieren. 

3. Nach erfolgreicher Installation können Java Programme in der Java Laufzeitumgebung 
ausgeführt werden, so auch das IDEE-Tool. 

§ IDEE-Tool 

1. Entpacken Sie das auf der CD enthaltene ZIP-Archiv. Die Daten befinden anschließend in 
einem Ordner auf ihren Computer. 

2. Öffnen Sie nun diesen Ordner und starten Sie die Datei IDEE-Tool.jar um das IDEE-Tool zu 
starten. 

3. Folgen Sie nun einfach den Anweisungen des Programms. 

6.2  Handlungsempfehlungen  

Die nachfolgenden Handlungsempfehlungen basieren weitestgehend auf der zusammenfassenden 

Auswertung der Empfehlungen der Bertelsmann Stiftung auf deren Seite www.wegweiser-

kommune.de für die dort so genannten Demographietypen 1 – 9 für Städte und Gemeinden mit 5.000 

bis 100.000 Einwohnern19. In diese Kategorie fallen bis auf die beiden Oberzentren Bielefeld und 

Paderborn alle Städte und Gemeinden in OstWestfalenLippe. Die kommunalen Demographietypen 

des Wegweisers Kommune  der Bertelsmann Stiftung wurden auf Basis einer bundesweiten Typisie-

rung mittels Clusteranalyse mit dem Bezugsjahr 2003 erstellt. Diese Demographietypen bündeln 

dabei Städte und Gemeinden mit ähnlichen Kennzahlen in ihrer demographischen, wirtschaftlichen 

und sozialen Entwicklung.  

 

Diese von der Bertelsmann Stiftung für die Typisierung der Städte und Gemeinden ermittelten Kenn-

zahlen der demographischen, wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung wurden, soweit sie für diese 

Studie relevant sind,  für alle OWL-Kommunen in das zusammen mit dieser Studie entwickelte Ana-

lyse-Tool IDEE übernommen. Im Hinblick auf die besonderen Infrastrukturbedürfnisse für das Woh-

nen im Alter bietet das Analyse-Tool IDEE aber die Möglichkeit, die Kennzahlen des Wegweisers 

Kommune mit der Erfassung der örtlichen Infrastruktur zu verbinden. Mit diesem weitergehenden 

Schritt ist die verwendete Typisierung des Wegweisers Kommune für die Typisierung der Infrastruk-

tur- und Demografieeinschätzung mittels des Analyse-Tools IDEE nur noch eingeschränkt nutzbar.  

 

Aus diesem Grunde wurde die in Kapitel 6.1. beschriebene eigene Einteilung in die IDEE-Typen 1 bis 

4 notwendig, die sich aber im Hinblick auf die nachfolgenden Handlungsempfehlungen im Wesentli-

chen als Zusammenfassung einzelner Demographietypen des Wegweisers Kommune  darstellen. Die 

nachfolgende Beschreibung der Handlungsempfehlungen für die jeweiligen mit dem Analyse-Tool 

IDEE ermittelten Infrastruktur- und Demographietypen stellt daher lediglich einen ersten Orientie-

rungsrahmen für die kommunalen Entscheider oder die an der kommunalen Altenhilfeplanung Betei-

                                                   
19 vgl. oben Kapitel 2, S. 8 
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ligten oder Interessierten dar. Sie ersetzt nicht die individuelle Betrachtung jeder einzelnen Kom-

mune. Spezifische Strategien und Maßnahmen müssen vor Ort entwickelt werden.   

6.2.1  Handlungsempfehlungen fŸr IDEE-Typ 1 

Für die Handlungsempfehlungen zum IDEE-Typ 1 wurden die Handlungsempfehlungen der Demogra-

phietypen 4 und 6 des Wegweisers Kommune  der Bertelsmann Stiftung ausgewertet und wie folgt 

zusammengefasst: 

6.2.1.1  Demographische und infrastrukturelle EinschŠtzung  

Der IDEE-Typ 1  zeichnet sich demographisch durch eine rückläufige und deutlich älter werdende 

Bevölkerung aus. Damit verbunden sind selektive Abwanderungen der jungen Bevölkerung, bei ei-

nem ohnehin schon verhältnismäßig niedrigen Anteil an Kindern und Jugendlichen und einem relativ 

hohen Anteil älterer Menschen aufgrund einer für ländliche Räume untypischen Haushaltsstruktur. 

Hohe Arbeitslosigkeit, geringe wirtschaftliche Potenziale, rückläufige Arbeitsplatzentwicklung und 

niedrige kommunale Steuereinnahmen sind die Zeichen einer wirtschaftlichen Strukturschwäche, die 

hohe Risiken für den Bestand und die Entwicklung der ohnehin relativ schwach ausgeprägten örtli-

chen Infrastruktur mit sich bringt.  

 

Der Bevölkerungsrückgang und die Veränderung der Altersstruktur wirken sich schon aktuell deutlich 

negativ auf den Wohnungsmarkt aus. Perspektivisch droht struktureller Leerstand, erhöhte Nachfra-

ge nach betreutem Wohnen und weniger Ersthaushaltsgründungen. Der Bau und Erwerb von Wohnei-

gentum gehen deutlich zurück, weil junge Familien fehlen. 

6.2.1.2  Herausforderungen und Handlungsempfehlungen  

Der IDEE-Typ 1  ist vom demographischen Wandel am stärksten betroffen und hat daher den größten 

Handlungsbedarf. Die Schrumpfungs- und Alterungsprozesse der kommenden Jahre erfordern nach-

haltige soziale, wirtschaftliche und technische Anpassungsmaßnahmen, bei denen auch Leistungs-

einschränkungen nicht zu vermeiden sind. Allgemein gilt es, Lösungen für tragfähige Strukturen der 

kommunalen Entwicklung zu finden, die langfristig die Lebensqualität im Ort, Ortsteil oder Quartier 

sichern und die Attraktivität vor allem im ländlichen Raum erhalten bzw. ausbauen. Die wirtschaft-

liche Leistungskraft vor allem der öffentlichen Hand wird dabei jedoch in der Regel nicht ausrei-

chen, die breite Palette an Handlungsoptionen wirkungsvoll umzusetzen. Unabdingbare Vorausset-

zung für eine erfolgreiche Anpassungsstrategie ist daher, alle vorhandenen Ressourcen auszuschöp-

fen, die sich zum Beispiel aus der Aktivierung bürgerschaftlichen Engagements oder der interkom-

munalen Kooperation erschließen lassen. 

 

Als allgemeine Handlungsdirektiven  gelten für den IDEE-Typ 1 ,  

§ Wanderungsverlusten vor allem von gut ausgebildeten Fachkräften und Akademikern entge-

gen zu wirken, 

§ die wirtschaftliche Basis zu stärken und wegen der oft stark eingeschränkten Leistungskraft 

konsequent Schwerpunkte zu setzen, 
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§ die örtliche Infrastruktur auf die absehbaren Schrumpfungsprozesse auszurichten, u.a. durch 

Konzentration auf die Siedlungskerne, um langfristig tragfähige Strukturen zu gewährleis-

ten, 

§ die Potenziale des Alters als besondere Chance zu nutzen und das bürgerschaftliche, ehren-

amtliche Engagement nachdrücklich zu fördern und 

§ durch eine intensive interkommunale Zusammenarbeit eine Angebotsdichte, -vielfalt und              

-qualität zu gewährleisten, die man vor Ort alleine nicht mehr sicherstellen kann. 

Für das Wohnen im Alter bedeutet dies, die Unterbringung hilfs- und pflegebedürftiger älterer Men-

schen in zentralen Pflegeeinrichtungen nur als „ultima ratio“ zu verstehen und auch bei reduzierter 

Infrastruktur und schwindenden Angeboten tragfähige Unterstützungs- und Betreuungsstrukturen zu 

schaffen, die älteren und älter werdenden Menschen so lange wie eben möglich ein selbständiges 

Leben in ihrem gewohnten Wohnumfeld erlauben. Dazu gehört im Einzelnen: 

 

§ †berprŸfung der kommunalen Infrastruktur  

In den am meisten vom demographischen Wandel betroffenen Orten, Ortsteilen und Quar-

tieren des IDEE-Typ 1  ist die öffentliche und privat getragene technische Infrastruktur den 

veränderten Rahmenbedingungen anzupassen und dementsprechend im Hinblick auf den 

demographischen Wandel zu überprüfen: Welche Mindestauslastungen  erfordern die Sys-

teme? Wie ist die Kostenentwicklung  bei sinkenden Einwohnerzahlen? Wie können beste-

hende Infrastrukturen den demographischen Entwicklungen flexibel angepasst werden? 

§ Konzentration der Infrastrukturangebote  

Bei der dauerhaften und flächendeckenden Grundversorgung mit Leistungen der Daseinsvor-

sorge müssen Angebote räumlich gebündelt und es muss mit privaten und gemeinnützigen 

Anbietern kooperiert werden, damit die Effizienz der Infrastrukturleistungen erhöht wird, 

Synergieeffekte genutzt und Lasten auf mehrere Träger verteilt werden können. 

§ Ansto§ einer offenen Diskussion  

In den IDEE-Typ 1  – Gebieten sollte eine offene Diskussion über die Mindestausstattung an-

gestoßen werden, bzw. welche Einrichtungen und Standards und wo sich die Gemeinde zu-

künftig noch leisten kann und will (zum Beispiel Angebot ÖPNV, Schulstandorte etc.). Dabei 

sind auch die Kostenseite und ihre Determinanten, vor allem die unmittelbare Belastung der 

privaten Haushalte, sichtbar zu machen. Die Kosten für Versorgungsleistungen könnten da-

bei den Nutzern aufwandsbezogen berechnet werden, um die indirekte Subventionierung 

der ineffizienten Streulagen durch die Siedlungszentren zu unterbinden. 

§ Vorrang fŸr die Bestandssicherung  und Konzentration auf  die Siedlungsschwerpunkte  

Bei allen Infrastrukturangeboten muss der Schwerpunkt vom Neubau zum Erhalt der Syste-

me verlagert werden. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Ausweisung und Erschlie-

ßung neuer Siedlungsbereiche, weil die direkten und indirekten langfristigen Folgekosten 

solcher Siedlungszuwächse die Sicherung der bestehenden Infrastruktureinrichtungen ge-

fährdet. Mittel- und langfristig beschleunigt der fortgesetzte Flächenverbrauch den Entwer-

tungsprozess des Immobilienbestandes und gefährdet damit indirekt auch die wirtschaftli-

che Basis der älteren Generationen, weil in diesen die Schaffung von Wohneigentum viel-

fach noch als Beitrag zur Alterssicherung genutzt wurde und wird. Im Falle der Inanspruch-
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nahme von Sozialleistungen im Alter kann so die Wertminderung des Immobilienbesitzes 

schnell zur Zusatzbelastung für die Sozialkassen führen. 

Daher ist den IDEE-Typ 1  – Gebieten eine konsequente Innenentwicklung entlang folgender 

Prinzipien zu empfehlen: 

¥ Gestaltung einer funktional sinnvollen Stadtstruktur 

¥ Konzentration auf zentrale Orte und Siedlungskerne 

¥ Wohnangebote für Familien und Senioren in die Kerne verlagern 

¥ Konsequente Einstellung von Siedlungsflächenerweiterungen 

¥ Rückbau vorwiegend an den Siedlungsrändern 

¥ Kreativer Rückbau zur Aufwertung der Stadtqualität und für ein „grüneres“ Stadtbild 

mit hoher Aufenthaltsqualität 

¥ Förderung von Zwischennutzungen für leerstehende Gebäude und Flächen sowie 

temporärer Nutzungskonzepte 

¥ Bestandsflächenentwicklung durch eine aktive Strategie mit Zwischenerwerb 

¥ Geduld als Tugend: „Bauruinen“ sichern und kreativ in das Stadtbild einbeziehen  

§ Nachhaltige Finanzplanung und Sicherung der škonomischen Basis  

Schrumpfungsprozesse sind in aller Regel Ausdruck einer krisenhaften ökonomischen Ent-

wicklung. Der Aufbau einer neuen, tragfähigen wirtschaftlichen Basis ist gerade für die 

IDEE-Typ 1  – Kommunen unter sich verschlechternden ökonomischen Wachstumsbedingun-

gen schwierig, aber nicht unmöglich. Entscheidend ist eine aktive kommunale Wirtschafts-

förderung, die auf vorhandene Stärken setzt und gezielt Nischen sucht. Dabei ist Kreativität 

die Schlüsselressource für die Basis einer tragfähigen lokalen Ökonomie. Gefordert sind das 

Überwinden des verbreiteten Kirchturmdenkens, das Brechen mit Routinen und die Bereit-

schaft zu Experimenten. Dies erfordert Mut, unkonventionelle, mitunter risikoreiche Ideen 

und die Entwicklung innovativer Arbeitsmodelle jenseits der heute dominierenden Auffas-

sung von Arbeit zuzulassen, statt auf Investoren zu warten, die niemals kommen werden. 

Und es braucht eine positive Kommunikationsstrategie, die die Menschen, vor allem bisher 

kaum wahrgenommene Akteure, mobilisiert und gezielt zur Mitwirkung befähigt. 

§ Flexible MobilitŠtsangebote  

Aufgrund des steigenden Anteils älterer Menschen, einhergehend mit der Neustrukturierung 

und zunehmenden Zentralisierung von Versorgungseinrichtungen, müssen neue, flexible Mo-

bilitätsangebote entwickelt werden. Da die finanziellen Handlungsspielräume begrenzt sind, 

müssen Aufgabenträger, Leistungsersteller und die Bürgerschaft gemeinsam versuchen, die 

Möglichkeiten für flexible Angebote wie Anrufbus-System, Haus-zu-Haus-Verkehr, Sammel-

taxi oder Bürgerbus zu prüfen20. 

§ Sicherung der Gesundheitsstruktur  

Prävention und medizinische Versorgung müssen weiterhin gesichert werden. Durch eine 

bessere Kommunikation und Kooperation der regionalen Gesundheitsanbieter (insbesondere 

der niedergelassenen Ärzte, der Krankenhäuser und Kliniken) sollte einer latenten Unterver-

sorgung entgegengesteuert werden. Durch Gesundheitsnetzwerke kann die Effizienz gestei-

                                                   
20 Weitere Informationen zu dem Thema u.a. im Internet unter www.aufdemlandmobil.de 
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gert und Erreichbarkeitsproblemen entgegengewirkt und insbesondere die Qualität der me-

dizinischen Versorgung spürbar verbessert werden. Dabei ist eine frühzeitige Einbindung der 

Sozialträger wünschenswert, damit die Übergänge zwischen stationärer und ambulanter 

Versorgung sowie Pflege verbessert werden. Ferner sollte die Chance genutzt werden, die 

steigende Nachfrage der älteren und nachwachsenden Generationen nach Präventionsange-

boten zur Erhaltung der Gesundheit (Gesundheits- und Ernährungsberatung, Sport, Fitness, 

Wellness etc.) auch unter Arbeitsmarktaspekten mit dem klassischen Gesundheitssektor und 

dem Tourismus zu verbinden. 

§ Flexible Nutzungskonzepte fŸr Infrastruktureinrichtungen  

Des Weiteren sollten Bauwerke für öffentliche und soziale Gemeinschaftseinrichtungen so 

flexibel konzipiert werden, dass sie in zeitlicher Abfolge verschieden genutzt werden kön-

nen (zum Beispiel erst als Kindergarten, später als Bürger- oder Seniorentreff). Außerdem 

könnten multifunktionale Gebäude von vornherein als Begegnungsstätten für Jung und Alte 

dienen (vom Kindergarten bis zum Altenheim). Schließlich könnten Einrichtungen bei suk-

zessiv nachlassender Auslastung zu multifunktionalen Einrichtungen umfunktioniert werden 

(zum Beispiel morgens als Schule, nachmittags als Kinderhort, abends als Seniorentreff). 

§ Entwicklung einer A nerkennungskultur fŸrs Ehrenamt   

Eine große Option für die Bewältigung des demographischen Wandels liegt für die IDEE-Typ 

1 – Kommunen bzw. Ortsteile und Quartiere darin, dass sich Bürger ehrenamtlich engagie-

ren. Daher sollte bürgerschaftliches und ehrenamtliches Engagement in den Gemeinden 

durch eine gelebte Anerkennungskultur getragen werden, um „Durststrecken“ zu überwin-

den und langfristig verlässliche Strukturen aufzubauen. Hier sind vor allem Politik und Ver-

waltung gefordert, für das bürgerschaftliche Engagement aktiv zu werben und kommunale 

Einrichtungen hierfür von Grund auf zu öffnen. 

§ Aufbau von UnterstŸtzungsstrukturen  

IDEE-Typ 1  – Kommunen sind gut beraten, eine das bürgerschaftliche Engagement fördern-

de Infrastruktur aufzubauen und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. Dies kann in verschie-

denen Formen geschehen, umfasst aber auch die Unterstützung von Netzwerken, in denen 

sich Menschen zu einem bestimmten kommunalen Handlungsfeld zusammenfinden und sich 

einbringen wollen. Das Aufgabenspektrum bei der Förderung solcher Netzwerke reicht von 

der Aktivierung bürgerschaftlichen und ehrenamtlichen Engagements und Aufzeigen konkre-

ter Mitwirkungsmöglichkeiten über die Akzeptanzförderung und Öffnung privater und öffent-

licher Institutionen für bürgerschaftliche Kooperationsformen, die wechselseitige Informati-

on und Kommunikation über Themen, Projekte und Möglichkeiten der Bürgermitwirkung, 

das Angebot von Qualifizierungsmaßnahmen bis zur Initiierung von Public-Private-

Partnership-Modellen. 

Bürgerschaftliches Engagement erwächst aus der Identität der Bürger mit ihrer Kommune, 

ihrem Ortsteil oder ihrem Quartier. Dieses „Wir-Gefühl“  gilt es durch identitätsstiftende 

Aktivitäten und konkrete Anlässe (zum Beispiel durch Organisation von Stadtteilfesten oder 

Initiierung historischer Stadtsparziergänge) zu unterstützen21. 

                                                   
21 Mehr zum Thema „Strategien für das Wir-Gefühl“ u.a. im Internet unter 

http://www.hannover.de/de/umwelt_bauen/wohnungsmarkt/hhzhause/hhz_uebersicht/index.html  
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§ Potentiale des Alters erkennen  

IDEE-Typ 1  – Kommunen sollten die Chancen nutzen, die die Potenziale des Alters bieten. 

Konkret: Nutzung des Erfahrungswissens Älterer; Forcierung ehrenamtlicher Tätigkeiten von 

Senioren durch Bestandsaufnahmen und Vermittlung von Einsatzmöglichkeiten; Durchfüh-

rung von aktivierender Befragung und Initiierung neuer Beteiligungsverfahren wie Zukunfts-

werkstätten oder Bürgerforen; Qualifizierungsangebote für ehrenamtlich tätige Senioren22. 

§ Dialog der Generationen fšrdern  

d. h. jüngere und ältere Menschen ggf. unter interner oder externer Moderation zusammen-

führen, um einen stärkeren Dialog der Generationen zu ermöglichen.  

 

§ Interkommunale Zusammenarbeit  

Die IDEE-Typ 1  – Kommunen stehen vor der Gefahr, die notwendigen Anpassungsprozesse 

nicht alleine bewältigen zu können. Sie sollten daher offensiv Kooperationspartner suchen 

und Arbeitsteilungen anstreben. Die IDEE-Typ 1  – Kommunen sollten feste interkommunale 

Kooperationsbeziehungen mit Nachbarstädten und/oder den Umlandgemeinden aufbauen, 

mit dem Ziel des Aufbaus eines regionalen Flächenmanagements, einer Arbeitsteilung bei 

der sozialen und technischen Infrastruktur (Möglichkeiten vom ÖPNV über Abwasser bis hin 

zu Schulen) sowie der Sicherung und Verbesserung der Attraktivität durch Gemein-

schaftsprojekte (von Radwegenetzen über Kulturfestivals, bis hin zu gemeinsamen Informa-

tionssystemen, interkommunalen Gewerbegebieten oder Gründerzentren / Handwerkerhö-

fen)23. 

Die Immobiliensituation der IDEE-Typ 1  – Kommunen ist geprägt durch strukturelle Ange-

botsüberhänge, die sich sowohl in fallenden Mieten als auch in dauerhaften Leerständen 

ausdrücken. Wenn ein Teil der verbleibenden Nachfrage durch Neubau befriedigt wird, führt 

dies unweigerlich zu neuerlichen Leerständen im Bestand. Neben einer regional abgestimm-

ten Siedlungsflächenpolitik für Wohnen und Gewerbe, die für IDEE-Typ 1  – Kommunen un-

abdingbar ist, haben Kommunen mit Leerstandsproblemen im Wohnungsmarkt inzwischen 

beachtliche Erfolge mit Förderprogrammen zum Erwerb von Altimmobilien durch junge Fa-

milien. Diese oft unter dem Stichwort „Jung kauft Alt“ vereinzelt aufgelegten Förderpro-

gramme sollen die Neubaunachfrage eindämmen und die aufgrund des demographischen 

Wandels drohende Leerstandswelle im Altbestand vermindern24. 

§ Interkommunale Verwaltungszusammenarbeit  

Trotz der bislang schwierigen Umsetzung im kommunalpolitischen Alltag werden IDEE-Typ 1  

– Kommunen in Zukunft nicht um eine verstärkte interkommunale und regionale Verwal-

tungskooperation herumkommen, um durch eine Arbeitsteilung den Abbau öffentlicher Leis-

tungen zu verringern oder das Unterschreiten kritischer Schwellenwerte für bestehende Inf-

                                                                                                                                                               
 
22 Mehr zum Thema „Alter als Chance“ u.a. im Internet unter www.arnsberg.de  
23 Mehr zum Thema Interkommunale Zusammenarbeit u.a. im Internet unter www.schwalm-eder-west.de oder 

http://www.raum-energie.de/index.php?id=10 oder http://www.raum-energie.de/index.php?id=203  
 
24 Mehr zum Thema „Jung kauft Alt“ u.a. im Internet unter 

http://www2.hiddenhausen.de/index.phtml?mNavID=1500.1&sNavID=1500.210&La=1  
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rastrukturangebote zu verhindern. Mit einem proaktiven Zugehen auf eine freiwillige Ver-

waltungszusammenarbeit werden zudem die bekannten Nachteile von Gebiets- und Funktio-

nalreformen  vermieden. Interkommunale Zusammenarbeit bietet sich insbesondere im Be-

reich der Personalwirtschaft, der Stadt- und Regionalentwicklung und der Wirtschaftsförde-

rung, hier insbesondere beim Stadt- und Regionalmarketing, sowie im Tourismus an. 

Im Bereich der zentralörtlichen Funktionen kann durch wechselseitige Infrastrukturvorhal-

tung und Funktionserfüllung der Unterauslastung zentralörtlicher Infrastruktur entgegenge-

wirkt werden. 

§ Konzentration auf strategische HandlungsprioritŠten und Kernfu nktionen,  

Anstatt sich in der überschaubaren Detailsteuerung von Maßnahmen und Vorhaben zu verlie-

ren, sollten IDEE-Typ 1  – Kommunen  bei der Bewältigung ihrer durch den demographischen 

Wandel ausgelösten Strukturprobleme auf strategische Handlungsprioritäten und Kernfunk-

tionen konzentrieren. Um die begrenzten Ressourcen gezielt und effizient einsetzen zu kön-

nen sind langfristig angelegte strategische Konzepte in Form von integrierten Stadtentwick-

lungskonzepten erforderlich. Neben einer fundierten Ausgangsanalyse als erstem Schritt ha-

ben sich Zukunftsforen oder -werkstätten zu „Zukunftsfähigkeit und Demographie“ für den 

anschließenden breiten Dialog von Politik, Wirtschaft und gesellschaftlich relevanten Grup-

pen bewährt. Grundsätzlich gilt: Strategische Stadtentwicklung und Prioritätenfestsetzung 

sind Chefsache. Die Festlegung der strategische Handlungsprioritäten bezgl. der Kernfunkti-

onen sollte durch ein integriertes Gesamtkonzept erfolgen, das multisektoral und quer-

schnittsorientiert die zukünftige Entwicklung der Gemeinde in den Blick nimmt und mehr-

heitsfähige, beteiligungsorientierte und ökonomisch und ökologisch umsetzbare Lösungen 

und Maßnahmen beinhaltet. Ein solches Konzept sollte grundsätzlich von den politischen 

Gremien beschlossen werden, um längerfristige Planungssicherheit und Verbindlichkeit zu 

gewährleisten. 

§ Wohnen im Alter: attraktive Wohnungen fŸr Alt und Jung schaffen  

Sowohl im Hinblick auf Familien und Kinder als auch auf die wachsende Zahl von Senioren 

ist der langfristige Erhalt und die Verbesserung der Attraktivität der Ortskerne erforderlich, 

d.h. die Innenentwicklung ist frühzeitig und bewusst so zu steuern, dass zentrumsnahes 

Wohnen mit kurzen Versorgungswegen gewährleistet ist. Der innerstädtische Wohnraum 

sollte so geplant werden, dass für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen (zum Beispiel Fa-

milien mit Kindern, Senioren) attraktiver Wohn- und Lebensraum entsteht, der auch genera-

tionenübergreifendes Miteinander ermöglicht und fördert. Langfristig werden die Kommu-

nen im Hinblick auf die bevorstehenden Alterungsprozesse von dieser strategischen Ausrich-

tung profitieren.  

 

Den Herausforderungen des demographischen Wandels im Bereich Wohnen ist vor allem zu 

begegnen durch ein breites Spektrum alternativer Wohnangebote und –arrangements, aus 

denen ältere Menschen eigenverantwortlich wählen können. Ihnen muss es ermöglicht wer-

den, auch bei eingeschränkter körperlicher und psychischer Gesundheit möglichst lange zu 

Hause zu leben. Eine abgestufte, niedrigschwellige Infrastrukturplanung kann helfen, das 

diese Angebote auch die Einzelnen erreichen.  Zudem kann sie dafür Sorge tragen, dass dem 

Wunsch, in den eigenen vier Wänden zu bleiben, entsprochen wird, auch wenn die Men-
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schen Unterstützung benötigen. Dies erfordert ein kooperatives Handeln zwischen öffentli-

chen und  privaten Partnern.   

 

Die Frage nach den jeweils angemessenen Wohnbedingungen ist auf der Grundlage individu-

eller Bedürfnisse und Wertentscheidungen zu beantworten. Daher werden „normale“ Woh-

nungen auch in Zukunft die überwiegende Wohnform Älterer bleiben. Das bedeutet, dass 

soziale Infrastrukturen sowie das räumliche Umfeld und die Wohnungen selbst in weit höhe-

rem Maße als bisher altersgerecht gestaltet werden müssen. 

 

Für die IDEE-Typ 1 – Kommunen ergeben sich im Bereich „Wohnen im Alter“ folgende Hand-

lungsfelder: 

¥ Der Wohnungsbestand sollte strukturell umgewandelt und das Wohnumfeld senioren- 

und familiengerecht verbessert werden. 

¥ Neue Wohnformen sollten geschaffen, erprobt und unterstützt werden. Dies kann 

jedoch zukünftig auch aus volkswirtschaftlicher Sicht nur in sehr begrenztem Um-

fang realisiert werden. Hier gilt es vor allem, auch bei erhöhtem Pflegebedarf oder 

einer Demenzerkrankung den Bedürfnissen nach Normalität, Selbstbestimmung und 

Integration zu entsprechen sowie Wohnformen anzubieten, die vor allem dem 

Wunsch nach Gemeinschaft und gegenseitiger Unterstützung entgegenkommen und 

der Isolation älterer Menschen entgegenwirken.  

¥ Einzelne Wohnquartiere sollten mit Pflegewohngruppen, betreuten Wohnanlagen 

oder Mehrgenerationenhäusern ausgestaltet werden. Diese tragen dazu bei, dass äl-

tere Menschen in ihren vertrauten Wohnsiedlungen und Nachbarschaften auch bei 

hohem Unterstützungsbedarf bleiben können und somit Selbst-, Familien- und 

Nachbarschaftshilfe gefördert werden.  

¥ Kooperationen mit örtlichen Vereinen, Genossenschaften oder der Wohnungswirt-

schaft sollten intensiviert werden.  

¥ Durch eine zukunftsorientierte Bau- und Infrastrukturplanung können günstigere 

Rahmenbedingungen schaffen. 

¥ Die Angebote sollten durch Information und Beratung in Anlaufstellen für die Ver-

mittlung von Hilfen, Wohnberatung und die Organisation gemeinschaftsförderlicher 

Aktivitäten breitenwirksam umgesetzt werden. 

§ Flexible Siedlungs - und Baustrukturen  schaffen  

Die in den Zeiten des Wachstums geschaffenen Siedlungs- und Baustrukturen sollten so an-

gepasst werden, dass sie auch bei einer grundlegend veränderten, d.h. älteren Bevölke-

rungsstruktur funktional genutzt werden. Bislang hat Nutzungsflexibilität einen noch gerin-

gen Stellenwert in der Entwurfsplanung. 

¥ Für Wohngebäude gibt es verschiedene Konzepte „mitwachsender“ Häuser, die sich 

mit vergleichsweise geringem Aufwand entsprechend den wechselnden individuellen 

Bedürfnissen bzw. den Lebensphasen der Bewohner phasenweise  erweiter oder 

verkleinern lassen. 
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¥ Zukunftsweisend können auch Wohnkonzepte mit multifunktionalen, standardisier-

ten Wohneinheiten sein, die barrierefrei und flexibel für alle Bevölkerungsgruppen 

(Familien, Wohngemeinschaften, Senioren, Behinderte) geeignet sind. 

¥ Bauwerke für öffentliche und soziale Gemeinschaftseinrichtungen sollten so flexibel 

konzipiert werden, dass sie in der zeitlichen Abfolge verschiedenen Zwecken dienen 

können, z.B. zuerst als Kindergarten, später als Bürger- oder Seniorentreff. 

¥ Multifunktionale Gebäude könnten auch von vornherein als Begegnungsstätten für 

Jung und Alt dienen, etwa vom Kindergarten bis zum Altenheim. 

¥ Schließlich könnten Einrichtungen bei sukzessiv nachlassender Auslastung zu multi-

funktionalen Einrichtungen umfunktioniert werden: beispielsweise morgens als 

Schule, nachmittags als Kinderhort und abends als Gemeinschaftshaus, Senioren- 

oder Jugendtreff. 

 

6.2.2  Handlungsempfehlungen fŸr IDEE-Typ 2 

Für die Handlungsempfehlungen zum IDEE-Typ 2 wurden die Handlungsempfehlungen der Demogra-

phietypen 3 und 5 des Wegweisers Kommune  der Bertelsmann Stiftung ausgewertet und wie folgt 

zusammengefasst: 

6.2.2.1  Demographische und infrastrukturelle EinschŠtzung  

Die Städte und Gemeinden des IDEE-Typ 2 zeichnen sich vor allem durch eine vergleichsweise posi-

tive Bevölkerungsentwicklung aus. Für dieses Jahrzehnt gilt: ihre Bevölkerung wächst und wird auch 

in absehbarer Zeit noch von Wachstum und Stabilität geprägt sein. Kennzeichnend sind für diese 

Kommunen ein hoher Familienanteil und verhältnismäßig wenig ältere Menschen. Trotzdem finden 

auch in diesen Kommunen deutlich erkennbare, wenn auch moderate Alterungsprozesse statt, die 

mit einer sich verstärkenden Abwanderung von jungen Erwachsenen einhergehen wird.  

 

In den IDEE-Typ 2 - Kommunen  dominiert die Wohnfunktion. Aus diesem Grunde führt der Alte-

rungsprozess auch in diesen Kommunen zu einem erhöhten Bedarf an altersgerechten Wohnungen 

und zu einer verstärkten Nachfrage nach betreutem Wohnen. Trotz oder gerade wegen des hohen 

Familienanteils in diesen Kommunen wird der Alterungsprozess also erhebliche Auswirkungen für 

den Wohnungsmarkt und die örtliche Infrastruktur haben, auf die sich die Kommunen schon heute 

bereits einstellen sollten. Aufgrund von relativ niedrigen kommunalen Steuereinnahmen ist die inf-

rastrukturelle Ausstattung der IDEE-Typ 2 - Kommunen  ohnehin schon weniger ausgeprägt als an-

derswo.  

6.2.2.2  Herausforderungen und Handlungsempfehlungen  

Die IDEE-Typ 2 - Kommunen  haben von den Entwicklungsprozessen der letzten Jahrzehnte über-

proportional profitiert. Sie verfügen aktuell über eine vergleichsweise gute soziale, wirtschaftliche 

und demographische Stabilität. Die Stabilität sollte aber nicht mit Sicherheit verwechselt werden. 

Ohne pro-aktie Entwicklungssteuerung kann das Ruder schnell in Labilität umschlagen. Dennoch 

haben die Kommunen des IDEE-Typ 2 aufgrund ihrer günstigeren demographischen Situation noch 

die Chance frühzeitig die Weichen für eine nachhaltige stabile Entwicklung zu stellen. 
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Als allgemeine Handlungsdirektiven  gelten für den IDEE-Typ 2 , 

§ die demographische Infrastrukturplanung im Auge zu behalten und die pointierte Profilie-

rung als Wohn- und Lebensort insbesondere für Familien langfristig aufrechtzuerhalten und 

als Stärke weiter auszubauen, 

§ die Flächenentwicklung durch eine gestärkte Innenentwicklung und in regionalen Partner-

schaften gezielt zu steuern, 

§ die Vereinbarkeit von Familie und Beruf aktiv zu fördern, 

§ bereits heute zukunftsorientierte Seniorenpolitik auf der Grundlage eines anerkannten bür-

gerschaftlichen Engagements in die Überlegungen zur strategischen Stadtentwicklung einzu-

beziehen und dabei 

§ die Identität der Einwohner mit dem Standort als attraktivem Wohn- und Lebensort zu stär-

ken. 

Für das Wohnen im Alter bedeutet dies, die Unterbringung hilfs- und pflegebedürftiger älterer Men-

schen in zentralen Pflegeeinrichtungen nur als „ultima ratio“ zu verstehen und in einem weiterhin 

attraktiven Wohnumfeld von jungen Familien und älteren Menschen trotz fehlender und sich ggf. 

weiter verringernder Infrastruktur tragfähige Unterstützungs- und Betreuungsstrukturen zu schaf-

fen, die älteren und älter werdenden Menschen so lange wie eben möglich ein selbständiges Leben 

in ihrem gewohnten Wohnumfeld erlauben. Dazu gehört im Einzelnen: 

§ Profilierung als kinder - und familienfr eundlicher Wohnstandort  

Die Kommunen des IDEE-Typ 2  sollten ihre vergleichsweise günstige Alters- und Haushalts-

struktur für die Stärkung ihres Profils als kinder- und familienfreundlicher Wohnstandort 

nutzen. Denn unter dem Altersprozess im demographischen Wandel werden Kinder- und Fa-

milienfreundlichkeit zu einem zentralen Standortfaktor. Die IDEE-Typ 2 - Kommunen  soll-

ten in dem (noch) funktionierenden Nachfrageumfeld diesen Standortfaktor ausbauen und 

leben! Dazu sind Transparenz und Vernetzung aller Angebote  für kinder- und familien-

freundliche Dienstleistungen ebenso wichtig wie der Ausbau der „harten“ Standortfaktoren – 

ein hochwertiges Schulangebot mit wohnortnahen (Ganztags-)Grundschulen, zentralen wei-

terführenden Schulen und einer verlässlichen Ganztagsbetreuung. 

 

Dennoch schreitet auch in diesen Kommunen die Überalterung und damit der Anteil pflege- 

und hilfsbedürftiger Menschen unaufhaltsam voran. Da in der Regel und in Zukunft vermut-

lich noch stärker die Pflege von Angehörigen und aus dem Freundeskreis geleistet werden 

muss und wird sind für diese Pflegepersonen Unterstützungsangebote zur Beratung, Entlas-

tung und Betreuung erforderlich.  

§ Siedlungskonzentration  

Die überwiegende Zahl der IDEE-Typ 2 - Kommunen  steht vor einem Paradigmenwechsel. 

Die bisher auf Wachstum ausgerichteten Entwicklungsprozesse sind passé. Bei der Sied-

lungsentwicklung ist daher die (weitere) Zersiedelung zu vermeiden, d. h. eine bewusste, 

zielorientierte Steuerung der städtebaulichen Entwicklung, die Flächenbedarf einerseits be-

friedigt und andererseits die möglichen Standorte für neue Wohn- oder Gewerbebauten auf 

die Zukunftstauglichkeit im Rahmen des demographischen Wandels prüft, ist erforderlich. 

Dazu gehört die frühzeitige Etablierung eines kommunalen Flächenmanagements mit einem 



 Region im Wandel – Wohnen im Alter 59 

 

Bauland-Controlling, welches der innerstädtischen Bestandsnutzung Vorrang einräumt. Es 

empfiehlt sich, das Flächenmanagement in einem regionalen Kontext zu denken, da nach-

haltige Siedlungsstrukturen in Zukunft auf Dauer nur noch durch intensive Abstimmungspro-

zesse mit den Nachbarkommunen zu gewährleisten sind. 

§ Innenentwicklung vor Au§enentwicklung,  

Die perspektivisch zu erwartende Abschwächung der Bevölkerungsdynamik ist in den demo-

graphisch noch relativ gut dastehenden IDEE-Typ 2 - Kommunen  noch wenig präsent. Die 

kommunalen Akteure denen und planen noch zu oft in Richtung Wachstum. Die besondere 

Herausforderung liegt für diese Gemeinden daher darin, die innere Entwicklung der Kom-

mune nicht zu vernachlässigen und dem Grundsatz „Innenentwicklung geht vor Außenent-

wicklung“ folgen, d. h. Priorität auf Nutzung innerörtlicher Flächen zu legen, anstelle des 

Verbrauchs von Grünland im Außenbereich. 

§ Organisation  eines regionalen FlŠchenmanagements  

Das regionale Flächenmanagement ist eine der wichtigsten Herausforderungen im Zusam-

menhang mit der demographischen Entwicklung. Zu den Kooperationsanreizen gehören die 

Möglichkeit der Kompensation von Flächendefiziten, die Vermeidung von Überangeboten, 

Vermarktungsvorteile, die Reduzierung und Vermeidung von Erschließungskosten und es 

Freiflächenverbrauchs sowie die bessere Auslastung der bestehenden technischen und sozia-

len Infrastruktur. 

§ Analyse der Infrastruktur  

Auch in den vom demografischen Wandel weniger stark betroffenen Orten, Ortsteilen und 

Quartieren des IDEE-Typ 2 ist die öffentliche und privat getragene technische Infrastruktur 

den veränderten Rahmenbedingungen anzupassen und dementsprechend im Hinblick auf den 

demographischen Wandel zu überprüfen: Welche Mindestauslastungen  erfordern die Sys-

teme? Wie ist die Kostenentwicklung  bei sinkenden Einwohnerzahlen? Wie können beste-

hende Infrastrukturen den demographischen Entwicklungen flexibel angepasst werden? Es 

empfiehlt sich, die vorhandenen Leistungen untereinander abzustimmen und sich ergebende 

Synergieeffekte zu nutzen. 

§ Schaffung flexibler und langfristig bedarfsgerechter Infrastrukturen,  

In den IDEE-Typ 2  - Kommunen  liegt der Trend bisher noch im Ausbau der Infrastrukturleis-

tung. Sie sollten nun frühzeitig nach Lösungen für eine ausbalancierte, am zukünftigen Be-

darf orientierte Infrastruktur suchen, die insbesondere bei der sozialen und technischen Inf-

rastruktur sowie im Bereich Handel, Dienstleistungen und Verwaltung angemessen und fle-

xibel auf die veränderten Rahmenbedingungen zugeschnitten ist. Dabei ist wichtig, die vor-

handenen und besonders die neu zu schaffenden Infrastruktureinrichtungen in der Nutzung 

zu flexibilisieren, zum Beispiel durch temporär-mobile Ansätze oder durch Doppelnutzungen 

(zum Beispiel der Kindergarten, der später als Seniorentreff genutzt werden kann). Bei allen 

Infrastrukturangeboten aber muss der Schwerpunkt vom Neubau zum Erhalt der Systeme 

verlagert werden. 

§ Rechtzeitig auf altersgerechten Infrastruktur -Umbau achten  
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Die IDEE-Typ 2 - Kommunen  sind stark durch ihre Wohnfunktion gekennzeichnet. Trotz der 

(noch) günstigeren Bevölkerungs- und Altersstruktur ist auch in diesen Städten und Gemein-

den des ländlichen Raumes absehbar, dass sich die Alterung der Bevölkerung beschleunigt. 

Deshalb sollten IDEE-Typ 2 - Kommunen  frühzeitig den altengerechten Umbau der Infra-

struktur beginnen, d. h. die frühe Forcierung einer altengerechten sozialen und technischen 

Infrastruktur durch altengerechten Umbau der vorhandenen Infrastruktur und der Bereit-

stellung und Förderung geeigneter Wohnungen und Wohnformen. 

§ Regionale Abstimmung der Infrastrukturausstattung  

Mit Blick auf die nachhaltige Tragfähigkeit einzelner Infrastruktureinrichtungen sollte feste 

interkommunale Kooperationsbeziehungen insbesondere mit benachbarten größeren Städten 

gesucht und aufgebaut werden. Dabei sind bei Bedarf auch gemeinsame Nutzungen anzu-

streben. Im Bereich der zentralörtlichen Funktionen kann durch wechselseitige Infrastruk-

turvorhaltung und Funktionserfüllung der Unterauslastung zentralörtlicher Infrastruktur ent-

gegengewirkt werden. In der Konsequenz ergeben sich daraus Entscheidungen, Infrastruk-

tureinrichtungen gar nicht erst zu errichten oder bestehende zugunsten von verbleibenden 

Einrichtungen aufzugeben. 

§ Sensibilisierung und strategi sche Zukunftsvorsorge  

Auch, wenn es in den Städten und Gemeinden des IDEE-Typ 2 noch schwer vermittelbar ist, 

rechtzeitig Lösungs- und Handlungskonzepte für den demographischen Wandel anzudenken,  

so ist es doch einsichtig, dass je frühzeitiger Strategien entwickelt werden, desto größer die 

Handlungsspielräume zur Anpassung sind.  Daher ist es erforderlich, Politik, Verwaltung und 

Bürger für die Zukunftsbedeutung dieses Themas für die eigene Stadtentwicklung zu sensibi-

lisieren. Kommunen des IDEE-Typ 2 empfiehlt sich ein frühzeitiges Monitoring, d. h. Ent-

wicklungen zu analysieren und ein Frühwarn- und Kontrollsystem einzurichten, damit nega-

tive Entwicklungen rechtzeitig erkannt und ihnen entgegengewirkt werden kann. Die Sensi-

bilisierung der kommunalen Entscheidungsträger und der Bürgerschaft für die daraus er-

wachsenden Zukunftsherausforderungen sollte neben der üblichen Gremieninformation über 

eine kontinuierliche Öffentlichkeitsarbeit und entsprechende Mitwirkungsangebote in Form 

von Zukunftswerkstätten oder „Runden Tischen“ erfolgen. 

§ Wohnen im Alter: attraktive Wohnungen fŸr Alt und Jung schaffen  

Sowohl im Hinblick auf Familien und Kinder als auch auf die wachsende Zahl von Senioren 

ist der langfristige Erhalt und die Verbesserung der Attraktivität der Ortskerne erforderlich, 

d.h. die Innenentwicklung ist frühzeitig und bewusst so zu steuern, dass zentrumsnahes 

Wohnen mit kurzen Versorgungswegen gewährleistet ist. Der innerstädtische Wohnraum 

sollte so geplant werden, dass für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen (zum Beispiel Fa-

milien mit Kindern, Senioren) attraktiver Wohn- und Lebensraum entsteht, der auch genera-

tionenübergreifendes Miteinander ermöglicht und fördert. Langfristig werden die Kommu-

nen im Hinblick auf die bevorstehenden Alterungsprozesse von dieser strategischen Ausrich-

tung profitieren.  

 

Den Herausforderungen des demographischen Wandels im Bereich Wohnen ist vor allem zu 

begegnen durch ein breites Spektrum alternativer Wohnangebote und –arrangements, aus 

denen ältere Menschen eigenverantwortlich wählen können. Ihnen muss es ermöglicht wer-
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den, auch bei eingeschränkter körperlicher und psychischer Gesundheit möglichst lange zu 

Hause zu leben. Eine abgestufte, niedrigschwellige Infrastrukturplanung kann helfen, das 

diese Angebote auch die Einzelnen erreichen.  Zudem kann sie dafür Sorge tragen, dass dem 

Wunsch, in den eigenen vier Wänden zu bleiben, entsprochen wird, auch wenn die Men-

schen Unterstützung benötigen. Dies erfordert ein kooperatives Handeln zwischen öffentli-

chen und  privaten Partnern.   

 

Die Frage nach den jeweils angemessenen Wohnbedingungen ist auf der Grundlage individu-

eller Bedürfnisse und Wertentscheidungen zu beantworten. Daher werden „normale“ Woh-

nungen auch in Zukunft die überwiegende Wohnform Älterer bleiben. Das bedeutet, dass 

soziale Infrastrukturen sowie das räumliche Umfeld und die Wohnungen selbst in weit höhe-

rem Maße als bisher altersgerecht gestaltet werden müssen. 

 

Für die IDEE-Typ 2 – Kommunen ergeben sich im Bereich „Wohnen im Alter“ folgende Hand-

lungsfelder: 

¥ Der Wohnungsbestand sollte strukturell umgewandelt und das Wohnumfeld senioren- 

und familiengerecht verbessert werden. 

¥ Neue Wohnformen sollten geschaffen, erprobt und unterstützt werden. Dies kann 

jedoch zukünftig auch aus volkswirtschaftlicher Sicht nur in sehr begrenztem Um-

fang realisiert werden. Hier gilt es vor allem, auch bei erhöhtem Pflegebedarf oder 

einer Demenzerkrankung den Bedürfnissen nach Normalität, Selbstbestimmung und 

Integration zu entsprechen sowie Wohnformen anzubieten, die vor allem dem 

Wunsch nach Gemeinschaft und gegenseitiger Unterstützung entgegenkommen und 

der Isolation älterer Menschen entgegenwirken.  

¥ Einzelne Wohnquartiere sollten mit Pflegewohngruppen, betreuten Wohnanlagen 

oder Mehrgenerationenhäusern ausgestaltet werden. Diese tragen dazu bei, dass äl-

tere Menschen in ihren vertrauten Wohnsiedlungen und Nachbarschaften auch bei 

hohem Unterstützungsbedarf bleiben können und somit Selbst-, Familien- und 

Nachbarschaftshilfe gefördert werden.  

¥ Kooperationen mit örtlichen Vereinen, Genossenschaften oder der Wohnungswirt-

schaft sollten intensiviert werden.  

¥ Durch eine zukunftsorientierte Bau- und Infrastrukturplanung können günstigere 

Rahmenbedingungen schaffen. 

¥ Die Angebote sollten durch Information und Beratung in Anlaufstellen für die Ver-

mittlung von Hilfen, Wohnberatung und die Organisation gemeinschaftsförderlicher 

Aktivitäten breitenwirksam umgesetzt werden. 

§ Flexible Siedlungs - und Baustrukturen  schaffen  

Die in den Zeiten des Wachstums geschaffenen Siedlungs- und Baustrukturen sollten so an-

gepasst werden, dass sie auch bei einer grundlegend veränderten, d.h. älteren Bevölke-

rungsstruktur funktional genutzt werden. Bislang hat Nutzungsflexibilität einen noch gerin-

gen Stellenwert in der Entwurfsplanung. 

¥ Für Wohngebäude gibt es verschiedene Konzepte „mitwachsender“ Häuser, die sich 

mit vergleichsweise geringem Aufwand entsprechend den wechselnden individuellen 
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Bedürfnissen bzw. den Lebensphasen der Bewohner phasenweise  erweiter oder 

verkleinern lassen. 

¥ Zukunftsweisend können auch Wohnkonzepte mit multifunktionalen, standardisier-

ten Wohneinheiten sein, die barrierefrei und flexibel für alle Bevölkerungsgruppen 

(Familien, Wohngemeinschaften, Senioren, Behinderte) geeignet sind. 

¥ Bauwerke für öffentliche und soziale Gemeinschaftseinrichtungen sollten so flexibel 

konzipiert werden, dass sie in der zeitlichen Abfolge verschiedenen Zwecken dienen 

können, z.B. zuerst als Kindergarten, später als Bürger- oder Seniorentreff. 

¥ Multifunktionale Gebäude könnten auch von vornherein als Begegnungsstätten für 

Jung und Alt dienen, etwa vom Kindergarten bis zum Altenheim. 

¥ Schließlich könnten Einrichtungen bei sukzessiv nachlassender Auslastung zu multi-

funktionalen Einrichtungen umfunktioniert werden: beispielsweise morgens als 

Schule, nachmittags als Kinderhort und abends als Gemeinschaftshaus, Senioren- 

oder Jugendtreff. 

6.2.3  Handlungsempfehlungen fŸr IDEE-Typ 3 

Für die Handlungsempfehlungen zum IDEE-Typ 3  wurden die Handlungsempfehlungen des Demogra-

phietypus 6 des Wegweisers Kommune  der Bertelsmann Stiftung ausgewertet und wie folgt zusam-

mengefasst: 

6.2.3.1  Demographische und infrastrukturelle EinschŠtzung  

Der IDEE-Typ 3  zeichnet sich demographisch durch eine rückläufige und deutlich älter werdende 

Bevölkerung aus. Damit verbunden sind selektive Abwanderungen der jungen Bevölkerung, bei ei-

nem ohnehin schon verhältnismäßig niedrigen Anteil an Kindern und Jugendlichen und einem relativ 

hohen Anteil älterer Menschen aufgrund einer für ländliche Räume untypischen Haushaltsstruktur. 

Diese vergleichsweise ungünstigen demographischen Entwicklungen gehen einher mit einer wirt-

schaftlichen Strukturschwäche, die hohe Risiken für den Bestand und die Entwicklung der (noch) 

stark ausgeprägten örtlichen Infrastruktur mit sich bringt.  

 

Der Bevölkerungsrückgang und die Veränderung der Altersstruktur wirken sich schon aktuell deutlich 

negativ auf den Wohnungsmarkt aus. Perspektivisch droht struktureller Leerstand, erhöhte Nachfra-

ge nach betreutem Wohnen und weniger Ersthaushaltsgründungen. Der Bau und Erwerb von Wohnei-

gentum gehen deutlich zurück, weil junge Familien fehlen. 

6.2.3.2  Herausforderungen und Handlungsempfehlungen  

Der IDEE-Typ 3  ist vom demographischen Wandel stark betroffen und hat daher großen Handlungs-

bedarf. Die Schrumpfungs- und Alterungsprozesse der kommenden Jahre erfordern nachhaltige sozi-

ale, wirtschaftliche und technische Anpassungsmaßnahmen, bei denen auch Leistungseinschränkun-

gen nicht zu vermeiden sind. Allgemein gilt es, Lösungen für tragfähige Strukturen der kommunalen 

Entwicklung zu finden, die langfristig die Lebensqualität im Ort, Ortsteil oder Quartier sichern und 

die Attraktivität vor allem im ländlichen Raum erhalten bzw. ausbauen. Die wirtschaftliche Leis-

tungskraft vor allem der öffentlichen Hand wird dabei jedoch in der Regel nicht ausreichen, die 

breite Palette an Handlungsoptionen wirkungsvoll umzusetzen. Unabdingbare Voraussetzung für eine 
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erfolgreiche Anpassungsstrategie ist daher, alle vorhandenen Ressourcen auszuschöpfen, die sich 

zum Beispiel aus der Aktivierung bürgerschaftlichen Engagements oder der interkommunalen Koope-

ration erschließen lassen. 

 

Als allgemeine Handlungsdirektiven  gelten für den IDEE-Typ 3 ,  

§ Wanderungsverlusten vor allem von gut ausgebildeten Fachkräften und Akademikern entge-

gen zu wirken, 

§ die wirtschaftliche Basis zu stärken und im Hinblick auf den Erhalt einer leistungsfähigen 

Infrastruktur konsequent Schwerpunkte zu setzen, 

§ die örtliche Infrastruktur auf die absehbaren Schrumpfungsprozesse auszurichten, u.a. durch 

Konzentration auf die Siedlungskerne, um langfristig tragfähige Strukturen zu gewährleis-

ten, 

§ die Potenziale des Alters als besondere Chance zu nutzen und das bürgerschaftliche, ehren-

amtliche Engagement nachdrücklich zu fördern und 

§ durch eine intensive interkommunale Zusammenarbeit eine Angebotsdichte, -vielfalt und              

-qualität zu gewährleisten, die man vor Ort alleine nicht mehr sicherstellen kann. 

Für das Wohnen im Alter bedeutet dies, die Unterbringung hilfs- und pflegebedürftiger älterer Men-

schen in zentralen Pflegeeinrichtungen nur als „ultima ratio“ zu verstehen und auch bei reduzierter 

Infrastruktur und Angebotsverlusten tragfähige Unterstützungs- und Betreuungsstrukturen zu schaf-

fen, die älteren und älter werdenden Menschen so lange wie eben möglich ein selbständiges Leben 

in ihrem gewohnten Wohnumfeld erlauben. Dazu gehört im Einzelnen: 

 

§ Anpassung der sozialen und technischen Infrastruktur  

In den am meisten vom demographischen Wandel betroffenen Orten, Ortsteilen und Quar-

tieren des IDEE-Typ 3  ist die bislang gute öffentliche und privat getragene technische Infra-

struktur den veränderten Rahmenbedingungen anzupassen und dementsprechend im Hin-

blick auf den demographischen Wandel zu überprüfen: Welche Mindestauslastungen  erfor-

dern die Systeme? Wie ist die Kostenentwicklung  bei sinkenden Einwohnerzahlen? Wie kön-

nen bestehende Infrastrukturen den demographischen Entwicklungen flexibel angepasst 

werden? Dabei muss gewährleistet werden, dass die bisher gute gemeindliche Infrastruktur 

nur insoweit angepasst wird, als auch in Zukunft eine Mindestausstattung mit sozialen und 

technischen Infrastrukturen und ein Mindestangebot an privaten und öffentlichen Dienstleis-

tungen gewährleistet werden, um Zukunftschancen und Lebensqualität zu erhalten. 

§ Integration und Konzentration der Infrastrukturangebote  

Die dringend erforderliche Konzentration wichtiger Infrastrukturangebote in den zentralen 

Siedlungslagen sollte einhergehen mit einer Integration unterschiedlicher Leistungsangebo-

te, d.h. ihre Zusammenfassung an einem Ort und ggf. mit einem Träger oder Betreiber. Bei 

der dauerhaften und flächendeckenden Grundversorgung mit Leistungen der Daseinsvorsor-

ge müssen Angebote räumlich gebündelt und es muss mit privaten und gemeinnützigen An-

bietern kooperiert werden (z.B. in „Ländlichen Dienstleistungszentren“), damit die Effizienz 
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der Infrastrukturleistungen erhöht wird, Synergieeffekte genutzt und Lasten auf mehrere 

Träger verteilt werden können25. 

§ Ansto§ einer offenen Diskussion  

In den IDEE-Typ 3  – Gebieten sollte eine offene Diskussion über die Mindestausstattung an-

gestoßen werden, bzw. welche Einrichtungen und Standards und wo sich die Gemeinde zu-

künftig noch leisten kann und will (zum Beispiel Angebot ÖPNV, Schulstandorte etc.). Dabei 

sind auch die Kostenseite und ihre Determinanten, vor allem die unmittelbare Belastung der 

privaten Haushalte, sichtbar zu machen. Die Kosten für Versorgungsleistungen könnten da-

bei den Nutzern aufwandsbezogen berechnet werden, um die indirekte Subventionierung 

der ineffizienten Streulagen durch die Siedlungszentren zu unterbinden. 

§ Vorrang fŸr die Bestandssicherung  und Konzentration auf die Siedlungsschwerpunkte  

Bei allen Infrastrukturangeboten muss der Schwerpunkt vom Neubau zum Erhalt der Syste-

me verlagert werden. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Ausweisung und Erschlie-

ßung neuer Siedlungsbereiche, weil die direkten und indirekten langfristigen Folgekosten 

solcher Siedlungszuwächse die Sicherung der bestehenden Infrastruktureinrichtungen ge-

fährdet. Mittel- und langfristig beschleunigt der fortgesetzte Flächenverbrauch den Entwer-

tungsprozess des Immobilienbestandes und gefährdet damit indirekt auch die wirtschaftli-

che Basis der älteren Generationen, weil in diesen die Schaffung von Wohneigentum viel-

fach noch als Beitrag zur Alterssicherung genutzt wurde und wird. Im Falle der Inanspruch-

nahme von Sozialleistungen im Alter kann so die Wertminderung des Immobilienbesitzes 

schnell zur Zusatzbelastung für die Sozialkassen führen. Analog sind die direkten und indi-

rekten Entlastungen von Rückbaumaßnahmen zu ermitteln. 

Daher ist den IDEE-Typ 3  – Gebieten eine konsequente Innenentwicklung entlang folgender 

Prinzipien zu empfehlen: 

¥ Gestaltung und Erhaltung einer funktional sinnvollen Stadtstruktur 

¥ Konzentration auf zentrale Orte und Siedlungskerne 

¥ Wohnangebote für Familien und Senioren in die Kerne verlagern 

¥ Konsequente Einstellung von Siedlungsflächenerweiterungen 

¥ Rückbau vorwiegend an den Siedlungsrändern 

¥ Kreativer Rückbau zur Aufwertung der Stadtqualität und für ein „grüneres“ Stadtbild 

mit hoher Aufenthaltsqualität (auch als Ausgleich für den Verlust dezentraler Infra-

strukturangebote) 

¥ Förderung von Zwischennutzungen für leerstehende Gebäude und Flächen sowie 

temporärer Nutzungskonzepte 

¥ Bestandsflächenentwicklung durch eine aktive Strategie mit Zwischenerwerb 

¥ Geduld als Tugend: „Bauruinen“ sichern und kreativ in das Stadtbild einbeziehen  

§ Nachhaltige Finanzplanung und Sicherung der škonomischen Basis  

Schrumpfungsprozesse sind in aller Regel Ausdruck einer krisenhaften ökonomischen Ent-

wicklung. Der Aufbau einer neuen, tragfähigen wirtschaftlichen Basis ist gerade für die 

IDEE-Typ 3  – Kommunen unter sich verschlechternden ökonomischen Wachstumsbedingun-

                                                   
25 Mehr zum Thema „Ländliche Dienstleistungszentren“ u.a. im Internet unter www.markttreff-sh.de  
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gen schwierig, aber nicht unmöglich. Entscheidend ist eine aktive kommunale Wirtschafts-

förderung, die auf vorhandene Stärken setzt und gezielt Nischen sucht. Dabei ist Kreativität 

die Schlüsselressource für die Basis einer tragfähigen lokalen Ökonomie. Gefordert sind das 

Überwinden des verbreiteten Kirchturmdenkens, das Brechen mit Routinen und die Bereit-

schaft zu Experimenten. Dies erfordert Mut, unkonventionelle, mitunter risikoreiche Ideen 

und die Entwicklung innovativer Arbeitsmodelle jenseits der heute dominierenden Auffas-

sung von Arbeit zuzulassen, statt auf Investoren zu warten, die niemals kommen werden. 

Und es braucht eine positive Kommunikationsstrategie, die die Menschen, vor allem bisher 

kaum wahrgenommene Akteure, mobilisiert und gezielt zur Mitwirkung befähigt. 

§ Flexible MobilitŠtsangebote  

Aufgrund des steigenden Anteils älterer Menschen, einhergehend mit der Neustrukturierung 

und zunehmenden Zentralisierung von Versorgungseinrichtungen, müssen neue, flexible Mo-

bilitätsangebote entwickelt werden. Da die finanziellen Handlungsspielräume begrenzt sind, 

müssen Aufgabenträger, Leistungsersteller und die Bürgerschaft gemeinsam versuchen, die 

Möglichkeiten für flexible Angebote wie Anrufbus-System, Haus-zu-Haus-Verkehr, Sammel-

taxi oder Bürgerbus zu prüfen26. 

§ PrŠvention und Gesundheitsversorgung sichern  

Prävention und medizinische Versorgung müssen weiterhin gesichert werden. Durch eine 

bessere Kommunikation und Kooperation der regionalen Gesundheitsanbieter (insbesondere 

der niedergelassenen Ärzte, der Krankenhäuser und Kliniken) sollte einer latenten Unterver-

sorgung entgegengesteuert werden. Durch Gesundheitsnetzwerke kann die Effizienz gestei-

gert und Erreichbarkeitsproblemen entgegengewirkt und insbesondere die Qualität der me-

dizinischen Versorgung spürbar verbessert werden. Dabei ist eine frühzeitige Einbindung der 

Sozialträger wünschenswert, damit die Übergänge zwischen stationärer und ambulanter 

Versorgung sowie Pflege verbessert werden. Ferner sollte die Chance genutzt werden, die 

steigende Nachfrage der älteren und nachwachsenden Generationen nach Präventionsange-

boten zur Erhaltung der Gesundheit (Gesundheits- und Ernährungsberatung, Sport, Fitness, 

Wellness etc.) auch unter Arbeitsmarktaspekten mit dem klassischen Gesundheitssektor und 

dem Tourismus zu verbinden. 

§ Flexible Nutzungskonzepte fŸr Infrastruktureinrichtungen  

Des Weiteren sollten Bauwerke für öffentliche und soziale Gemeinschaftseinrichtungen so 

flexibel konzipiert werden, dass sie in zeitlicher Abfolge verschieden genutzt werden kön-

nen (zum Beispiel erst als Kindergarten, später als Bürger- oder Seniorentreff). Außerdem 

könnten multifunktionale Gebäude von vornherein als Begegnungsstätten für Jung und Alte 

dienen (vom Kindergarten bis zum Altenheim). Schließlich könnten Einrichtungen bei suk-

zessiv nachlassender Auslastung zu multifunktionalen Einrichtungen umfunktioniert werden 

(zum Beispiel morgens als Schule, nachmittags als Kinderhort, abends als Seniorentreff). 

§ Entwicklung einer A nerkennungskultur fŸrs Ehrenamt   

Eine große Option für die Bewältigung des demographischen Wandels liegt für die IDEE-

Typ 3 – Kommunen bzw. Ortsteile und Quartiere darin, dass sich Bürger ehrenamtlich enga-

                                                   
26 Weitere Informationen zu dem Thema u.a. im Internet unter www.aufdemlandmobil.de 
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gieren. Daher sollte bürgerschaftliches und ehrenamtliches Engagement in den Gemeinden 

durch eine gelebte Anerkennungskultur getragen werden, um „Durststrecken“ zu überwin-

den und langfristig verlässliche Strukturen aufzubauen. Hier sind vor allem Politik und Ver-

waltung gefordert, für das bürgerschaftliche Engagement aktiv zu werben und kommunale 

Einrichtungen hierfür von Grund auf zu öffnen. 

§ Aufbau von UnterstŸtzungsstrukturen  

IDEE-Typ 3  – Kommunen sind gut beraten, eine das bürgerschaftliche Engagement fördern-

de Infrastruktur aufzubauen und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. Dies kann in verschie-

denen Formen geschehen, umfasst aber auch die Unterstützung von Netzwerken, in denen 

sich Menschen zu einem bestimmten kommunalen Handlungsfeld zusammenfinden und sich 

einbringen wollen. Das Aufgabenspektrum bei der Förderung solcher Netzwerke reicht von 

der Aktivierung bürgerschaftlichen und ehrenamtlichen Engagements und Aufzeigen konkre-

ter Mitwirkungsmöglichkeiten über die Akzeptanzförderung und Öffnung privater und öffent-

licher Institutionen für bürgerschaftliche Kooperationsformen, die wechselseitige Informati-

on und Kommunikation über Themen, Projekte und Möglichkeiten der Bürgermitwirkung, 

das Angebot von Qualifizierungsmaßnahmen bis zur Initiierung von Public-Private-

Partnership-Modellen. 

Bürgerschaftliches Engagement erwächst aus der Identität der Bürger mit ihrer Kommune, 

ihrem Ortsteil oder ihrem Quartier. Dieses „Wir-Gefühl“  gilt es durch identitätsstiftende 

Aktivitäten und konkrete Anlässe (zum Beispiel durch Organisation von Stadtteilfesten oder 

Initiierung historischer Stadtsparziergänge) zu unterstützen27. 

§ Potentiale des Alters erkennen  und nutzen   

IDEE-Typ 3  – Kommunen sollten die Chancen nutzen, die die Potenziale des Alters bieten. 

Konkret: Nutzung des Erfahrungswissens Älterer; Forcierung ehrenamtlicher Tätigkeiten von 

Senioren durch Bestandsaufnahmen und Vermittlung von Einsatzmöglichkeiten; Durchfüh-

rung von aktivierender Befragung und Initiierung neuer Beteiligungsverfahren wie Zukunfts-

werkstätten oder Bürgerforen; Qualifizierungsangebote für ehrenamtlich tätige Senioren28. 

§ Dialog der Generationen fšrdern   

Die zumeist überschaubaren gesellschaftlichen Strukturen in den oft sehr ländlich geprägten 

IDEE-Typ 3   - Gebieten bieten besonders günstige Rahmenbedingungen für ein generations-

übergreifendes Miteinander, um jüngere und ältere Menschen ggf. unter interner oder ex-

terner Moderation zusammenzuführen und damit einen stärkeren Dialog der Generationen 

zu ermöglichen.  

§ Interkommunale und re gionale Zusammenarbeit  

Die IDEE-Typ 3  – Kommunen stehen vor der Gefahr, die notwendigen Anpassungsprozesse 

nicht alleine bewältigen zu können. Sie sollten daher offensiv Kooperationspartner suchen 

und Arbeitsteilungen anstreben. Die IDEE-Typ 3  – Kommunen sollten feste interkommunale 

Kooperationsbeziehungen mit Nachbarstädten und/oder den Umlandgemeinden aufbauen, 

                                                   
27 Mehr zum Thema „Strategien für das Wir-Gefühl“ u.a. im Internet unter 

http://www.hannover.de/de/umwelt_bauen/wohnungsmarkt/hhzhause/hhz_uebersicht/index.html 
28 Mehr zum Thema „Alter als Chance“ u.a. im Internet unter www.arnsberg.de  
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mit dem Ziel des Aufbaus eines regionalen Flächenmanagements, einer Arbeitsteilung bei 

der sozialen und technischen Infrastruktur (Möglichkeiten vom ÖPNV über Abwasser bis hin 

zu Schulen) sowie der Sicherung und Verbesserung der Attraktivität durch Gemein-

schaftsprojekte (von Radwegenetzen über Kulturfestivals, bis hin zu gemeinsamen Informa-

tionssystemen, interkommunalen Gewerbegebieten oder Gründerzentren / Handwerkerhö-

fen)29. 

Die Immobiliensituation der IDEE-Typ 3  – Kommunen ist geprägt durch strukturelle Ange-

botsüberhänge, die sich sowohl in fallenden Mieten als auch in dauerhaften Leerständen 

ausdrücken. Wenn ein Teil der verbleibenden Nachfrage durch Neubau befriedigt wird, führt 

dies unweigerlich zu neuerlichen Leerständen im Bestand. Neben einer regional abgestimm-

ten Siedlungsflächenpolitik für Wohnen und Gewerbe, die für IDEE-Typ 3  – Kommunen un-

abdingbar ist, haben Kommunen mit Leerstandsproblemen im Wohnungsmarkt inzwischen 

beachtliche Erfolge mit Förderprogrammen zum Erwerb von Altimmobilien durch junge Fa-

milien. Diese oft unter dem Stichwort „Jung kauft Alt“ vereinzelt aufgelegten Förderpro-

gramme sollen die Neubaunachfrage eindämmen und die aufgrund des demographischen 

Wandels drohende Leerstandswelle im Altbestand vermindern30. 

§ Interkommunale Verwaltungszusammenarbeit  

Trotz der bislang schwierigen Umsetzung im kommunalpolitischen Alltag werden IDEE-Typ 3  

– Kommunen in Zukunft nicht um eine verstärkte interkommunale und regionale Verwal-

tungskooperation herumkommen, um durch eine Arbeitsteilung den Abbau öffentlicher Leis-

tungen zu verringern oder das Unterschreiten kritischer Schwellenwerte für bestehende Inf-

rastrukturangebote zu verhindern. Mit einem proaktiven Zugehen auf eine freiwillige Ver-

waltungszusammenarbeit werden zudem die bekannten Nachteile von Gebiets- und Funktio-

nalreformen  vermieden. Interkommunale Zusammenarbeit bietet sich insbesondere im Be-

reich der Personalwirtschaft, der Stadt- und Regionalentwicklung und der Wirtschaftsförde-

rung, hier insbesondere beim Stadt- und Regionalmarketing, sowie im Tourismus an. 

Im Bereich der zentralörtlichen Funktionen kann durch wechselseitige Infrastrukturvorhal-

tung und Funktionserfüllung der Unterauslastung zentralörtlicher Infrastruktur entgegenge-

wirkt werden. 

§ Konzentration auf strategische HandlungsprioritŠten und Kernfunktionen,  

Anstatt sich in der überschaubaren Detailsteuerung von Maßnahmen und Vorhaben zu verlie-

ren, sollten IDEE-Typ 3  – Kommunen  bei der Bewältigung ihrer durch den demographischen 

Wandel ausgelösten Strukturprobleme auf strategische Handlungsprioritäten und Kernfunk-

tionen konzentrieren. Um die begrenzten Ressourcen gezielt und effizient einsetzen zu kön-

nen sind langfristig angelegte strategische Konzepte in Form von integrierten Stadtentwick-

lungskonzepten erforderlich. Neben einer fundierten Ausgangsanalyse als erstem Schritt ha-

ben sich Zukunftsforen oder -werkstätten zu „Zukunftsfähigkeit und Demographie“ für den 

anschließenden breiten Dialog von Politik, Wirtschaft und gesellschaftlich relevanten Grup-

                                                   
29 Mehr zum Thema Interkommunale Zusammenarbeit u.a. im Internet unter www.schwalm-eder-west.de oder 

http://www.raum-energie.de/index.php?id=10 oder http://www.raum-energie.de/index.php?id=203  
 
30 Mehr zum Thema „Jung kauft Alt“ u.a. im Internet unter 

http://www2.hiddenhausen.de/index.phtml?mNavID=1500.1&sNavID=1500.210&La=1  
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pen bewährt. Grundsätzlich gilt: Strategische Stadtentwicklung und Prioritätenfestsetzung 

sind Chefsache. Die Festlegung der strategische Handlungsprioritäten bezgl. der Kernfunkti-

onen sollte durch ein integriertes Gesamtkonzept erfolgen, das multisektoral und quer-

schnittsorientiert die zukünftige Entwicklung der Gemeinde in den Blick nimmt und mehr-

heitsfähige, beteiligungsorientierte und ökonomisch und ökologisch umsetzbare Lösungen 

und Maßnahmen beinhaltet. Ein solches Konzept sollte grundsätzlich von den politischen 

Gremien beschlossen werden, um längerfristige Planungssicherheit und Verbindlichkeit zu 

gewährleisten. 

§ Wohnen im Alter: attraktive Wohnungen fŸr Alt und Jung sch affen  

Sowohl im Hinblick auf Familien und Kinder als auch auf die wachsende Zahl von Senioren 

ist der langfristige Erhalt und die Verbesserung der Attraktivität der Ortskerne erforderlich, 

d.h. die Innenentwicklung ist frühzeitig und bewusst so zu steuern, dass zentrumsnahes 

Wohnen mit kurzen Versorgungswegen gewährleistet ist. Der innerstädtische Wohnraum 

sollte so geplant werden, dass für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen (zum Beispiel Fa-

milien mit Kindern, Senioren) attraktiver Wohn- und Lebensraum entsteht, der auch genera-

tionenübergreifendes Miteinander ermöglicht und fördert. Langfristig werden die Kommu-

nen im Hinblick auf die bevorstehenden Alterungsprozesse von dieser strategischen Ausrich-

tung profitieren.  

 

Den Herausforderungen des demographischen Wandels im Bereich Wohnen ist vor allem zu 

begegnen durch ein breites Spektrum alternativer Wohnangebote und –arrangements, aus 

denen ältere Menschen eigenverantwortlich wählen können. Ihnen muss es ermöglicht wer-

den, auch bei eingeschränkter körperlicher und psychischer Gesundheit möglichst lange zu 

Hause zu leben. Eine abgestufte, niedrigschwellige Infrastrukturplanung kann helfen, das 

diese Angebote auch die Einzelnen erreichen.  Zudem kann sie dafür Sorge tragen, dass dem 

Wunsch, in den eigenen vier Wänden zu bleiben, entsprochen wird, auch wenn die Men-

schen Unterstützung benötigen. Dies erfordert ein kooperatives Handeln zwischen öffentli-

chen und  privaten Partnern.   

 

Die Frage nach den jeweils angemessenen Wohnbedingungen ist auf der Grundlage individu-

eller Bedürfnisse und Wertentscheidungen zu beantworten. Daher werden „normale“ Woh-

nungen auch in Zukunft die überwiegende Wohnform Älterer bleiben. Das bedeutet, dass 

soziale Infrastrukturen sowie das räumliche Umfeld und die Wohnungen selbst in weit höhe-

rem Maße als bisher altersgerecht gestaltet werden müssen. 

 

Für die IDEE-Typ 3 – Kommunen ergeben sich im Bereich „Wohnen im Alter“ folgende Hand-

lungsfelder: 

¥ Der Wohnungsbestand sollte strukturell umgewandelt und das Wohnumfeld senioren- 

und familiengerecht verbessert werden. 

¥ Neue Wohnformen sollten geschaffen, erprobt und unterstützt werden. Dies kann 

jedoch zukünftig auch aus volkswirtschaftlicher Sicht nur in sehr begrenztem Um-

fang realisiert werden. Hier gilt es vor allem, auch bei erhöhtem Pflegebedarf oder 

einer Demenzerkrankung den Bedürfnissen nach Normalität, Selbstbestimmung und 

Integration zu entsprechen sowie Wohnformen anzubieten, die vor allem dem 
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Wunsch nach Gemeinschaft und gegenseitiger Unterstützung entgegenkommen und 

der Isolation älterer Menschen entgegenwirken.  

¥ Einzelne Wohnquartiere sollten mit Pflegewohngruppen, betreuten Wohnanlagen 

oder Mehrgenerationenhäusern ausgestaltet werden. Diese tragen dazu bei, dass äl-

tere Menschen in ihren vertrauten Wohnsiedlungen und Nachbarschaften auch bei 

hohem Unterstützungsbedarf bleiben können und somit Selbst-, Familien- und 

Nachbarschaftshilfe gefördert werden.  

¥ Kooperationen mit örtlichen Vereinen, Genossenschaften oder der Wohnungswirt-

schaft sollten intensiviert werden.  

¥ Durch eine zukunftsorientierte Bau- und Infrastrukturplanung können günstigere 

Rahmenbedingungen schaffen. 

¥ Die Angebote sollten durch Information und Beratung in Anlaufstellen für die Ver-

mittlung von Hilfen, Wohnberatung und die Organisation gemeinschaftsförderlicher 

Aktivitäten breitenwirksam umgesetzt werden. 

§ Flexible Siedlungs - und Baustrukturen  schaffen  

Die in den Zeiten des Wachstums geschaffenen Siedlungs- und Baustrukturen sollten so an-

gepasst werden, dass sie auch bei einer grundlegend veränderten, d.h. älteren Bevölke-

rungsstruktur funktional genutzt werden. Bislang hat Nutzungsflexibilität einen noch gerin-

gen Stellenwert in der Entwurfsplanung. 

¥ Für Wohngebäude gibt es verschiedene Konzepte „mitwachsender“ Häuser, die sich 

mit vergleichsweise geringem Aufwand entsprechend den wechselnden individuellen 

Bedürfnissen bzw. den Lebensphasen der Bewohner phasenweise  erweiter oder 

verkleinern lassen. 

¥ Zukunftsweisend können auch Wohnkonzepte mit multifunktionalen, standardisier-

ten Wohneinheiten sein, die barrierefrei und flexibel für alle Bevölkerungsgruppen 

(Familien, Wohngemeinschaften, Senioren, Behinderte) geeignet sind. 

¥ Bauwerke für öffentliche und soziale Gemeinschaftseinrichtungen sollten so flexibel 

konzipiert werden, dass sie in der zeitlichen Abfolge verschiedenen Zwecken dienen 

können, z.B. zuerst als Kindergarten, später als Bürger- oder Seniorentreff. 

¥ Multifunktionale Gebäude könnten auch von vornherein als Begegnungsstätten für 

Jung und Alt dienen, etwa vom Kindergarten bis zum Altenheim. 

¥ Schließlich könnten Einrichtungen bei sukzessiv nachlassender Auslastung zu multi-

funktionalen Einrichtungen umfunktioniert werden: beispielsweise morgens als 

Schule, nachmittags als Kinderhort und abends als Gemeinschaftshaus, Senioren- 

oder Jugendtreff. 

6.2.4  Handlungsempfehl ungen fŸr IDEE-Typ 4 

Für die Handlungsempfehlungen zum IDEE-Typ 4 wurden die Handlungsempfehlungen der Demogra-

phietypen 1, 2, 7 und 8 des Wegweisers Kommune  der Bertelsmann Stiftung ausgewertet und wie 

folgt zusammengefasst: 
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6.2.4.1  Demographische und infrastruktu relle EinschŠtzung  

Die Bevölkerungsentwicklung in den IDEE-Typ 4 – Kommunen ist durch Wachstum oder relativ hohe 

Stabilität gekennzeichnet. Das Bevölkerungswachstum der letzten Jahre war in erster Linie das Er-

gebnis der Zuwanderung insbesondere von Familien und jungen Menschen. Die Bevölkerungszahl 

wird sich in den Städten und Gemeinden des IDEE-Typ 4  in den kommenden Jahren mindestens auf 

dem gegenwärtigen Niveau halten oder sogar leicht zunehmen. Die Bevölkerung dieser Städte und 

Gemeinden ist vergleichsweise jung. Leicht überdurchschnittliche Geburtenraten, ein hoher Anteil 

an Haushalten mit Kindern, überproportional viele Kinder und Jugendliche sowie ein verhältnismäßig 

niedriger Anteil älterer Menschen verlangsamen den Alterungsprozess. Dennoch wird auch in diesen 

Kommunen das Durchschnittsalter und damit die Altersgrenze, welche die Bevölkerung in zwei 

gleich große Gruppen teilt (Median-Alter) nachhaltig steigen. 

 

Bei diesen prosperierenden Gemeinden des IDEE-Typ 4 fällt die hohe ökonomische und demographi-

sche Dynamik auf. Unterstützt durch eine bessere Anbindung an die überregionale Verkehrsinfra-

struktur ist die stabile bis positive Arbeitsplatzentwicklung und die Konzentration der Arbeitsplätze 

für die Bedeutung der IDEE-Typ 4 – Kommunen als Arbeitsort und regionale Zentren für Berufsein-

pendler maßgebend. Es sind die Städte und Gemeinden mit den noch vergleichsweise größten finan-

ziellen Spielräumen. Den Kommunen des IDEE-Typ 4 geht es aufgrund der außerordentlich positiven 

Rahmenbedingungen überdurchschnittlich gut. Städtebau und Stadtplanung dieser Kommunen war in 

den zurückliegenden Jahren und Jahrzehnten insgesamt stark auf die Gestaltung des Wachstums und 

den Ausbau der Infrastruktur ausgerichtet.  

6.2.4.2  Herausforderungen und Handlungsempfehlungen  

Für die IDEE-Typ 4 – Kommunen gab es im Hinblick auf die demographischen Veränderungen bisher 

kaum Problemdruck. Dementsprechend unterentwickelt ist auch das Problembewusstsein vor Ort. 

Für die Kommunen dieses Typs ist es daher wichtig, vor der Endlichkeit ihrer Wachstumsentwicklung 

nicht die Augen zu verschließen. Auf der Basis der für die Kommunen im Bereich der Demographie 

vorliegenden und zugänglichen Daten, die zum Teil in diesem Tool verwertet werden, gilt es, die 

kommunalen Akteure dafür zu sensibilisieren, dass der demographische Wandel auch sie vor neue 

Herausforderungen stellt. Dabei sind die Kommunen des IDEE-Typ 4 in der vergleichsweise komfor-

tablen Situation, ohne akuten Handlungsdruck ihre weitere Entwicklung positiv gestalten zu können. 

Das größte Risiko dieser Städte und Gemeinden liegt darin, ohne akuten Handlungsdruck diese 

Chance und Verantwortung nicht rechtzeitig zu erkennen und anzunehmen und trotz härter werden-

der Standortkonkurrenz zu sehr auf weiteres dynamisches Wachstum zu vertrauen. Auch hier gilt, 

„wer zu spät kommt, den bestraft das Leben!“ 

 

 Als allgemeine Handlungsdirektiven  gelten daher für den IDEE-Typ 4,  

§ die überdurchschnittlichen Handlungsspielräume als Chance nutzen, sich auf die demogra-

phischen Prozesse der nächsten Jahre (z.B. im Bereich der Seniorenpolitik) gut vorzuberei-

ten, 

§ die Wohnortattraktivität für Familien zu erhalten und möglichst zu steigern, ohne dem da-

mit (noch) verbundenen hohen Wachstumsdruck auf die Flächenausweitung nachzugeben, 

sondern zugunsten der Innenentwicklung entgegenzuwirken, 
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§ die Siedlungsflächenpolitik auf Erhalt auszurichten, den Wohnungsbestand aufzuwerten und 

sich als Wohnstandort – auch für ältere Menschen – weiter zu profilieren, 

§ die wirtschaftlichen Potentiale zu sichern und auszubauen und 

§ die technische und soziale Infrastruktur an die unausweichlichen Veränderungen der Alters-

struktur anzupassen und die Potenziale älterer Menschen für die Stadtentwicklung zu akti-

vieren. 

Für das Wohnen im Alter bedeutet dies, die Unterbringung hilfs- und pflegebedürftiger älterer Men-

schen in zentralen Pflegeeinrichtungen nur als „ultima ratio“ zu verstehen und in einem weiterhin 

attraktiven Wohnumfeld von jungen Familien und älteren Menschen trotz sich ggf. weiter verrin-

gernder Infrastruktur tragfähige Unterstützungs- und Betreuungsstrukturen zu schaffen, die älteren 

und älter werdenden Menschen so lange wie eben möglich ein selbständiges Leben in ihrem ge-

wohnten Wohnumfeld erlauben. Dazu gehört im Einzelnen: 

 

§ Sensibilisierung und strategische Zukunftsvorsorge  

Die IDEE-Typ 4 – Gebiete haben über Jahre ein dynamisches Wachstum erlebt. Die Men-

schen, allen voran die Verantwortlichen in Politik und Verwaltung, haben sich an diese Ent-

wicklung „gewöhnt“ und handeln gemeinhin in der Erwartung, dass sich dieser Trend fort-

setzen wird. Dadurch besteht das Risiko, dass Anzeichen für Trendbrüche oder ein Nachlas-

sen des Wachstums übersehen oder fehlgedeutet werden. Deshalb ist es notwendig, sich für 

die Zukunftsbedeutung des Themas zu sensibilisieren, Trends zu beobachten und die Ent-

wicklungs- und Wachstumsziele laufend kritisch zu überprüfen. Aufgrund der Dynamik de-

mographischer, wirtschaftsstruktureller und wohnungswirtschaftlicher Entwicklungen emp-

fiehlt sich die Einführung eines Frühwarn- und Kotrollsystems, welches die gesamt- und teil-

räumlichen Entwicklungspfade und die Wirkungen von Planungen und Maßnahmen zeitnah 

abbildet (Monitoring); auch als Grundlage für regional abgestimmte Verfahren. Durch eine 

kontinuierliche Öffentlichkeitsarbeit und Partizipationsangebote für die lokalen Akteure 

werden Sensibilisierung und Akzeptanz gefördert. Zur Information und Beteiligung eignen 

sich beispielsweise „Runde Tische“ und Zukunftswerkstätten bzw. –foren zum demographi-

schen Wandel mit Politik, Wirtschaft und allen gesellschaftlich relevanten Gruppen.  

§ Strategische Entwicklungsplanung: Langfristiges Konzept erarbeiten  

Die Strategien zur Stadt- und Gemeindeentwicklung können sich nicht mehr an Wachstums-

zielen orientieren. Daher ist es notwendig, neue Prioritäten zu setzen und die knappen Res-

sourcen gezielt einzusetzen. Zu empfehlen ist dazu die Erarbeitung eines Leitbilds für die 

Entwicklung der Kommune bzw. des Ortsteils oder des Quartiers mit dem Ziel, die gebote-

nen Chance, die Herausforderungen der demographischen Veränderungen gestalten zu kön-

nen, aktiv zu nutzen und für alle Planungen und Maßnahmen die Frage zu stellen, ob weite-

res Wachstum gewollt ist und auch mit den Folgekosten ökonomisch und sozial verträglich 

gestaltet werden kann oder ob rechtzeitig die Sicherung des erreichten Niveaus Vorrang ha-

ben sollte. Themen des Leitbilds sind neben der Sicherung als Arbeitsplatzstandort Maß-

nahmen in den Bereichen Qualifizierung und Bildung, Einzelhandelsversorgung, Freizeit und 

Kultur, Gesundheitsinfrastrukturen sowie die Steigerung der Wohnattraktivität für Familien 

und Senioren.  

§ Siedlungsentwicklung: Zersiedelung vermeiden und Innenentwicklung stŠrken  
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In den „wachstumsgewöhnten“ IDEE-Typ 4 – Kommunen wurden in den vergangenen Jahren 

und Jahrzehnten neue Wohn- und Gewerbeflächen ausgewiesen und erschlossen sowie Infra-

struktureinrichtungen geschaffen und ausgebaut. Städtebau und Stadtplanung waren (und 

sind) i.d.R. auf Wachstum gepolt. Umso schwieriger ist es für diese Kommunen, zu der 

Überzeugung zu gelangen, die künftige Entwicklung behutsam von einer dynamischen 

Wachstumspolitik zu einer qualitätsvollen Innenentwicklung umzusteuern. Ein flächeninten-

sives Wachstum führt zu überproportional hohen Infrastrukturfolgekosten und Amortisati-

onsrisiken. Bei der Siedlungsentwicklung ist daher die (weitere) Zersiedelung zu vermeiden, 

d. h. eine bewusste, zielorientierte Steuerung der städtebaulichen Entwicklung, die Flä-

chenbedarf einerseits befriedigt und andererseits die möglichen Standorte für neue Wohn- 

oder Gewerbebauten auf die Zukunftstauglichkeit im Rahmen des demographischen Wandels 

prüft, ist erforderlich. Dazu gehört die frühzeitige Etablierung eines kommunalen Flächen-

managements mit einem Bauland-Controlling, welches der innerstädtischen Bestandsnut-

zung Vorrang einräumt. Die besondere Herausforderung liegt darin, die innere Entwicklung 

der Kommune nicht zu vernachlässigen und dem Grundsatz „Innenentwicklung geht vor Au-

ßenentwicklung“ zu folgen, d. h. Priorität auf die Nutzung innerörtlicher Flächen zu legen, 

anstelle des Freiflächenverbrauchs im Außenbereich.  

§ Regionales FlŠchenmanagement  

Es empfiehlt sich, das Flächenmanagement in einem regionalen Kontext zu denken, da 

nachhaltige Siedlungsstrukturen in Zukunft auf Dauer nur noch durch intensive Abstim-

mungsprozesse mit den Nachbarkommunen zu gewährleisten sind. Das größte Risiko besteht 

dabei darin, dass alle beteiligten Kommunen noch vorhandene Wachstumsreserven aus-

schöpfen wollen und dadurch Überkapazitäten und eine flächenintensive, teure Infrastruk-

tur entsteht oder aufrecht erhalten wird, die langfristig alle Kommunen und ihre Bewohner 

z.B. durch hohe Gebührenbelastungen oder sinkende Immobilienpreise schädigt. Zu den Ko-

operationsanreizen gehören dagegen die Möglichkeit der Kompensation von Flächendefizi-

ten, die Vermeidung von Überangeboten, Vermarktungsvorteile, die Reduzierung und Ver-

meidung von Erschließungskosten und es Freiflächenverbrauchs sowie die bessere Auslas-

tung der bestehenden technischen und sozialen Infrastruktur.  

§ Regionales Infrastrukturmanagement   

Nachlassende Nachfrage und veränderte Nachfragmuster sowie verringerte finanzielle Mög-

lichkeiten erfordern zwingend mehr interkommunale Zusammenarbeit, z.B. auch durch ein 

regionales Infrastrukturmanagement, d.h. Bestandsaufnahme von Einrichtungen, Leistungen 

und Defiziten im Verhältnis zur Nachfrage; interkommunale Abstimmung und Entscheidung 

über Prioritäten der Leistungserbringung, über Umfang, Standorte und Träger der Leistung; 

periodische Evaluation der Leistungsfähigkeit der Einrichtungen und der Form der Arbeits-

teilung; Spezialisierung und Konzentration der Leistungen in einzelnen Kommunen unter 

Einbeziehung unterschiedlicher Anbieter- und Trägerformen; Umsetzung innovativer Träger-

konzepte und Unterstützung der Träger bei der Flexibilisierung und Vernetzung von Leistun-

gen. 

§ StŠrkung und Profilierung der lokalen Wirtschaftskraft  

Empfohlen wird, soweit noch nicht geschehen, eine Initiative zur Stärkung der lokalen Wirt-

schaftskraft zu starten, die auf der Grundlage einer Potenzialanalyse Schwerpunkte für die 
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Modernisierung der örtlichen Wirtschaft setzt und Prioritäten für die Umsetzung festlegt. 

Weitere Arbeitsfelder einer solchen Wirtschaftsinitiative sind die Erarbeitung eines Hand-

lungskonzepts zur Verbesserung der Standortbedingungen und zur Förderung kleinerer und 

mittlerer Unternehmen (KMU), die pro-aktive Ausrichtung der Wirtschaftsförderung auf die 

Unterstützung der lokalen Betriebe bei der Bewältigung von Problemen und der Entdeckung 

neuer Märkte sowie auf die Nutzbarmachung von Synergieeffekten zwischen Betrieben, die 

Förderung von Existenzgründungen und Unternehmensneuansiedlungen, die Beschleunigung 

von Genehmigungs- und Förderverfahren und der Aufbau bzw. Ausbau interkommunaler Ko-

operationen bei der Wirtschaftsförderung. Um sich gegenüber anderen Kommunen oder 

Wirtschaftsräumen zu positionieren sollten die IDEE-Typ 4 – Kommunen ihre besonderen 

Qualitäten nach innen und außen über diese Initiative darstellen und sich professionell ver-

markten. 

 

§ Angebote fŸ r Senioren ausbauen  

Die Alterung der Bevölkerung schafft nicht nur Nachteile, sondern auch Potenziale für wirt-

schaftliches Wachstum. Die IDEE-Typ 4 – Kommunen sollten diesen Markt durch Entwicklung 

von Produkten und Leistungen für ältere Menschen nutzen. Um sich für die Nachfrage älte-

rer Menschen zu profilieren, können die Kommunen die Entwicklung spezialisierter Angebo-

te für Dienstleistungen „rund um ältere Menschen“ initiieren und unterstützen. Dazu gehö-

ren nicht nur medizinische und Gesundheitsdienstleitungen, Pflege- und Sozialdienstleistun-

gen, sondern auch Neubau und Umbau von Wohnungen, Service und Beratung sowie Angebo-

te für Freizeit, Bildung und Kultur. Kommunale Wirtschaftsbetriebe sollten Dienstleistungen 

anbieten, die gezielt auf die Bedürfnisse älterer Menschen eingehen. Die kommunale Wirt-

schaftsförderung sollte Impulse für die „Seniorenwirtschaft“ setzen. Die IDEE-Typ 4 – Kom-

munen in den Tourismusregionen von OWL sollten ihre Angebote an die Urlaubs- und Frei-

zeitbedürfnisse einer alternden Bevölkerung anpassen. 

§ Starkes Bildungsangebot sicherstellen  

Einer der wichtigsten Faktoren im Wettbewerb um Menschen und Arbeitsplätze ist die At-

traktivität der örtlichen und regionalen Bildungslandschaft. Die Qualität der Schulen und 

Hochschulen ist für junge Familien und hoch qualifizierte Arbeitskräfte eines der wichtigs-

ten Kriterien für die Wohnortwahl. Auch die IDEE-Typ 4 – Kommunen müssen sich mittel- 

und langfristig auf sinkende Schülerzahlen einstellen. Die rechtzeitige pro-aktive Gestaltung 

dieser Entwicklung bietet die Möglichkeit, durch Bildungskooperationen, schulartübergrei-

fende Zusammenarbeit und die Einbindung privater Träger wohnortnah ein gutes Bildungs-

angebot vorzuhalten und mittel- und langfristig qualitativ zu stärken. Um hochwertige Aus-

bildungsmöglichkeiten zu gewähren, sollten die Städte und Gemeinden in ihren Schulbe-

stand (kontinuierlich) investieren, die Qualität des Schulangebotes durch schulübergreifen-

de Zusammenarbeit und einen kontinuierlichen Dialog zwischen Schulen, Politik, Wirtschaft 

und Verwaltung verbessern helfen, nicht-Staatliche Schulen und Initiativen von Schulen in 

freier Trägerschaft unterstützen und zur Qualifizierung und Integration von Kindern mit Mig-

rationshintergrund eine fundierte Sprachförderung in den ersten Jahrgängen gewährleisten. 

Perspektivisch gilt es, die schulische Infrastruktur auf die zukünftigen lokalen Bedingungen 

und Bedürfnisse hin auszurichten. Im Hinblick auf die zunehmende Bildungswanderung soll-
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ten die IDEE-Typ 4 – Kommunen im regionalen Zusammenhang daran mitwirken, gerade für 

die Gruppe der 18 – 24jährigen ein gutes und innovatives (Aus-)Bildungs- und Qualifizie-

rungsangebot zur Verfügung zu stellen, um sie langfristig an den Wohnort zu binden oder 

ihnen eine Rückkehrperspektive zu bieten. 

§ Profilierung als kinder - und familienfreundlicher Wohnstandort  

Die IDEE-Typ 4 – Kommunen haben die große Chance, sich als kinder- und familienfreundli-

che Kommunen im Standortwettbewerb behaupten zu können. Dabei hilft ihnen der Trend, 

dass Wohnen in Zentren und infrastrukturstarken Gemeinden für Familien und junge mobile 

Menschen wieder attraktiver wird. Die Wohn- und Lebensqualität und das Image eines Ortes 

beeinflussen in einem hohen Maße die Ortsbindung und die Zuwanderungsbereitschaft von 

Familien und gut ausgebildeten jungen Menschen. Diese Qualitäten werden durch die Auf-

enthaltsqualität im öffentlichen Raum, das städtebauliche Ambiente, eine „nette“ Innen-

stadt, die zum Einkaufen und Bummeln verleitet, sowie Kultur- und Freizeitangebote ge-

prägt. Um sich weiterhin als kinder- und familienfreundlicher  Wohnstandort zu profilieren 

müssen diese Qualitäten kritisch bewertet und ggf. aufgewertet werden. Dazu gehört: die 

Aufwertung des Zentrums durch die Konzentration von Stadtplanung und baulichen Investi-

tionen auf den Bestand im Ortskern, die Stärkung der Innenstadt bzw. des Siedlungskerns 

als Einkaufszentrum, der Ausbau und die Differenzierung  der Angebote für Sport und Frei-

zeit sowie die Förderung der „Stadtkultur“ durch Initiierung und Pflege eines Diskurses zur 

Ortsentwicklung mit den Bürgern. Zur Profilierung als familienfreundlicher Wohnstandort 

gehört auch, familiengerechte Wohnangebote auszubauen, d.h. einen Mix unterschiedlicher 

Wohnungstypen und familien- und kinderfreundlicher Wohnumfeldbedingungen zu schaffen.   

§ Vereinbarkeit von Familien und Beruf sichern  

Ein attraktiver Wohnstandort zeichnet sich auch dadurch aus, dass er die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf unterstützt. Die IDEE-Typ 4 – Kommunen haben aufgrund ihrer relativ 

günstigen Ausgangssituation die Möglichkeit, auf diesem Feld z.B. durch entsprechende Mo-

dellprojekte in der frühkindlichen Förderung wegweisend zu  sein. Für die langfristige Wei-

terentwicklung der Kommunen ist es wichtig, professionelle Angebote für eine optimale Ba-

lance von Beruf und Familie  zu schaffen, wenn berufstätige Eltern mit Kindern an den Ort 

gebunden oder neue Familien gewonnen werden sollen. Dazu gehört u.a.: die Sicherung 

ganztägiger Betreuungsmöglichkeiten für Kinder jeden Alters und die Schaffung von Angebo-

ten zur Förderung insbesondere von Kindern aus bildungsfernen Schichten und Haushalten 

mit Migrationshintergrund. Die Frage der Vereinbarkeit von Familie und Beruf bezieht sich 

aber auch auf die Pflege von Angehörigen. Da in der Regel und in Zukunft vermutlich noch 

stärker die Pflege von Angehörigen und aus dem Freundeskreis geleistet werden muss und 

wird sind für diese Pflegepersonen Unterstützungsangebote zur Beratung, Entlastung und 

Betreuung erforderlich.  

§ Wohnen im Alter: attraktive Wohnungen fŸr Alt und Jung schaffen  

Sowohl im Hinblick auf Familien und Kinder als auch auf die wachsende Zahl von Senioren 

ist der langfristige Erhalt und die Verbesserung der Attraktivität der Ortskerne erforderlich, 

d.h. die Innenentwicklung ist frühzeitig und bewusst so zu steuern, dass zentrumsnahes 

Wohnen mit kurzen Versorgungswegen gewährleistet ist. Der innerstädtische Wohnraum 

sollte so geplant werden, dass für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen (zum Beispiel Fa-
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milien mit Kindern, Senioren) attraktiver Wohn- und Lebensraum entsteht, der auch genera-

tionenübergreifendes Miteinander ermöglicht und fördert. Langfristig werden die Kommu-

nen im Hinblick auf die bevorstehenden Alterungsprozesse von dieser strategischen Ausrich-

tung profitieren.  

 

Den Herausforderungen des demographischen Wandels im Bereich Wohnen ist vor allem zu 

begegnen durch ein breites Spektrum alternativer Wohnangebote und –arrangements, aus 

denen ältere Menschen eigenverantwortlich wählen können. Ihnen muss es ermöglicht wer-

den, auch bei eingeschränkter körperlicher und psychischer Gesundheit möglichst lange zu 

Hause zu leben. Eine abgestufte, niedrigschwellige Infrastrukturplanung kann helfen, das 

diese Angebote auch die Einzelnen erreichen.  Zudem kann sie dafür Sorge tragen, dass dem 

Wunsch, in den eigenen vier Wänden zu bleiben, entsprochen wird, auch wenn die Men-

schen Unterstützung benötigen. Dies erfordert ein kooperatives Handeln zwischen öffentli-

chen und  privaten Partnern.   

 

Die Frage nach den jeweils angemessenen Wohnbedingungen ist auf der Grundlage individu-

eller Bedürfnisse und Wertentscheidungen zu beantworten. Daher werden „normale“ Woh-

nungen auch in Zukunft die überwiegende Wohnform Älterer bleiben. Das bedeutet, dass 

soziale Infrastrukturen sowie das räumliche Umfeld und die Wohnungen selbst in weit höhe-

rem Maße als bisher altersgerecht gestaltet werden müssen. 

 

Für die IDEE-Typ 4 – Kommunen ergeben sich im Bereich „Wohnen im Alter“ folgende Hand-

lungsfelder: 

¥ Der Wohnungsbestand sollte strukturell umgewandelt und das Wohnumfeld senioren- 

und familiengerecht verbessert werden. 

¥ Neue Wohnformen sollten geschaffen, erprobt und unterstützt werden. Dies kann 

jedoch zukünftig auch aus volkswirtschaftlicher Sicht nur in sehr begrenztem Um-

fang realisiert werden. Hier gilt es vor allem, auch bei erhöhtem Pflegebedarf oder 

einer Demenzerkrankung den Bedürfnissen nach Normalität, Selbstbestimmung und 

Integration zu entsprechen sowie Wohnformen anzubieten, die vor allem dem 

Wunsch nach Gemeinschaft und gegenseitiger Unterstützung entgegenkommen und 

der Isolation älterer Menschen entgegenwirken.  

¥ Einzelne Wohnquartiere sollten mit Pflegewohngruppen, betreuten Wohnanlagen 

oder Mehrgenerationenhäusern ausgestaltet werden. Diese tragen dazu bei, dass äl-

tere Menschen in ihren vertrauten Wohnsiedlungen und Nachbarschaften auch bei 

hohem Unterstützungsbedarf bleiben können und somit Selbst-, Familien- und 

Nachbarschaftshilfe gefördert werden.  

¥ Kooperationen mit örtlichen Vereinen, Genossenschaften oder der Wohnungswirt-

schaft sollten intensiviert werden.  

¥ Durch eine zukunftsorientierte Bau- und Infrastrukturplanung können günstigere 

Rahmenbedingungen schaffen. 

¥ Die Angebote sollten durch Information und Beratung in Anlaufstellen für die Ver-

mittlung von Hilfen, Wohnberatung und die Organisation gemeinschaftsförderlicher 

Aktivitäten breitenwirksam umgesetzt werden. 
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§ Flexible Siedlungs - und Baustrukturen  schaffen  

Die in den Zeiten des Wachstums geschaffenen Siedlungs- und Baustrukturen sollten so an-

gepasst werden, dass sie auch bei einer grundlegend veränderten, d.h. älteren Bevölke-

rungsstruktur funktional genutzt werden. Bislang hat Nutzungsflexibilität einen noch gerin-

gen Stellenwert in der Entwurfsplanung. 

¥ Für Wohngebäude gibt es verschiedene Konzepte „mitwachsender“ Häuser, die sich 

mit vergleichsweise geringem Aufwand entsprechend den wechselnden individuellen 

Bedürfnissen bzw. den Lebensphasen der Bewohner phasenweise  erweiter oder 

verkleinern lassen. 

¥ Zukunftsweisend können auch Wohnkonzepte mit multifunktionalen, standardisier-

ten Wohneinheiten sein, die barrierefrei und flexibel für alle Bevölkerungsgruppen 

(Familien, Wohngemeinschaften, Senioren, Behinderte) geeignet sind. 

¥ Bauwerke für öffentliche und soziale Gemeinschaftseinrichtungen sollten so flexibel 

konzipiert werden, dass sie in der zeitlichen Abfolge verschiedenen Zwecken dienen 

können, z.B. zuerst als Kindergarten, später als Bürger- oder Seniorentreff. 

¥ Multifunktionale Gebäude könnten auch von vornherein als Begegnungsstätten für 

Jung und Alt dienen, etwa vom Kindergarten bis zum Altenheim. 

¥ Schließlich könnten Einrichtungen bei sukzessiv nachlassender Auslastung zu multi-

funktionalen Einrichtungen umfunktioniert werden: beispielsweise morgens als 

Schule, nachmittags als Kinderhort und abends als Gemeinschaftshaus, Senioren- 

oder Jugendtreff. 

 

 

Vlotho, den 13.09.2011 

 

 

Rechtsanwalt 

 

 


